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Thomas Schärtl | Jasmin Hassel (Hrsg.)
Nur Fiktion? Religion, Philosophie und Politik 
im Science-Fiction-Film der Gegenwart
VI und 235 Seiten | kart. | ISBN 978-3-402-12941-8
14,80 EUR

Dieser Band nimmt das Potenzial der Science-Fiction-Filme – mit 
dem Schwerpunkt des ersten Jahrzehnts des 21. Jahrhunderts – 

genauer in den Blick: Besonders Filme wie Star Wars und Matrix werfen 
die Frage nach dem Konzept einer rein diesseitigen und vorläufi gen 
Erlösung auf; Dystopien wie The Road oder The Book of Eli lassen 
uns darüber spekulieren, wie wir die Zukunft der Menschheit und die 
Entwicklung der Staatengemeinschaft genauer denken müssen; und 
der Blockbuster Avatar zieht die immer noch aktuelle Frage nach dem 
Verhältnis von Leib und Seele bzw. Gehirn und Geist nach sich. Damit 
richtet sich dieses Buch nicht nur an Science-Fiction-Liebhaber, sondern 
an alle, die an der Frage interessiert sind, wie philosophisch-theologi-
sche Grundfragen in der Populärkultur aufgegriffen und in Szene
gesetzt werden.
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Sehen Sie Berlin mit anderen Ohren:  
beim Kammermusik- Festival „intonations“  
im Jüdischen Museum Berlin.

Neben Haute Cuisine und Haute Couture steht  
Berlin auch im Zeichen der Haute Musique:  
Bereits zum vierten Mal gastiert das Jerusalem  
International Chamber Music Festival im Jüdischen  
Museum Berlin. Seien Sie dabei und erleben Sie  
„intonations“ vom 18. bis 23. April 2015. Freuen  
Sie sich auf den Moment, wenn internationale  
Spitzenmusiker geschmackvolle Kompositionen  
präsentieren. www.jmberlin.de/intonations

Wir fördern die Kultur. Und das von Herzen gern.
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Nicht einmal zehn Tage später be-
gann dann am 19. Januar mit der Ta-
gung der EU-Außenminister eine Serie 
von drei supranationalen Treffen, die 
ebenfalls in die Abfolge des transnatio-
nalen Dramas von Paris gestellt werden 
müssen. Die beiden anderen Treffen 
waren der informelle Rat der Innenmi-
nister am 29. und 30. Januar, sowie der 
Europäische Rat am 12. Februar. Diese 
Konferenzen der Europäischen Union 
sind supranational, weil sie im Rah-
men der Europäischen Verträge statt-
fanden, die den Vorrang des europä-
ischen Rechts vor dem nationalen in 
klar defi nierten Politikbereichen ver-
ankern und die der Europäischen Kom-
mission, als eindeutig supranationale 
Institution, eine Schlüsselrolle zuwei-
sen. Allerdings ist hier eine Einschrän-
kung geboten. Obwohl das supranatio-
nale Format unbestreitbar Anwendung 
fand, machte die Themenstellung – die 
gemeinsame Abwehr des islamistischen 
Terrors – aus den Treffen eher interna-
tionale Konferenzen. Die polizeiliche, 
nachrichtendienstliche und justizielle 
Zusammenarbeit im Rahmen der Eu-
ropäischen Union steht immer noch an 
den Anfängen. Die Hoheitsrechte lie-
gen eindeutig bei den Nationalstaaten. 
Deshalb war – von wenigen Dossiers 
wie z. B. zur umstrittenen Vorratsdaten-

speicherung einmal abgesehen – nur 
die engere internationale Kooperation 
der EU-Staaten Gegenstand der Tagun-
gen von Ministerrat und Europäischen 
Rat. Im Grunde waren drei internatio-
nale Konferenzen in eine supranatio-
nale Form eingebunden.

Die transnationale Reaktion der eu-
ropäischen Zivilgesellschaft auf die At-
tentate von Paris war möglicherweise 
eine der ersten Manifestationen eines 
europäischen demos, der seine Wert-
schätzung der Freiheit zum Ausdruck 
brachte. Der Slogan „Je suis Charlie“ 
hat die Sprachbarriere überwunden. 
Eine andere transnationale Reaktion 
mit natürlich anderen Ausdrucksfor-
men erwächst und könnte noch stär-
ker erwachsen an der Frage der Gleich-
heit (Steuern und Bildung). Ebenfalls 
erkennbar ist eine transnationale De-
batte zur Frage der Solidarität und Brü-
derlichkeit innerhalb einer Währungs-
union. Davon ist in diesem Heft nicht 
zuletzt in den Beiträgen zum Themen-
schwerpunkt die Rede. Somit liegt die 
Frage wieder vor den Europäern, ob 
und mit wem sie diesen transnationa-
len Bewegungen entsprechend ihre su-
pranationale Gestalt vertiefen. Die Kir-
che in Europa wird dazu sicher ihren 
spezifi schen Beitrag zu leisten haben.

Die jüngsten Atten-
tate in Paris gegen 

die Redaktion des Satire-
magazins Charlie Hebdo 
und einen jüdischen Su-
permarkt waren transna-
tional vorbereitet. Die 
Attentäter haben sich 
im Jemen für ihr mör-
derisches Tun ausbilden 
lassen. Der jemenitische 
Ableger von Al-Quaida 

hat sich als Auftraggeber der Terrorakte 
selbst identifi ziert. Auch die weltweite 
Reaktion auf die Attentate war trans-
nationaler Natur: Demonstrationen in 
Paris und in vielen anderen französi-
schen und europäischen Städten, die 
fl ächendeckende Berichterstattung in 
den Medien vieler Länder verbanden 
Akteure über die politischen und na-
türlichen Grenzen hinweg.

International war hingegen die 
schon am Sonntag nach den Ereig-
nissen organisierte Konferenz der für 
Sicherheit und Zivilschutz zuständi-
gen Innenminister vieler Länder. Das 
Gleiche kann auch für die einzigartige 
Demonstration vieler Staats- und Re-
gierungschefs gesagt werden, die am 
selben Tag auf dem Pariser Boulevard 
Voltaire zwischen den Plätzen Répu-
blique und Nation, stattfand – in un-
mittelbarer Nähe des großen Demons-
trationszugs der französischen Zivilge-
sellschaft. Die versammelten Personen 
repräsentierten ihre Staaten und die 
Solidarität des Großteils der interna-
tionalen Gemeinschaft angesichts der 
Bedrohung durch islamistischen Ter-
ror. Es handelte sich um eine der weni-
gen weltgeschichtlichen Momente, bei 
denen ein internationales Ereignis un-
mittelbar in eine transnationale Bewe-
gung eingebunden wird.

 Transnational 
international 
supranational
Defi nitionen und Ausblick

Stefan Lunte
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Um Normen verbindlich zu machen 
und auch um Konfl ikte zu regeln, 

bedarf es der transnationalen Abstim-
mung. „Transnational“ geht dabei über 
den Terminus „international“ hinaus, 
da dieser Regelungen zwischen Na-
tionalstaaten beschreibt. Der Begriff 
„Transnational“ bezeichnet dagegen 
Systeme; Institutionen und Ordnun-
gen, die nicht unmittelbar auf die na-
tionalstaatliche Ebene rückgekoppelt, 
sondern in mehreren Nationalstaaten 
verankert sind. Ein einschlägiges Bei-
spiel transnational Handelnder sind 
transnationale Unternehmen, die in 
mehreren Ländern produzieren und 
verkaufen, sich damit aber (trotz ei-
nes Hauptsitzes) oft nationaler Regu-
lierung entziehen. Deshalb wäre in die-
sem Bereich eine transnationale Ord-
nung wünschenswert, die nationale 
Konkurrenzen, etwa um Arbeitsplät-
ze, durch gleiche Standards minimiert. 

Nach der Finanzmarktkrise wurden von vielen politischen Akteuren transnationale 
Regulierungen gefordert, da die nationalstaatlichen Regelungen an die Grenzen ih-
rer Reichweite und ihrer Regelungskompetenz stießen. Solange Nationalstaaten um 
die transnational agierenden Banken konkurrieren, scheint eine Regelung jenseits 
des Nationalstaates schwierig. Dieses Phänomen betrifft aber keineswegs nur die Fi-
nanzmärkte, vielmehr unterliegen nahezu alle Bereiche gesellschaftlichen Lebens ei-
ner zunehmenden Transnationalisierung, wie das etwa der jüngst verstorbene Sozio-
loge Ulrich Beck in seinen Studien, die er zum Teil zusammen mit seiner Frau heraus-
gab, zum alltäglichen Kosmopolitismus nachwies1. Dies führt unter anderem dazu, 
dass Nationalstaaten zunehmend an Handlungs- und Regulierungsmacht in der glo-
balisierten Welt verlieren.

Einen wichtigen Versuch einer solchen 
transnationalen Ordnungsinstanz stellt 
die Europäische Union dar. Aber auch 
Vereinigungen von Wissenschaftlern 
aus mehreren Staaten, transnationale 
Nichtregierungsorganisationen oder 
ähnliche Körperschaften haben einen 
zunehmenden Einfl uss auf die Politik.

Transnationalität ist darüber hinaus 
das Kennzeichen der zunehmend glo-
balisierten Welt, da Entscheidungen in 
einem Land Auswirkungen in ande-
ren Ländern haben, die, gerade im Be-
reich der Politik, nicht abzusehen oder 

zu kontrollieren sind. Insgesamt löst 
das Bewusstsein von Interdependenz 
zunehmend die Politik der nationalen 
Selbstbehauptung und der funktiona-

len Unabhängigkeit auf 2. Diese Beto-
nung der Interdependenz stellt einen 
wichtigen Aspekt des Begriffs „Trans-

 Transnationalität und 
transnationale Ordnung
Zur Einführung in das Schwerpunktthema

1 Vgl. etwa Beck/Beck-Gernsheim (2011) oder Beck Ulrich (2010). Kosmopolitismus will 
Beck jedoch, in Abgrenzung von Kant, empirisch und nicht normativ verstanden wissen. 
Er strebt nicht das Ideal des Weltbürgers an, sondern stellt vielmehr fest, dass das Alltags-
leben des Durchschnittsbürgers inzwischen durch Einfl üsse aus der ganzen Welt geprägt 
wird.

2 Vgl. Bühl, Walter L. (1989), Sp. 501. 
3 Auf die umstrittene Abgrenzung zwischen Transnationalität, Transkulturalität, Trans-

staatlichkeit und Translokalität kann hier nicht näher eingegangen werden. Vgl. zu die-
sem Diskurs Hühn/Lerp/Petzold/Stock (2010), S. 11–46. 

 Das Bewusstsein 
von Interdependenz 
zersetzt zunehmend 
die Politik nationaler 
Selbstbehauptung

Peter Schallenberg
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nationalität“ dar. Ebenso bedeutsam 
ist, dass anders als im Begriff der In-
ternationalität nicht allein Nationen 
als Akteure angesehen werden, son-
dern vielschichtige Gruppen und In-
dividuen über nationale Grenzen hin-
weg handeln3. Auch in der Europäi-
schen Union sind ja keineswegs die 
Mitgliedsländer die alleinigen Akteu-
re, vielmehr gibt es die Kommission 
als eo ipso transnationale Institution 
und wenigstens in Ansätzen multina-
tionale Interessengruppen, die versu-
chen, in Brüssel Politik zu gestalten4.

Bei der Etablierung transnationaler 
Institutionen und Regelungsmechanis-
men müssen freilich oft auch unter-
schiedliche Rechtstraditionen beachtet 
und etwa im Recht der Europäischen 
Union aufeinander abgestimmt und 
zum Teil angeglichen werden. Trans-
nationalität und transnationale Ord-
nungen sind folglich in vielen Aspek-
ten zu beleuchten, wobei sich ob der 
Popularität des Begriffs auch eine ge-
wisse Vielschichtigkeit des Begriffs er-
gibt, der oft sehr unterschiedlich ge-
braucht und defi niert wird. Dennoch 
versucht das vorliegende Heft in sei-
nen Beiträgen erste Annäherungen an 
Aspekte der Transnationalität zu leis-
ten. Die Beiträge reichen von grund-
sätzlichen ethischen Erwägungen bis 
zur ethischen Untersuchung konkreter 
transnationaler Phänomene. 

Christiane Frantz beleuchtet Non-
Governmental-Organisations (NGOs) 
als transnationale Institutionen, die 
spezialisiert einzelne Themen in den 
Diskurs einbringen. Wie Frantz aus-
führt, sind NGOs dabei, in Abgrenzung 
sowohl zu Parteien als auch zu trans-

nationalen Unternehmen, weder wahl-
taktisch und national gebunden noch 
profi torientiert. Zudem sind NGOs sehr 
fl exibel und über die modernen Kom-
munikationswege schnell in der Lage, 
eine transnationale kritische Öffent-
lichkeit herzustellen und Unterstützer 
für ihr Anliegen zu mobilisieren. Da-
mit können sie die Defi zite transnatio-
naler Koordinierung auszugleichen 
helfen, so Frantz. Denn Parteien könn-
ten sich zwar nachhaltigeren transna-
tionalen Lösungen komplexer Pro-
bleme zuwenden, sollten dies aber, wie 
politikwissenschaftliche Analysen na-
helegen, nur vereinzelt tun, wenn sie 
ihre Wiederwahl nicht gefährden wol-
len. Deshalb scheint die feste Etablie-
rung einer transnationalen Ordnung 

von den Nationalstaaten eher nicht zu 
erwarten zu sein, wie Frantz schreibt. 
Und auch transnationale Unternehmen 
können aus meiner Sicht diese Ord-
nung nicht schaffen, zumal dies nicht 
ihre Aufgabe ist. In diese Nische hi-
nein wirken folglich NGOs und gestal-
ten transnationale Politik mit, wie 
Frantz zu Beginn ihres Artikels an meh-
reren Beispielen anschaulich verdeut-
licht.

Michael Reder untersucht die Vo-
raussetzungen, um eine „Ethik des 
transnationalen Regierens“ entwickeln 
zu können. Er weist darauf hin, dass 
der in der Philosophie vertretene Uni-

 Mangels einer festen 
transnationalen Ordnung 
werden NGOs zu 
wichtigen Mitgestaltern 
transnationaler Politik

versalismus oft implizit an national-
staatliche Vorstellungen gebunden ist 
und normative Fragen die Bürger ei-
ner Gesellschaft betreffen, wie Reder 
für die Diskursethik Jürgen Habermas‘ 
aufweist. Wenn es ethisch begründete 
allgemeingültige Normen gibt, müss-
ten diese, wie es bei den Menschen-
rechten ja zumindest postuliert wird, 
auch gleichermaßen für alle Menschen 
weltweit gelten. Zugleich werden etwa 
in den bereichsethischen Überlegungen 
einer globalen Demokratie innerhalb 
der philosophischen Debatte normati-
ve Geltungsansprüche beschränkt, so 
Reder. Dies gelte nicht nur bei Haber-
mas, sondern auch bei John Rawls. Ot-
fried Höffe denkt zwar darüber hinaus, 
entwickelt dennoch, wie auch andere 
nur einen schwachen Universalismus. 
Eine Ethik transnationalen Regierens 
muss demgegenüber die verschiedenen 
Sprachspiele ethischer Begründungen 
in verschiedenen Kulturen ausleuch-
ten und in der Folge die heterogenen 
Praktiken globalen Regierens und de-
ren Auswirkungen kritisch refl ektieren. 
Denn transnationales Regieren stellt 
immer ein Netzwerkhandeln und in-
sofern eher eine Governance- als eine 
Governementstruktur dar. Die Begrün-
dung einer weltdemokratischen Insti-
tution kann nach Reder dann nicht im 
Fokus der Ethik stehen.

Christof Mandry befasst sich in 
seinem Artikel mit einem konkreten 
Handlungsfeld transnationaler Politik, 
der Migrationspolitik in der Europäi-
schen Union. Das grenzüberschreitende 

4 Vgl etwa die COMECE.

Beck Ulrich (2010): Nachrichten aus der Weltinnenpolitik. Berlin.
Beck, Ulrich/Beck-Gernsheim, Elisabeth (2011): Fernliebe. Lebens-

formen im globalen Zeitalter, Berlin.
Bühl, Walter L. (1989): Art. Transnationale Beziehungen. In: Staats-

lexikon. Recht – Wirtschaft – Gesellschaft. hrsg. von der Gör-
res Gesellschaft. 7. Aufl age, Freiburg i. Br., Bd. 5, Sp. 500–502.

Hühn, Melanie/Lerp, Dörte/Petzold, Knut/Stock Miriam (2010): 
In neuen Dimensionen denken? Einführende Überlegungen 
zu Transkulturalität, Transnationalität, Transstaatlichkeit und 
Translokalität. in: Dies. (Hgg.) (2010): Transkulturalität, Trans-
nationalität, Transstaatlichkeit und Translokalität. Theoretische 
und empirische Begriffsbestimmungen. Münster.

LITERATUR
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Peter Schallenberg (*1963), Dr. theol., 
lehrt als Professor für Moraltheologie 
und Ethik an der Theologischen Fakul-
tät Paderborn und ist Direktor der Ka-
tholischen Sozialwissenschaftlichen 
Zentralstelle Mönchengladbach . In die-
ser Funktion ist er Mitherausgeber von 
Amosinternational, Weiteres zur Per-
son und zu aktuellen Veröffentlichun-
gen unter: www.ksz.de/28.html.

KURZBIOGRAPHIEPhänomen wird von der Politik in der 
EU tatsächlich transnational bearbei-
tet, sieht sich dabei jedoch auch starker 
Kritik ausgesetzt. Mandry bezeichnet 
Migration als „transnationales Phäno-
men par excellence, das sich der direk-
ten politischen Steuerung nicht fügt.“ 
Um dieses Phänomen bzw. den Umgang 
der EU mit diesem zu würdigen, klas-
sifi ziert Mandry zunächst verschiede-
ne Typen der Migration. Sodann legt 
er dar, dass Migration aus grund- und 
menschenrechtlichen Bestimmungen, 
also aus ethischer Argumentation he-
raus, nicht grundsätzlich zu verwehren 
ist. Aus Mandrys Sicht gibt es mehrere 
Punkte, die Migration zu einem trans-
nationalen Thema machen: Zu einem 
der in der Natur der Sache liegende 
grenzüberschreitende Aspekt, zum an-
deren aber auch die internationale Ge-
schichte der Migration. Ein- und Aus-
wanderung hat es historisch in jedes 
Land und aus jedem Land gegeben. 
Darüber hinaus gibt es viele transna-
tionale Akteure in diesem Politikfeld 
und nicht zuletzt ist die Freizügigkeit 
der Person eine Grundfreiheit der Eu-
ropäischen Union, die eine beispielhaf-
te transnationale Institution darstellt, 
wie oben bereits ausgeführt. Die Frei-
zügigkeit innerhalb der EU muss je-
doch von der Zuwanderungspolitik 
sowie der Asyl- und Flüchtlingspoli-
tik unterschieden werden, die eigene 
moralische Anfragen bereithalten. Ei-
ne Ethik im transnationalen Politik-
feld der Migration steht immer vor der 
Herausforderung, zwischen dem tradi-
tionell national konzipierten Gemein-
wohl und den Zuwanderungswünschen 
von außen abwägen zu müssen. Hier-
bei muss sie nach Mandry jedoch die 
Vorstellung des Gemeinwohls weiten 
und sich etwas von der Sicht der auf-
nehmenden Gesellschaft emanzipieren, 
um das Wohl aller Menschen in den 
Blick nehmen zu können.

Stephan Leibfried kommentiert in 
seinem Beitrag kritisch die Rede von 
Reinhard Kardinal Marx bei den Zwei-
ten Europäischen Sozialtagen, die im 
September 2014 in Madrid stattfanden, 

und fordert konkrete Konzepte für ein 
soziales Europa. Er merkt an, dass So-
zialstaaten eigentlich nie nationale Re-
servate in Europa waren und es gegen-
wärtig auf keinen Fall sind. Nun gäbe es 
aus seiner Sicht die Alternativen eines 
europäischen Finanzausgleichs oder 
auch einer europäischen Rückversiche-
rung für Sozialleistungen der Staaten. 
Wie Leibfried ausführt, ist eine Rück-
versicherung im Bereich der Arbeitslo-
sigkeit schon grundsätzlich entwickelt. 
Man könnte aus Leibfrieds Sicht auch 
an Fonds zur Schaffung von Infrastruk-
turen, etwa einen Bildungs- oder einen 
Investitionsfonds denken. Leibfried er-
hofft sich zumindest kurzfristig eine 
keynesianische Politik, um die Infra-
struktur zu verbessern. Diese Verbes-
serungen kämen auch Südeuropa zu-
gute und würden den Ländern, die Re-
formen durchführen müssen, zugleich 
Perspektiven eröffnen. Denn Sanierung 
und Sozialplan gehören für Leibfried 
auch dort zusammen. Hier erwartet er 
von der Kirche, konzeptionell voraus-
zudenken und sich nicht mit dem sta-

tus quo und punktuellen Veränderun-
gen zufrieden zu geben.

Martin Höpner erläutert im ab-
schließenden Interview, warum eine 
transnationale Lohnkoordination in der 
Europäischen Union bisher nicht ge-
lingt und wohl auf absehbare Zeit auch 
nicht gelingen kann: Solange es in den 
Euro-Länder trotz gemeinsamer Wäh-
rung sehr unterschiedliche Infl ations-
raten gibt und die Gewerkschaften sich 
bei ihren Lohnforderungen weitgehend 
vom Vorteil für die eigene nationale 
Wirtschaftsentwicklung leiten lassen, 
sind die Aussichten auf eine abge-
stimmte Lohnpolitik sehr gering. Wa-
rum sie aber für den langfristigen Er-
folg des Euro wichtig, ja unverzichtbar 
wäre, das macht Höpner in seinen Aus-
führungen deutlich.

Mit diesen Beiträgen werden ver-
schiedene Aspekte von Transnationali-
tät aufgezeigt, die alle zeigen, dass das 
Denken in nationalstaatlichen Grenzen 
vielen aktuellen Fragen nicht hinrei-
chend gerecht wird. Die Refl exion über 
die ethischen Grundlagen einer Etablie-
rung transnationaler Ordnungen, die 
Ausbuchstabierung dieser Ethik in kon-
kreten Handlungsfeldern und die Ent-
wicklung von Visionen zur transnatio-
nalen Politik bleiben eine sozialethi-
sche Herausforderung, die mit diesem 
Heft einen weiteren Anstoß erhält, aber 
sicher längst nicht abgeschlossen ist. 

 Das Denken in nationalen 
Grenzen wird vielen 
aktuellen Fragen nicht 
mehr gerecht
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 Nichtregierungsorganisationen als 
transnationale Interessenvermittler
Ihre Chancen als politische und zivilgesellschaftliche Akteure

Nichtregierungsorganisationen (NGO)s sind transnational ausgerichtete Organisationen, die sich 
auf bestimmte Themen und Problemlagen spezialisiert haben. Sie agieren als Themenanwälte und 
als Sprachrohr für solche Interessen in der transnationalen Politik, die sonst keine Stimme haben 
oder als machtlos überhört würden. Den NGOs kommt dabei zu Gute, dass sie sich nicht an der Lo-
gik des politischen Wahl-Wettbewerbs ausrichten müssen. Dadurch unterscheiden sie sich von na-
tionalstaatlichen Akteuren wie den Parteien. Sie agieren vielmehr unternehmensähnlich, sind da-
bei aber zielorientiert und eben nicht profi torientiert. NGOs gewinnen Stärke, indem sie sich mit 
den Funktionslogiken der (post)modernen Demokratie arrangieren: Das Handwerk der medialen 
politischen Themensetzung beherrschen sie meist hoch professionell; auf kurzfristige und projekt-
orientierte Beteiligungswünsche der Bürgerinnen und Bürger haben sie sich sehr gut eingestellt. 
Schließlich spielen NGOs als Interessenvermittler in transnationalen Politikprozessen deshalb eine 
so bedeutende Rolle, weil sie die Defi zite nationalstaatlicher Akteure und deren Autonomieverluste 
im Politikprozess kraft ihrer Expertise und ihrer internationalen Fokussierung auszugleichen helfen.

Mit einigen Bildern lässt sich der 
Titel dieses Beitrags wie in einem 

zeitgeschichtlichen Galerie-Rundgang 
aufspannen: 

1979
Nach einem TV-Spendenaufruf von 
2 ½ Minuten in Verbindung mit ei-
nem Bericht zu den „Verdammten der 
Meere“ in der Sendung „Report“ ini-
tiiert Rupert Neudeck die Aktion „Cap 
Anamur“ zur Rettung vietnamesischer 
Flüchtlinge. Entstanden als spontane 
Aktion von drei- bis viermonatiger 
Dauer ist Cap Anamur als NGO im-
mer noch aktiv in Krisengebieten auf 
der Welt. Neudeck kommentiert diese 
Entwicklung selber: „Als Zeichen und 
Aktion gegen die Ohnmacht, durch die 
Menschen im Land in einer freien Ge-
sellschaft.“

1992
Anlässlich des Rio-Umweltgipfels der 
Vereinten Nationen (UNO) gelangen die 
Vertreter der NGOs in die Medien und 

machen die Konferenz zu „ihrem Gip-
fel“. In den anschließenden zehn Jah-
ren folgen weitere Themenkonferenzen 
wie die Frauenkonferenz in Peking un-
ter dem organisatorischen Dach der UN. 
NGOs geben den Ton an, auch wenn 
sie nicht das Sagen haben.

1995 bis 1998
Mit der sogenannten Brent Spar Kam-
pagne zwingt Greenpeace den Öl-Multi 
Shell in die Knie: Shell entschließt sich 
letztlich dazu, die ausgediente Öl-Platt-
form Brent Spar nicht zu versenken, 
sondern an Land zu entsorgen. Green-
peace hatte zunächst mit Aktionen vor 
Ort Nadelstiche gegen den Öl-Multi ge-
setzt und mit einem Boykott-Aufruf 
die Öffentlichkeit dazu motiviert, ihre 
Autos nicht bei Shell zu betanken. Die 
schlechte PR bewog Shell zum Einlen-
ken, die Aktion hatte rechtswirksame 
Folgen auf EU-Ebene und setzte Stan-
dards für die Altlastenentsorgung in 
den Weltmeeren.

2002
In New York tagt – als Solidaritäts-
bekundung nach den Anschlägen auf 
das Worldtrade Center erstmals und 
ausnahmsweise nicht in Davos – das 
Weltwirtschaftsforum. Vor den Türen 
des Treffens gibt es lautstarke Proteste 
von Globalisierungskritikern. Im Süden 
Brasiliens, in Porto Allegre, sind gleich-
zeitig etwa 50.000 Menschen, vor al-
lem Vertreter von NGOs zum „Gegen-
gipfel“, dem zweiten Weltsozialforum, 
zusammengekommen.

2014
Auf Facebook und der eigenen Inter-
netseite wirbt die NGO bzw. das Pro-
testbündnis „Berlin-gegen-Nazis“ um 
Unterstützung und Aufmerksamkeit: 
Die Welle rassistischer Aufmärsche ge-
gen die Unterbringung von Gefl üchte-
ten in Berlin reißt nicht ab. Noch im-
mer fi nden regelmäßig Aufmärsche 
an verschiedenen Wochentagen statt. 
Mittlerweile stellen sich immer mehr 
engagierte Berliner und Berlinerinnen 

Christiane Frantz
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den Rechtsextremen in den Weg. Das 
Bündnis organisiert den Protest und 
Widerstand mit.

Diese Beispiele können wie Blitz-
lichter einen Eindruck von der Vielfalt 
der Akteure und ihrer Aktionen geben, 
um die es in diesem Beitrag gehen soll: 

die NGOs. Was sich hinter dem Begriff 
verbirgt, wie die NGOs überhaupt zu 
transnationalen Interessenvertretungs-
akteuren werden und wie sie als sol-
che agieren, das wird auf den folgen-
den Seiten erläutert.

fähig? Und welche (ergänzende) Rolle 
spielen NGOs?

Die hier angesprochenen Asymme-
trien können Bürgerinnen und Bürger 
in demokratischen Systemen, die zu-
gleich in hohem Maße als mediale De-
mokratien funktionieren, in ihrem All-
tag niedrigschwellig wahrnehmen. 
Ebenso wenig dürfte es die mehr oder 
minder politisch Interessierten erstau-
nen, dass die Nationalstaaten zwar for-
mal mit umfassenden Souveränitäts-
rechten ausgestattet sind, aber offen-
sichtlich und zwingend überfordert 
wären bei der nationalstaatlich auto-
nomen Bearbeitung transnationaler 
Problemlagen: Die nationalen Akteure 

sind nicht nur in der Sache überfor-
dert, sondern zudem in einem unauf-
löslichen und systematischen Dilemma 
gefangen. Denn Nationalstaaten „funk-
tionieren“ entlang der Logik der Inte-
ressenvertretung der nationalen Bevöl-
kerung und der politischen Ökonomie 
von Wahlperioden, innerhalb derer die 
Bürgerinnen und Bürger ihre Macht 
auf Zeit an die gewählte Regierung 
bzw. das gewählte Parlament delegie-
ren. Wollten parteipolitische Akteure 
in einer Legislaturperiode transnatio-
nalen Problemlagen Priorität einräu-
men und dafür notwendige, langfris-
tige Lösungen erarbeiten, wäre dies 
zwar womöglich den Problemlagen an-
gemessen, zugleich jedoch politisch 
unvernünftig: Die politikwissenschaft-
lich einschlägigen Theorien legen es 
nahe, dass strategisch vernünftiges 
Handeln in der Politik zwar längerfris-
tig angelegt sein kann. Doch sollten 
sie eine Politik, die den oft kurzfristi-
gen Interessen widersprechen, nur do-
siert verfolgen. Denn zugleich müssen 
gewählte Akteure die kurzfristigere Po-
litik der Wiederwahl priorisieren, um 
längerfristig die Chance zu wahren, an 
einer transnational-gemeinwohlorien-

 Transnationale 
Problemlagen lassen sich 
im Rahmen nationaler 
Politik nicht lösen

Politische Chancen und Herausforderungen 
im transnationalen Raum

Eine sozialwissenschaftliche Perspek-
tive auf die Charakteristika des Trans-
nationalen zu Beginn der 2000er Jahre 
offenbart auf den ersten Blick,
• wie nah „die Welt“ zusammenge-

rückt zu sein scheint,
• wie komplex die zur Lösung anste-

henden Probleme sind,
• wie wenig wirkungsmächtig die 

Staaten als Akteure im transnatio-
nalen Politikprozess häufi g agieren,

• wie vernetzt staatliche wie zivilge-
sellschaftliche Akteure und auch 
einzelne Bürgerinnen und Bürger 
über Grenzen hinweg sind,

• welch große Rolle für uns in der 
Wahrnehmung des Transnationalen 
die Aufbereitung der Realität durch 
die und in den Medien spielt und

• wie immens im transnationalen 
Raum – bei aller Vernetzung – die 
Asymmetrien zwischen den Ak-
teuren in dieser vielleicht nur ver-
meintlich zusammengerückten Welt 
tatsächlich sind.

In dieser, hier nur angedeuteten Ge-
mengelage entstehen im Interaktions-
prozess erhebliche Unwuchten, die sich 
im gesellschaftspolitischen Prozess wi-
derspiegeln und niederschlagen:
• Macht – eine zentrale Kategorie po-

litikwissenschaftlicher Analyse – ist 
höchst unterschiedlich verteilt;

• die Chance der gesellschaftlichen 
Akteure auf Machtzugewinn und 
die dafür nicht unerhebliche Ver-
fügung über Ressourcen sind eben-
falls höchst different.

Die Asymmetrie verschärft sich zusätz-
lich, wenn die Verteilung von Risiken 
in die Betrachtung einbezogen wird: 
So treffen etwa die Folgen des in der 
industrialisierten Welt erzeugten Kli-
mawandels unmittelbar nur in gerin-
gem Umfang dessen zentrale Verursa-
cher, die zugleich Hauptprofi teure der 
Industrialisierung sind. Sie wirken sich 
aber sehr wohl unmittelbar auf wirt-
schaftlich geringer entwickelte Staaten 
und oft mehrfach chancenbenachtei-
ligte Bevölkerungsgruppen bzw. Ge-
sellschaften aus. Die asymmetrischen, 
komplexen und zugleich vernetzten 
Umstände fordern die Nationalstaaten 
und die zwischen Nationalstaaten ver-
einbarten transnationalen Regime he-
raus. Das gilt beispielsweise in den Po-
litikfeldern Finanzen, Gesundheit, 

Handel, Umwelt, Sicherheit. Ebenfalls 
gefordert sind die von Nationalstaaten 
gegründeten internationalen Organi-
sationen wie die UNO oder die Euro-
päische Union: Wie lassen sich bei so 
unterschiedlichen Betroffenheiten mit 
Problemen, differenter Verteilung von 
Risiken, Pluralität von Interessen so-
wie der daraus resultierenden Dysba-
lance von Chancen- und Machtvertei-
lungen transnationale Ordnungen eta-
blieren und nachhaltig sichern? Sind 
Nationalstaaten und die von Ihnen be-
gründeten Organisationen in diesem 
Kontext wirkmächtig und handlungs-

 Die internationale 
Verfl echtung ist durch eine 
Vielzahl von Asymmetrien 
gekennzeichnet
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tierten Politik überhaupt in (regie-
rungs-)verantwortlicher Funktion und 

mit Wählermandat weiter mitwirken 
zu können.

auf Veränderungen des Regierungs-
prozesses. 

Zentral und konstitutiv ist für NGOs 
jedoch ihr interessenvermittelndes 
Handeln im politischen Artikulations- 
und Willensbildungsprozess. NGOs 
übernehmen die Aufgabe, Themen und 
Probleme zu artikulieren, für die Lö-
sungen gefunden werden müssen und 
in denen für sie und ihre Unterstüt-
zer – als Ehrenamtliche, als Spender, 
als Mitunterzeichner von Protestnoten 
uvm. – Handlungsbedarf besteht. Sol-

che Aufgaben und Funktionen erfül-
len NGOs zum Teil ergänzend, zum Teil 
auch in Konkurrenz zu Parteien, Ver-
bänden und Sozialen Bewegungen. Zu 
den Aufgaben, die von NGOs im trans-
nationalen System übernommen wer-
den, gehören
• Themensetzung (Agenda Setting),
• themenanwaltschaftliche Interes-

senvertretung (Advocacy) und
• Lobbying.

Das Lobbying ist dabei im politikwis-
senschaftlichen Sinne des funktiona-
len Informationstausches an der 
Schnittstelle von zivilgesellschaftlicher 
Interessenvertretung und gouverne-
mentaler Politikvermittlung angesie-
delt. Das Lobbying der NGOs zielt dar-
auf ab, politische Meinungsfi ndung zu 
lenken. Manchen NGOs wird im Poli-
tikprozess eine Wirkungskraft ver-
gleichbar den Verbandslobbyisten at-
testiert. Das Ziel ist die direkte Einfl uss-
nahme im Kontakt von NGO-Vertretern 
mit internationalen Regierungsorgani-
sationen oder internationalen Regimen. 
Waren NGOs zu Beginn der 1990er Jah-
re noch „barfuß auf dem diplomati-
schen Parkett“ (Calließ 1998) unter-
wegs, treten NGO-Vertreter inzwischen 
als akkreditierte Partner auf, die in spe-

 NGOs beschränken 
sich nicht auf die 
Interessenvertretung 
für die eigenen 
Organisationsmitglieder

Interessenvertretung im transnationalen Raum

In dieser zwingenden Logik politischer 
Ökonomie ist also von den Staaten 
aus eigener Kraft kaum zu erwarten, 
dass sie eine transnationale Ordnung 
 schaffen, die nicht nur Politik entlang 
starker Interessen etabliert und natio-
nalstaatlichen Logiken folgt, sondern 
einem politisch-normativen Auftrag 
gerecht wird, der gerechtigkeitsgelei-
tete Politikausgleiche einfordert und 
erwirkt. Eine solche Politik ist so ori-
entiert, dass den transnationalen Pro-
blemen angemessen begegnet wird und 
übermäßige Asymmetrien verringert 
werden. Aus der Sicht von Demokra-
tie- und Gerechtigkeitstheorien ist die – 
etwas lässig formuliert – gute Nach-
richt, dass
• durch gesellschaftliche Emanzipa-

tionsprozesse einerseits und
• die selbst wahrgenommene Lö-

sungsschwäche des Staates ange-
sichts des komplexen transnatio-
nalen Problemdrucks andererseits

Nichtregierungsorganisationen seit den 
1990er Jahren mehr und mehr an po-
litischem Einfl uss erstritten und Mit-
sprache in Politikprozessen erwirkt ha-
ben. In transnationalen Politikprozes-
sen, die nicht mehr der strikten Logik 
souveräner staatlicher Steuerung ge-
horchen, sondern nationalstaatliche 
Autonomie faktisch partiell aushöhlen, 
agieren NGOs als Advokaten schwa-
cher Interessen, die ohne themenan-
waltliche Vertretung kaum hörbar wä-
ren, im Konzert der starken, einfl uss- 
und machtreichen Staaten.

NGOs gelten somit als advokatori-
sche Interessenvertreter in der transna-
tionalen Politik. Der Blick in die sozi-
alwissenschaftliche Literatur offenbart 
aber, dass trotz einiger Kernkriterien, 
auf die sich Forscherinnen und For-
scher im Grundsatz einigen können, 
lange um eine angemessene, operatio-
nalisierbare NGO-Defi nition gerungen 

wurde. Als tragfähig in diesem Sin-
ne hat sich die Defi nition von Volker 
Heins erwiesen: „Nichtregierungsorga-
nisationen (NGOs) sind formalisierte, 
auf Dauer angelegte Zusammenschlüs-
se von Personen, die sich im öffentli-
chen Raum, aber ohne staatlichen Auf-
trag und ohne Anspruch auf unmittel-
bare Teilhabe an der staatlichen Macht, 
über nationalstaatliche Grenzen hin-
weg für die Belange von Nichtmitglie-
dern einsetzen, deren Lebenslage sich 
strukturell von der Lebenslage der Or-
ganisationsmitglieder unterscheidet.“ 
(Heins 2002: 46) In der Literatur wer-
den NGOs oft als postmoderne Nach-
folger von Verbänden in einer stark 
funktional differenzierten und orga-
nisierten Gesellschaft betrachtet, und 
sie funktionieren als solche oft genug 
als „Subunternehmer“ des Staates. In 
dieser Logik lassen sich neben der hier 
besonders fokussierten Interessenver-
tretung durch NGOs im transnationa-
len Raum zwei weitere wichtige Funk-
tionen von NGOs im nationalen und 
internationalen Politikprozess syste-
matisieren:
• Erstens sind NGOs gefragte Exper-

ten des Staates in Politikfeldern, 
die in hohem Maße komplex sind, 
so dass die notwendige Fachlich-
keit und das Spezialwissen für an-
gemessene Politikvorschläge nicht 
in der politischen Bürokratie vor-
gehalten werden können.

• Zweitens agieren NGOs in den ihnen 
angestammten, zentralen Politikfel-
dern wie der Entwicklungspolitik als 
Projekt- und Durchführungsorgani-
sationen. Dabei unterstützen sie den 
Nationalstaat in seinen Programm-
linien und kompensieren vielfach 
nicht vorhandene staatliche Struk-
turen zur Implementation von Po-
litik. So entlasten NGOs den Staat 
und lenken zugleich das Augenmerk 
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zieller Weise Fachlichkeit anbieten und 
mit öffentlichem Druck bedrohlich wir-
ken, weil durch sie Protest und Mobi-
lisierungskraft gebündelt werden.

Empirisch haben die Sozialwissen-
schaften in einer Vielzahl von Studien 
den wesentlichen Beitrag von NGOs 
zur Interessenvertretung schwacher In-
teressen in transnationalen politischen 
Prozessen nachgewiesen. Sie attestie-
ren ihnen, zentrale Akteure der so-
zialwissenschaftlich viel diskutier-
ten Global Governance zu sein. Diese 
konzeptioniert das Regieren in einer 
asymmetrisch vernetzten Welt als ein 
Arrangement politischer Interaktionen, 
in denen Staaten nach wie vor die im 
juristischen Sinne entscheidungssou-
veränen Akteure sind, zugleich aber 
politische Steuerung unter Beteiligung 
nichtstaatlicher, sogenannter zivilge-
sellschaftlicher Akteure stattfi ndet. 

Die enorme Karriere der NGOs seit 
den 1990er Jahren hat sie längst zu eta-
blierten politischen Akteuren avan-
cieren lassen. Sowohl das quantitative 
Wachstum als auch die zugesprochene 
politische Relevanz von NGOs sind dabei 
beeindruckend. Die Union of Internatio-
nal Organizations, die hinsichtlich der 
Kriterien die strengsten Maßstäbe bei der 
Klassifi kation von NGOs anlegt, bildet 
auf ihrer Internetseite (www.uia.org/ye-
arbook) als zentrale empirische Aussage 
des Yearbook of international Organiza-
tions eine Wachstumsstatistik von NGOs 
ab, aus der drei Vergleichszahlen illust-
rierend herausgegriffen werden:
• Während man 1909 mit insgesamt 

213 internationalen – staatlichen 
wie nichtstaatlichen – Organisa-
tionen noch von einem sehr be-
grenzten Phänomen sprechen kann,

• waren es 1990 nach UIA-Statistik 
bereits 22.334 NGOs und

• 2012 waren es sogar 57.721.

 Die enorme Karriere der 
NGOs seit den 1990er 
Jahren hat sie in den Rang 
etablierter politischer 
Akteure aufsteigen lassen

Auch wenn quantitativ für NGOs erst 
im letzten Jahrzehnt des 20. Jahrhun-
derts eine regelrechte Gründungswel-
le festzustellen ist, wäre es verfehlt, 
NGOs als „junge“ oder „neue“ Akteu-
re zu bezeichnen. Ihr historischer Pfad 
lässt sich weit ins 19. Jahrhundert zu-
rückverfolgen. Zu den im historischen 
Sinne Pionieren des Organisationsseg-
ments zählen charakteristische NGOs 
wie das Rote Kreuz. Im Begründungs-
kontext und als Gründungsimpuls für 
das NGO-Segment werden in der Li-
teratur solche Faktoren aufgelistet, die 
auch als Katalysatoren der Globalisie-
rung benannt werden:
• die Entgrenzung von Räumen,
• die Internationalisierung von Kom-

munikation sowie von staatlichen 

und ökonomischen Austauschbe-
ziehungen,

• die gesellschaftlichen Verände-
rungsprozesse entlang der Schlag-
worte „Vermehrung von Wissen“ 
sowie „bürgerliche Emanzipation“.

Dabei hat die Verbindung mit neuen 
technischen Kommunikations- und In-
formationsvermittlungsmöglichkeiten 
die Chancen zum Informationsgewinn 
jenseits lokaler, regionaler und zuneh-
mend auch nationaler Grenzen erheb-
lich verbessert. 

Im Folgenden werden nun NGOs als 
zivilgesellschaftliche Organisationen 
im transnationalen Raum charakteri-
siert, die als Interessenvertreter zu einer 
transnationalen Ordnung beitragen. 

NGOs als zivilgesellschaftliche Akteure in der entgrenzten Politik 

Die NGOs haben ihre Karriere maß-
geblich den Veränderungen von Po-
litik und Gesellschaft unter dem An-
kerbegriff der Transnationalisierung zu 
verdanken. Wenn unter „Transnationa-
lisierung“ eine Entwicklung verstan-
den wird, die durch die Entgrenzung 
politischer, ökonomischer und gesell-
schaftlicher Prozesse und Strukturen 
gekennzeichnet ist, so mag es kaum 
verwundern, dass als Reaktion auf die-
se kategorial neuen Herausforderun-
gen in demokratisch verfassten Gesell-
schaften eine Neu- oder mindestens 
Umverteilung von Steuerungsmacht 
zu beobachten ist. Politikakteure jen-
seits des Staates – also Akteure der 
sogenannten Zivilgesellschaft, die we-
der zum Bereich der Ökonomie noch 
zum Staat gehören – gewinnen als er-
gänzende Mitspieler im Politikprozess 
neue Gestaltungsspielräume. Auch die 
NGOs gehören zum Feld der Zivilge-
sellschaft. Dabei ist das aufgespannte 
Dach der NGOs weit. Unter ihm fi nden 
organisationssoziologisch stark diffe-
rente Akteure Platz:
• von solchen NGOs, die im Kern als 

Freiwilligenorganisationen struk-
turiert sind,

• bis hin zu solchen, die eher ziel-
orientierten Unternehmen ähneln;

• von lokal angesiedelten NGOs mit 
Ortsgruppen und ihren freiwilligen 
bzw. ehrenamtlichen Aktiven

• bis hin zu rein virtuell im Internet 
und dessen sozialen Netzwerken 
existenten NGOs.

Die Aufgabe der Letztgenannten (Bei-
spiel: campact.de) liegt vor allem in 
der Information über politische Miss-
stände. Sie geben Impulse für politische 
Proteste oder organisieren diese virtuell 
und bauen im Netz politischen Druck 
auf. Das NGO-Dach überspannt Orga-
nisationen, die sich auf unterschied-
lichen Politikfeldern bzw. nur für be-
stimmte gesellschaftspolitische Fragen 
einsetzen und/oder die sich auf regio-
nale Räume oder auf bestimmte Aufga-
ben in diesem veränderten Politikpro-
zess spezialisiert haben. Für alle NGOs 
sind ihre transnationale Ausrichtung in 
der Organisationsstruktur sowie ihre 
grenzüberschreitende politische Agen-
da kennzeichnend. Diese Transnatio-
nalität, als Organisationsprinzip sowie 
als defi nierendes Kriterium ihres poli-
tischen Auftrags, macht sie zu beson-
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ders interessanten Akteuren, wenn die 
Frage nach transnationalen Ordnungen 
gestellt wird. 

NGOs sind an unterschiedlichen 
Orten der Welt tätig: So kann eine 
NGO gleichzeitig in einem Projekt in 
der Dritten Welt oder einem Katastro-
phengebiet tätig sein, aber auch poli-
tische Kontakte bei den UN wahrneh-
men und auch noch in Deutschland 
selber eine Spendenkampagne durch-
führen und im Ausschuss für huma-
nitäre Hilfe beim Auswärtigen Amt 
über Projekte in Abstimmung mit der 
deutschen Regierung debattieren. Al-
le diese Aktionen – und das ist nur ein 
Ausschnitt der Möglichkeiten – kön-
nen von einer Organisation gleichzei-
tig umgesetzt werden. Ein Teil der Mit-
arbeiter ist im Inland, ein Teil im Aus-
land tätig und ein anderer Teil ist vom 
Inland aus über das Internet täglich mit 
dem Ausland vernetzt. Insofern kön-
nen NGOs als echte inter- bzw. trans-
nationale Akteure bezeichnet werden. 

Kurz zusammengefasst: NGOs wer-
den zu transnationalen Akteuren durch
• ihre internationale Zielorientierung
• ihre grenzüberschreitende Tätigkeit
• ihre grenzüberschreitende Organi-

sation oder Vernetzung

Und dennoch gilt der Einwand: Viele 
Aktionsräume, die sich den NGOs inter-
national öffnen, stehen ihnen nicht per 
rechtlich verfasstem Anspruch zu, son-
dern die Aktionsmöglichkeiten wach-
sen ihnen zu, weil sie sich eine gewis-
se Autorität im internationalen poli-
tischen Raum geschaffen haben.

treten, bereiten sie ein Fundament der 
Zustimmung für ihre Anliegen. Die de-
mokratietheoretische Legitimation, die 
sie für sich beanspruchen, ist die der di-
rekten Partizipation. Die Anliegen von 
NGOs umfassen
• politische Versäumnisse oder Miss-

stände, die keine angemessene Be-
achtung im parlamentarischen Po-
litikprozess fi nden, sowie

• Probleme, die an den Grenz- bzw. 
Überlappungsbereichen nationaler 
und grenzüberschreitender Poli-
tik auftreten, und für die aus Sicht 
der NGOs keine hinreichend wirk-
samen Regelungszuständigkeiten in 
den transnationalen Politikprozes-
sen etabliert wurden.

Den NGOs fehlen die Kraft der natio-
nalstaatlichen Entscheidungssouverä-
nität sowie die damit verbundenen 
auch transnational in den Regimen der 
EU, UNO etc. geltenden völkerrecht-
lichen Befugnisse. Somit sind sie vor 
allem auf das themenanwaltschaftli-
che Lobbying der von ihnen vertrete-
nen Interessen bei den Entscheidungs-
trägern angewiesen. Sie bauen für die-

se staatlichen Akteure Handlungsdruck 
auf, indem sie als Agenda Setter die 
Themen auf die politische Tagesord-
nung bringen und. Bürgerinnen und 
Bürger durch ihre Kampagnen mobi-
lisieren. Fluchtpunkt ihrer medialen 
Kampagnenführung ist es, die Auf-
merksamkeit in Politik vermittelnden 
Medien so zu bedienen, dass sie für die 
von ihnen vertretenen Interessen ein 
mediales Echo und öffentlichen Druck 
erzeugen. Dadurch werden parteipoli-
tische, nationale oder internationale 
Akteure bzw. Organisationen gezwun-
gen, sich mit den Kampagnenthemen 
zu befassen – im Zweifelsfall auch ge-
gen ihr eigentliches Interesse. 

 NGOs veranlassen 
politische Akteure, sich 
mit vernachlässigten oder 
missliebigen Themen zu 
befassen

Interessenvertretung durch NGOs

Für wen sprechen also NGOs und mit 
welchem Recht sprechen sie? Oder an-
ders formuliert: Maßen sie sich eine In-
teressenvertretung an, für die sie kei-
nen Auftrag haben? Wieso sind sie 
neben den etablierten Interessenvertre-
tungsakteuren wie Parteien einerseits 
und Verbänden andererseits wichtige 
Akteure geworden? Von den Parteien 
unterscheidet NGOs, dass sie
• erstens nicht beanspruchen, ein 

breites politisches Angebot in um-
fassenden Politikbereichen zu ent-
wickeln und

• somit zweitens auch gar nicht 
darauf abzielen, einen umfassen-
den Gestaltungsauftrag für die Ge-
sellschaft zu erhalten, wie dies auf 
Parteien zutrifft, die im politischen 
Wettbewerb aktiv sind.

NGOs sind vielmehr in hohem Maße 
thematisch spezialisiert – oft nur auf 
Ausschnitte eines Politikfeldes – und 

setzen ihre Priorität auf schnelle und 
effektive Hilfe, was sich oft nicht mit 
(basis)demokratischen Entscheidungs-
fi ndungsprozessen verträgt. Die legiti-
mierende Basis politischer Mitwirkung 
erwächst NGOs nicht aus etablierten 
demokratischen Wahlverfahren, in de-
nen Macht auf Zeit von Bürgerinnen 
und Bürgern auf parlamentarische Ak-
teure delegiert wird. Vielmehr leiten 
NGOs das Recht auf ihre politische Mit-
sprache aus dem Zuspruch und aus ak-
tiv praktizierter Zustimmung ab:
• aus der Geldzuwendung als Spende 

für die politische Arbeit,
• aus der Beteiligung an einem Pro-

test qua Unterschrift, seit einiger 
Zeit auch

• aus dem „liken“ in der digitalen 
Welt sozialer Netzwerke.

Indem NGOs öffentlich kommunizie-
ren und vermitteln, welche Interessen 
sie vertreten und für wen sie diese ver-

 Die transnationalen 
Aktionsmöglichkeiten 
ergeben sich meist nicht 
aus einem rechtlichen 
Anspruch, sondern aus 
erworbenem Ansehen
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Inzwischen haben sich das Image 
der NGOs und ihr Handlungsspekt-
rum stark ausdifferenziert. Sie verlei-
hen nicht nur Stimme, sondern spre-
chen mit eigener Stimme, allerdings 
nach wie vor im Interesse anderer. Mit 
eigener Stimme sprechen sie beispiels-
weise auf internationalen Konferenzen, 
bei denen sie akkreditiert sind und wo 
sie miteinander, aber auch mit den Ver-
tretern der Nationalstaaten über politi-
sche Konzepte und notwendige Inter-
ventionen diskutieren.

NGO-Vertreter agieren aber auch 
jenseits der öffentlichen Wahrnehmung 
als Lobbyisten. Das bedeutet, dass sie 
bei den internationalen Organisatio-
nen wie der EU, der UNO, der Welt-
bank, aber auch in den Hauptstädten 
vieler Länder Kontakte zu staatlichen 
politischen Akteure oder zu Parlamen-
tariern pfl egen. Für die NGOs ist die-
se Lobbyarbeit in der Vorbereitungs-
phase politischer Entscheidungen eine 
wichtige Möglichkeit, um auf Entschei-
dungen Einfl uss zu nehmen. Denn mit 
ihrem Rechtsstatus sind sie von den 
rechtlich wirksamen Entscheidungs-
prozessen ausgenommen.

Die Rolle der NGOs hat sich gleich-
wohl so weit verändert, dass sie durch 
staatliche Akteure und Regierungs-
organisationen auch in Politikbera-
tungsprozesse aktiv eingebunden wer-
den. Diese Anerkennung konnten die 
NGOs vor allem dadurch gewinnen, 
dass sie unter ihrem hauptamtlichen 
Personal hochqualifi zierte Fachkräfte 
und Spezialisten für ihre Themenbe-
reiche an sich binden konnten. Diese 
Expertise wird von staatlichen Akteu-
ren sehr geschätzt, denn in den Parla-
menten sitzen ja vor allem politische 
Generalisten als Vertreter des Volkes 
und ihrer Parteien, die auf Fachwis-

sen u. a. aus NGOs angewiesen sind, 
um ihre Sachentscheidungen zu fällen. 

Nicht zuletzt sind viele NGOs – wie 
weiter oben dargelegt – zusätzlich ope-
rativ in der unmittelbaren Projektarbeit 
tätig:
• Sie beschäftigen Personal in Ent-

wicklungsländern,
• sie betreiben zumindest im kleinen 

Umfang auch Umweltforschung 
und führen entsprechende Projek-
te durch,

• sie entsenden Personal zu Hilfs-
aktionen in Katastrophen-, Krisen- 
und Kriegsgebiete.

Aus dieser operativen Tätigkeit wächst 
den NGOs faktisch wiederum Gestal-
tungskraft zu. Denn sie werden als 
Subunternehmer des Staates unver-
zichtbare Mitgestalter, die diese Mit-
gestaltungsmacht wiederum in später 
folgenden Politikprozessen zu einem 
früheren Zeitpunkt entfalten können, 
weil sie bekannt und in die Prozesse 
involviert sind. Zudem profi tieren sie 
in dieser Konstellation von Informati-
onsvorsprüngen, die sich im Lobbying 
und der Advocacy auszahlen.

Ich habe NGOs als Akteure gekenn-
zeichnet, die sich aufgrund ihrer Or-
ganisationsstruktur und ihres Aktions-
potentials, aber auch mit der Art ihrer 
politischen Einfl ussnahme für transna-
tionale Politikprozesse empfehlen. Um 
die „Wertigkeit“ dieses Potentials im 
Politikprozess einzuordnen, muss die 
Veränderung von Politik unter den Be-
dingungen der Transnationalisierung 
ausgewiesen werden. Die Veränderung 
bündelt sich in dem Befund, dass sich 
Steuerungsprozesse von Government 
als staatlichem Regieren zu Gover-
nance – also einem komplexen poli-
tischen Regelungsarrangement unter 
Einschluss privater, ökonomischer und 
zivilgesellschaftlicher Akteure – ent-
wickeln und dass diese Entwicklung 
bereits recht weit vorangeschritten ist.

Im Governancearrangement und 
-prozess liegt die genannte zweite, 
kontextuelle Bedingung für die Kar-
riere von NGOs: Die politischen Sou-
veränitätsstrukturen sind in der Regel 
nach wie vor primär nationalstaatlich 

konzipiert und nur in Teilregimen, et-
wa in bestimmten EU-Politikbereichen, 
substanziell transnationalisiert. Wenn 
aber das Vermögen, Probleme zu lösen, 
nicht (mehr) in der souveränen Kom-
petenz des Nationalstaates liegt und er 
notwendige, spezielle Expertise nicht 
vorhalten kann, dann stößt national-
staatliches Government an seine Gren-
zen. Es entstehen Spielräume für priva-
te, ökonomische und zivilgesellschaft-
liche Akteure; diese werden erstritten 
und dem Staat abgerungen. Daneben 
macht der Staat aber auch aktiv Ange-
bote an die zivilgesellschaftlichen Or-
ganisationen zur Beteiligung als Mit-
gestalter oder als Experten in veränder-
ten politischen Steuerungsprozessen. 

Fazit

In ihrem professionalisierten Funkti-
onsprofi l bilden NGOs Veränderungen 
der Politikprozesse sehr gut ab:

NGOs als Ordnungsakteure in transnationalen Politikprozessen

Calließ, Jörg (Hrsg.) (1998): Barfuß auf diplomatischem Parkett. 
Die Nichtregierungsorganisationen in der Weltpolitik (Loccu-
mer Protokolle 9/97).

Heins, Volker (2002) Weltbürger und Lokalpatrioten. Eine Einfüh-
rung in das Thema Nichtregierungsorganisationen. Opladen.

ZITIERTE QUELLEN
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• Sie sind im Gegensatz zu Parteien 
nicht auf gesellschaftspolitische Ge-
samtprogramme ausgerichtet, son-
dern reagieren auf die Differenzie-
rung und die steigende Komplexität 
der Lebenswirklichkeit mit thema-
tischer Spezialisierung auf ein Po-
litikfeld.

• Sie sind für den Staat wichtige Ex-
perten bei der Erarbeitung ange-
messener Problemlösungen.

• Sie sind als Agenda Setter und the-
menanwaltschaftliche Vertreter in 
und mit ihren Kampagnen dar-
auf ausgerichtet, die Versäumnisse 
staatlichen Handelns zu offenbaren. 
Es geht ihnen jedoch nicht nur um 
den Protest gegen die Versäumnis-
se, sondern auch um Zustimmung 
für die von ihnen vorgeschlagenen 
Handlungsalternativen.

• Als Durchführungsorganisationen 
agieren sie im Verbund mit dem 
Geldgeber Staat und können als 
dessen „Subunternehmer“ in der 
Um- und Durchsetzung politischer 
Programme eigene Vorstellungen 
einbringen und Akzente setzen.

Für die These, dass NGOs als zivilgesell-
schaftlich verortete Interessenvertreter 
jenseits nationaler Logiken einen sub-
stanziellen Beitrag zu einer transnatio-
nalen Ordnung leisten können, spricht 
somit, dass NGOs mit ihrem Funkti-
onsprofi l den Veränderungen in Ge-
sellschaft und Politik in hohem Maße 
gerecht werden: 
• NGOs werden mit ihrer Kompetenz 

als Kampagnenakteure transnatio-
naler Ausrichtung tätig. Unter den 
veränderten Politikgestaltungsbe-
dingungen können sie ihre poli-

tischen Ziele durch mediale Reprä-
sentanz für potentielle Unterstützer 
auf der Agenda halten.

• NGOs machen sich in den komple-
xen politischen Handlungszusam-
menhängen mit ihrer Expertise und 
mit ihrem transnationalen, spezifi -
schen Organisationscharakter un-
verzichtbar.

• NGOs sind als hoch spezialisierte, 
zielorientierte gesellschaftspoliti-
sche Akteure mit hohem Zuspruch 
und mit dem Vertrauen der Bürge-
rinnen und Bürger ausgestattet. Dies 
bevorteilt sie in der Perspektive der 
Legitimationsanforderung von Poli-
tik dramatisch: Auch wenn sie völ-
kerrechtlich nicht die Unterzeich-
ner transnationaler Verträge sind, so 
sind sie doch Kraft politischer und 
partizipativer Legitimation gleich-
wohl Ordnungsakteure im transna-
tionalen Ordnungsraum, die nicht 
übergangen werden können.

Christiane Frantz (*1970), Dr. rer. pol., 
ist außerplanmäßige Professorin für 
Politikwissenschaft an der Westfäli-
schen Wilhelms-Universität Münster. 
Ihre Forschungsschwerpunkte sind Zi-
vilgesellschaft, Interessenvertretung 
und Politik in Organisationen. Weite-
res zur Person und Publikationen un-
ter: www.uni-muenster.de/IfPol/perso 
nen/frantz.html.
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 Ethik transnationalen Regierens
Interkulturelle Herausforderungen für Metaethik, 
normative und deskriptive Ethik

Viele Ethikentwürfe des 20. Jahrhunderts erheben einen globalen, alle Menschen be-
treffenden Geltungsanspruch. Sie verstehen sich selbst als universalistisch. Gleichwohl 
bleiben sie oftmals auf den Nationalstaat begrenzt. Angesichts der neuen Formen und 
der veränderten Qualität transnationalen Regierens erweisen sich diese Ansätze als 
problematisch: Es fehlt ein angemessene Refl exion der weltpolitischen Dynamiken. 
Deshalb sollte sich Ethik in ihrer ganzen Bandbreite stärker als bislang den Gegeben-
heiten globaler und interkulturell verfasster Wirklichkeit stellen. Dazu ist zuerst ei-
ne Rekonstruktion kulturell bedingter Sittlichkeitsbestände notwendig. Hiervon aus-
gehend kann eine Ethik transnationalen Regierens als refl exive Begleitwissenschaft 
neu konzeptualisiert werden. 

Die Ethik ist eine wissenschaftliche 
Theorie, mit der menschliches Han-
deln in seiner normativen Dimension 
refl ektiert wird. Genauer geht es der 
Ethik um die Frage: „Ist es in unser Be-
lieben gestellt, wie wir uns entschei-
den? Oder gibt es objektive, allgemein-
gültige Gesichtspunkte, die bei unse-
ren Entscheidungen zu berücksichtigen 
sind?“ (Ricken 1989, 11). Dabei wird 
diese Frage im wissenschaftlichen Dis-
kurs in unterschiedliche Bereiche un-
terteilt:
• Einige ethische Traditionen fokus-

sieren auf eine deskriptiv orientier-
te Rekonstruktion der in einer Ge-
sellschaft vorherrschenden Normen, 
Werte und Sittlichkeitsbestände.

• Eine zweite Traditionslinie ver-
steht sich als normative Ethik. In 
dieser Perspektive werden morali-
sche Prinzipien für das Zusammen-
leben auf einer allgemeinen Ebene 
begründet.

• Drittens fragen metaethische Ansät-
ze nach den sprachlichen Formen 
normativer Aussagen.

• Die vierte Richtung der Bereichs-
ethik wiederum diskutiert konkre-
te gesellschaftliche Herausforde-
rungen auf ihre normativen Impli-
kationen hin. 

Normative Ethik und Bereichsethik 
haben in der ethischen Debatte seit 
1950 sicherlich den größten Stellen-
wert. Auf beiden Ebenen, aber ins-
besondere im Feld der normativen 
Ethik, tendieren viele Ansätze zu ei-
ner universalistischen Beantwortung 
der benannten ethischen Grundfrage. 
Aus unterschiedlichen philosophiege-
schichtlichen Traditionen herkommend 
und unter Bezugnahme auf verschie-
dene Argumentationsfi guren, fokussie-
ren die meisten Ethiker damit auf den 

Aufweis einer universalen Moral, d. h. 
auf die Begründung allgemeiner mo-
ralischer Prinzipien. Dabei wird dem 
faktischen Pluralismus moderner aus-
differenzierter Gesellschaften dadurch 
Rechnung getragen, dass im Feld des 
Privaten bzw. der Lebenswelt eine Plu-
ralität moralischer Präferenzen (oder 
Werte) angenommen wird, die aus dem 
philosophischen Diskurs (eher) ausge-
klammert wird. Auf der übergeordne-
ten Ebene der Normen für eine Ge-
sellschaft wird dann meist ein (teils 
dünner) Universalismus vertreten. Die 
Ausgangsthese dieses Beitrages lautet, 
dass dieser Universalismus allerdings 
nicht auf die Weltgesellschaft als Gan-
ze bezogen, sondern oft implizit an die 
nationalstaatlichen Grenzen der Nach-
kriegswelt gebunden ist. Dies zeigt sich 
beispielhaft bei Autoren wie Jürgen 
Habermas oder John Rawls.

Nationalgesellschaftliche Ausrichtung der Ethik 
im 20. Jahrhundert

Beispiele nationalstaatlich gebundener Ethikansätze

Die Diskursethik von Habermas nimmt 
ihren Ausgangspunkt bei einer inter-
subjektiven Wendung der kantischen 
Ethik. Habermas argumentiert vor dem 

Hintergrund des Konzeptes der kom-
munikativen Vernunft für einen uni-
versalen Geltungsanspruch morali-
scher Aussagen, und zwar wenn alle 

Michael Reder
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von diesen Fragen betroffenen Men-
schen unter fairen Diskursbedingungen 
zustimmen können. Der diskursethische 
Grundsatz lautet, „dass nur die Normen 
Geltung beanspruchen dürfen, die die 
Zustimmung aller Betroffenen als Teil-
nehmer eines praktischen Diskurses fi n-
den (oder fi nden könnten)“ (Habermas 
1983, 103). Die intersubjektiv konzeptu-
alisierte Vernunft ermöglicht eine Eini-
gung in diesen Fragen, weshalb Haber-
mas annimmt, dass sich eine Einigung 
auf das für alle vernünftigste Argument 
durchsetzen werde. Die Pointe dieses 
Arguments besteht darin, dass Haber-
mas eine universalistische Position ein-
nimmt, die jedoch eine formale Natur 
aufweist. Normen können nicht apriori 
ihren Geltungsanspruch erheben, son-
dern erhalten diesen erst durch die Le-
gitimation des Diskurses. Metaethisch 
vertritt Habermas damit eine kogniti-
vistische Variante, die sich in seiner Be-
tonung der kommunikativen Vernunft 
ausdrückt. Die scharfe Trennung von 
Ethik und Moral spiegelt zudem seine 
ethische Enthaltsamkeit im privaten 
Raum wider. Im Bereich des ethisch-
existenziellen Gebrauchs der prakti-
schen Vernunft, d. h. im Bereich der le-
bensweltlichen Werte, enthält sich die 
Ethik als Wissenschaft einer Aussage 
(vgl. Habermas 1991, 100–118). Denn 
die Diskursethik kann nur die allgemei-
nen Normen gesellschaftlichen Zusam-
menlebens begründen.

Der zentrale Punkt an diesem An-
satz ist, dass die meisten als relevant 
eingestuften Normfragen die Bürger 
einer Gesellschaft betreffen – d. h. sie 
sind diejenigen, die Habermas bei al-
lem Abstraktionsniveau der Diskurs-
ethik implizit vor Augen hatte. Damit 
wird die theoretische Begründungsfi -
gur der Diskursethik implizit an die na-
tionalgesellschaftlichen Formationen 
gebunden. Dies zeigt sich beispielhaft 
in den bereichsethischen Fragen, die 
Habermas in den 1970er und 1980er 
Jahren diskutiert (z. B. Demokratie, 
Öffentlichkeit, Bedeutung des Rechts, 
Bioethik). Erst mit der faktisch ein-
setzenden Globalisierung wendet sich 

der Fokus dezidiert globalen Fragen zu, 
wobei die diskursethische Begründung 
zwar gleich bleibt, ihre Reichweite in 
den demokratie- und rechtstheoreti-
schen Umsetzungen jedoch begrenzt 
wird (vgl. Habermas 2004). Denn Ha-
bermas scheint letztlich zurückhaltend 
zu sein, ob der Diskurs als ethische und 
demokratietheoretische Begründungs-
fi gur als ein Diskurs aller Weltbürger 
philosophisch angemessen konzeptu-
alisiert werden kann.

Die zentrale Frage ist, woraus sich 
diese Begrenzung begründet: Wenn 
Ethik allgemeingültige Normen be-
gründet, dann müssten diese eigent-
lich gleichermaßen für alle Menschen 
weltweit gelten. Teilweise wird dieser 
Geltungsanspruch auch erhoben, wenn 
man beispielsweise an die Debatte über 

Menschenrechte denkt. Auf der ande-
ren Seite werden diese normativen Gel-
tungsansprüche jedoch auch begrenzt, 
beispielsweise bei den bereichsethi-
schen Überlegungen zur philosophi-
schen Diskussion einer globalen De-
mokratie. 

Diese Begrenzungen zeigen sich 
auch bei anderen Ethikern, beispiels-
weise bei John Rawls. Seine frühen 
gerechtigkeitstheoretischen Überle-
gungen sind zwar universalistisch an-
gelegt, auch sie haben aber faktisch 
die liberal geprägten Gesellschaften 
vor Augen, an die sie gebunden sind. 
Mit dem Recht der Völker wird diese 
Perspektive zwar geweitet, aber auch 
hier zeigen sich wie bei Habermas Ein-
schränkungen der theoretischen Ar-

 Die nationalgesellschaft-
lich ausgerichtete Ethik 
steht vor der Heraus-
forderung, ihre Argumente 
zu globalisieren oder ihre 
Begrenzung zu begründen

gumentationsfi gur (vgl. Rawls 2002). 
Denn der Urzustand als Begründung für 
Gerechtigkeitsnormen wird von Rawls 
nicht in der Weise auf die globale Ebe-
ne übertragen, wie man sich dies hätte 
vorstellen können. Beide Autoren – Ha-
bermas und Rawls – können daher als 
Beispiel für eine implizit nationalge-
sellschaftlich ausgerichtete Ethik gel-
ten, die nun vor dem Problem steht, 
wie ihre ethischen Modelle und Ar-
gumente globalisiert werden können.1

Öffnung für die globalen 
Herausforderungen

Die ethische Theorie, die sich seit gut 
zwei Jahrzehnten dezidiert globalen 
Herausforderungen stellt, ist deshalb 
vor große Herausforderungen gestellt. 
Einige Autoren haben den universalis-
tischen Impuls und die vorherrschen-
den Traditionen mit ihren Argumen-
tationsfi guren aufgegriffen und auf 
die globale Ebene explizit geweitet. 
Im deutschsprachigen Raum sind die 
Refl exionen von Ottfried Höffe ein 
Beispiel hierfür. Seine Kritik an Kant 
(und auch implizit an Rawls) richtet 
sich nicht gegen die universalistische 
Ausrichtung der Ethik, sondern bezieht 
in die Begründungsfi guren dezidiert die 
Weltgemeinschaft als Ganze ein. Aus 
einem Urvertrag, in dem die Weltbür-
ger wechselseitig ihre Interessen tau-
schen, begründet sich eine Reihe von 
Gerechtigkeitsprinzipien, nach denen 
die Weltgesellschaft normativ ausge-
richtet werden sollte (z. B. Freiheit und 
Demokratie). Dem Recht als Gerechtig-
keitsforderung, das Höffe vernunftthe-
oretisch begründet, kommt hierbei ei-
ne zentrale Rolle zu: „Wo das Recht 
herrscht, herrscht auch Vernunft (…). 
Insofern ist es dem Menschen von der 
Vernunft geboten, in einen Rechtszu-
stand mit seinesgleichen einzutreten“ 
(Höffe 1996, 41). 

1 Natürlich fi nden sich im 20. Jahrhundert viele weitere wichtige ethische Strömungen, 
z. B. die metaethischen Debatten der analytischen Philosophie oder die neoaristotelischen 
Tugendethiken (vgl. Nussbaum 1999), um nur zwei zu nennen. Auch bei diesen Ansätzen 
ließe sich jedoch zeigen, dass ihre theoretischen Überlegungen und Argumentationsfi gu-
ren meist ursprünglich auf nationalstaatliche Gesellschaften ausgerichtet waren.
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Die daran anschließende Konzeption 
der föderalen Weltrepublik ist Ausdruck 
einer universalistischen Ethik, die her-
kömmliche (insbesondere kantisch ge-
prägte) Modelle des politischen Zusam-
menlebens auf die globale Ebene über-
trägt (vgl. Höffe 2002). Ethik wird zwar 
in diesem Zusammenhang von den na-
tionalstaatlichen Grenzen mehr und 
mehr abgelöst, die ethischen Argumen-
tationsfi guren und die politisch-philo-
sophischen mit ihren nationalgesell-
schaftlichen Prägungen bleiben aber die 
gleichen. Daraus ergibt sich eine Span-
nung für die Ethik insgesamt, die in der 
Anfrage formuliert werden kann, ob die 
ursprünglich an der Nationalgesell-
schaft orientierten Ethikansätze auf die 
globale Ebene übertragen werden kön-
nen. Diese Debatte hatte sich seit 2000 
vor allem auch an den bereichsethi-
schen Überlegungen zur föderalen 
Weltrepublik entzündet.

Demgegenüber stehen Ansätze, die 
im weitesten Sinne der Tradition der 
deskriptiven Ethik zugeordnet werden 
können, und die gerade angesichts der 
enormen Pluralität normativer Prinzi-
pien und Wertevorstellungen im globa-
len Maßstab zuerst für eine deskriptiv 
orientierte Rekonstruktion dieser Aus-
gangslage plädieren. Paradigmatisch 
hierfür stehen die kommunitaristischen 
Autoren, die die Eigenständigkeit die-
ser Pluralität betonen und auf globaler 
Ebene höchstens für einen schwachen 
Universalismus plädieren, der sich als 
ein vorläufi ger, wie Walzer sagt: wie-
derholender Universalismus zeigt (vgl. 
Walzer 1996, 168).

Für eine Ethik, die sich globalen 
Fragestellungen widmet, stellt sich 
heute deshalb die Frage, von wel-
chem Standpunkt, d. h. von welcher 
ethischen Theorie aus man auf globa-
le Wirklichkeit blicken und diese re-

 Deskriptive Ethikansätze 
wie etwa der Kommunita-
rismus betonen eher die 
Pluralität als die Universa-
lität von globalen Normen

fl ektieren sollte. Viele der universa-
listischen Ansätze weisen in ihrer Be-
gründungsfi gur nämlich nach wie vor 
nationalstaatliche Prägungen auf. Es 
gilt deswegen zu diskutieren, ob diese 

Ansätze weiterhin geeignet sind, glo-
bale Dynamiken ethisch zu refl ektie-
ren oder welche neue Perspektiven er-
schlossen werden sollten. 

(Global) Governance als neue Form transnationalen Regierens

Ein zentrales Objekt der ethischen Re-
fl exion ist die neue Form transnatio-
nalen Regierens, die in den vergange-
nen 20 Jahren entstanden ist. Diese 
setzt sich in fundamentaler Weise von 
den herkömmlichen nationalen For-
men des Regierens ab. Prägend für frü-
here Regierungsformen war vor allem 
auf Basis der Gewaltenteilung eine ein-
heitliche Struktur demokratischer In-
stitutionalisierung. Bei allen unter-
schiedlichen politischen Systemen, die 
es weltweit gab und gibt, sind natio-
nalstaatliche Regierungsformen des-
halb immer zentriert, insofern die In-
stitutionen einen für die Gesellschaf-
ten einheitsbildenden Charakter 
aufweisen. Die Ämter von Präsidenten, 
Kanzlern oder Ministern als Teile der 
Exekutive sind meist klar zugeschnit-
ten und mit eindeutigen Kompetenzen 
ausgestattet. Die Form des Rechts gilt 
in rechtsstaatlichen Demokratien als 
klar bestimmte Form des Regierungs-
handelns, die politische Ziele gesamt-
gesellschaftlich umsetzt. 

Sicherlich haben sich in vielen Län-
dern die Regierungsformen in den ver-
gangenen 60 Jahren stark verändert, 
was sich auch an dem Selbstverständ-
nis von Regierungsfi guren wie Adenau-
er, Kohl, Schröder und Merkel ablesen 
lässt. Staatliches Handeln funktioniert 
heute oft nur noch als Netzwerkhan-

 Staatliches Handeln 
funktioniert heute oft nur 
noch als Netzwerkhandeln

deln, weil staatliche Regierungsfor-
men extern wie intern in komplexe 
Netzwerke eingebunden sind, in de-
nen immer weniger hierarchisch, als 
durch einen moderierten Interessen-
ausgleich regiert wird. Vorteile eines 
solchen Netzwerksagierens sind bei-
spielsweise „die Entlastung des Staa-
tes, die höhere Informiertheit der Ak-
teure, die höhere Legitimität staatlicher 
Entscheidungen sowie die Zusammen-
führung gesellschaftlicher Kreativitäts- 
und Problemlösungspotentiale“ (Mess-
ner 1998, 214). Trotzdem bleibt auch in 
den Netzwerkgesellschaften eine nach 
wie vor einheitliche Form des Regie-
rungshandelns im Zentrum der Politik, 
die auf der traditionellen Fassung des 
Prinzips der Gewaltenteilung und der 
Einheit des Rechts als Steuerungsins-
trument beruht. Auch die politischen 
Institutionen (wie die Parlamente) brin-
gen diese einheitliche Form der Politik 
nach wie vor zum Ausdruck.

Der Prozess der Globalisierung ver-
ändert diese Formen des Regierens in 
entscheidender Weise. Politische, öko-
nomische, aber auch soziale und kul-
turelle Aspekte des Regierens weisen 
im Zuge dessen mehr und mehr ei-
nen transnationalen Charakter auf. Sie 
sind eingebettet in den vielschichti-
gen Prozess der Globalisierung. „Dieser 
schillernde Begriff bezeichnet die Ver-
dichtung und Beschleunigung grenz-
überschreitender Beziehungen in un-
terschiedlichsten Bereichen wie der 
Politik, Ökonomie oder Kultur.“ (Re-
der 2009, 7)
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Damit verändern sich die Ausgangs-
bedingungen für transnationales Re-
gieren:
• Erstens zeigt sich eine enorme Pro-

liferation der Akteure auf globaler 
Ebene, die an diesem Regierungs-
handeln beteiligt werden möchten 
und auch werden (vgl. Rosenau 
1997). Damit sind nicht nur Ak-
teure wie transnationale Unterneh-
men oder Nichtregierungsorganisa-
tionen gemeint, sondern auch vie-
le andere Akteure des sozialen und 
kulturellen Bereichs, wie beispiels-
weise Religionsgemeinschaften, de-
nen gerade im globalen Kontext ei-
ne noch wichtigere gesellschaftliche 
Rolle zukommt als in den westlich 
säkularisierten Gesellschaften (vgl. 
Reder 2014). Mit der Zunahme der 
Akteure wird außerdem auch die 
Debatte über die Legitimität trans-
nationaler Regierungsformen er-
weitert. Legitimität wird im globa-
len Kontext nämlich immer mehr 
auch über die Einbindung unter-
schiedlichster Akteure erzeugt und 
damit nicht nur auf den Bereich for-
meller politischer Institutionalisie-
rung bezogen.

• Gleichzeitig haben sich zweitens 
die Steuerungsformen vervielfäl-
tigt. Transnationales Regierungs-
handeln wird deshalb als Gover-
nance und nicht als Government 
bezeichnet. Damit ist gemeint, dass 
unterschiedlichste Akteure Einfl uss 
nehmen und daraus Steuerungs-
strukturen entstehen, die auf ei-
nen Ausgleich dieser Einfl ussfak-
toren abzielen. „Governance ist die 
Gesamtheit der zahlreichen Wege, 
auf denen Individuen sowie öffent-
liche und private Institutionen ih-
re gemeinsamen Angelegenheiten 
regeln. Es handelt sich um einen 
kontinuierlichen Prozess, durch den 
kontroverse oder unterschiedliche 
Interessen ausgeglichen werden und 
kooperatives Handeln initiiert wer-
den kann“ (Commission on Global 

Governance/Stiftung Entwicklung 
und Frieden 1995, 4). Dabei verviel-
fältigen sich auch die Ebenen des 
Governance-Handelns, weshalb Po-
litikwissenschaftler von einem Mul-
tilevel Global Governance-System 
sprechen.

• Drittens wird bei der Analyse trans-
nationalen Regierens die Heteroge-
nität des Rechts betont. Das Recht 
differenziert sich angesichts der 
komplexen Governance-Struktur 
der Weltgesellschaft enorm aus. 
„Das globale Recht ist (…) stärker 
episodisch, weniger stabil und nor-
mativ vereinheitlicht als das klas-
sische innerstaatliche Recht, dafür 
aber hat es die Vorteile größerer 

Geschmeidigkeit, Reaktionsschnel-
ligkeit und hinsichtlich der Kosten 
größere Effi zienz, und empfi ehlt 
sich daher der rationalen Interes-
senverfolgung der Akteure.“ (Loh-
mann 2002, 57) Diese Transforma-
tion des Regierungshandelns be-
trifft nun politisch betrachtet ganz 
unterschiedliche Akteure: Traditio-
nelle Akteure wie Nationalstaaten, 
aber auch supranationale Institutio-
nen wie die Europäische Union und 
globale Institutionen wie den UN-
Sicherheitsrat. Auf allen drei Ebe-
nen lassen sich die drei diagnosti-
zierten Veränderungen im Handeln 
der Akteure beobachten, wobei die-
se Institutionen immer auch selbst 
Ursache dieser Transformationen 
sind.

Ausgangsbedingungen transnationalen Regierens

Kulturelle Vielfalt und Rückgriff auf nationalstaatliche Modelle

Zwei fundamentale Probleme zeichnen 
die gegenwärtige Forschung aus, wenn 
sie sich diesen globalen Veränderun-
gen zu stellen versucht.
• Zum einen weist die Weltgesell-

schaft eine enorm hohe kulturel-
le Vielfalt auf, was sich sprachphi-
losophisch an der Heterogenität 
von Sprachen und ihrer impliziten 
Strukturen und Weltdeutungen be-
legen lässt. Es gibt keine globale 
Einheitssprache, die eine gemein-
same Deutung globaler Dynamik 
ermöglichen würde. Interpretatio-
nen der Transformation von Re-
gierungshandeln im transnationa-
len Kontext stehen deswegen erst 
einmal vor dem Problem, angesichts 
der Uneinheitlichkeit und Unver-
ständlichkeit der Sprachen, die an 
weltpolitischen Prozessen beteiligt 
sind, eine gemeinsame Sprache zu 
fi nden. Dabei geht es nicht (nur) 
um einfache Übersetzungsproble-
me, sondern um eine Konvergenz 
zwischen den verschiedenen Tiefen-
strukturen der Sprachen – beispiels-
weise hinsichtlich der sprachlichen 
Struktur von Normativität.

• Zum anderen werden oftmals na-
tionalstaatliche Konzepte des Regie-
rens herangezogen, um die genann-
ten Transformationen zu erklären. 
Auch die ethisch begründeten Kon-
zepte von Weltrepublik und Welt-
staat folgen dieser Strategie. Aller-
dings übersehen diese Ansätze, dass 
es sich bei den Formen transnatio-
nalen Regierens um vollkommen 
neue Formen handelt, die nicht mit 
herkömmlichen Modellen erklärt 
werden können. „Die Ansätze zur 
theoretischen Beschreibung blie-
ben dem Konstitutionsprozess ei-
ner supranationalen Weltmacht al-
lerdings völlig unangemessen. Statt 
das wirklich Neue der supranatio-
nalen Entwicklungen anzuerken-
nen, versuchten Rechtstheoretiker 
in ihrer großen Mehrheit, angesichts 
neuer Problematiken auf anachro-
nistische Vorstellungen zurückzu-
greifen.“ (Hardt/Negri 2000, 22) 
Oftmals werden nationalstaatliche 
Modelle aufgegriffen, ein wenig er-
weitert und auf die globale Ebene 
übertragen, ohne danach zu fragen, 
ob dies überhaupt möglich ist.
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Transnationales Regieren weist also 
eine vollkommen neue Qualität auf, die 
alternativer Theorien bedarf. Vor die-
sem Hintergrund lautet die abschlie-
ßende Frage des Beitrages: Wie kann 
ethische Theoriebildung, die sich glo-

balen Zusammenhängen widmet, die-
sen Veränderungen gerecht werden und 
was sind die zentralen Themenfelder, 
denen sich Ethiker, die über transna-
tionales Regieren nachdenken, heute 
widmen sollten?

nünftig oder rational verstanden wird, 
in verschiedenen kulturell geprägten 
Sprachspielen unterscheidet, auch 
wenn es Schnittfl ächen und Gemein-
samkeiten gibt. Mall spricht in diesem 
Kontext auch von einer überlappen-
den Vernunft, die sich „ereignet sich 
in der Gestalt von Vermischungen, 

Kreuzungen, Verwebungen, Teilungen 
und dem ständigen Austausch“ (Mall 
2003, 92). Normative Ethik, die trans-
nationales Regieren refl ektieren will, 
ist auf eine fundierte interkulturell aus-
gerichtete Metaethik ausgerichtet, um 
genau dieser Ausgangsbedingung ge-
recht zu werden. 

 Die interkulturelle 
Philosophie macht darauf 
aufmerksam, dass sich das 
als vernünftig Verstandene 
in verschiedenen kulturell 
geprägten Sprachspielen 
unterscheidet

Wege für eine zukünftige Ethik transnationalen Regierens

a) in der Metaethik
Ein erstes Themenfeld betrifft die Me-
taethik. Diese beschäftigte sich mit den 
normativen Implikationen von Sprache 
und der Struktur normativer Aussa-
gen. Die Debatte um Kognitivismus und 
Nonkognitivismus war prägend für die 
Metaethik; in dieser geht es um die Fra-
ge, wie vernünftig normative Aussagen 
sind, beispielsweise ob sie einen Wahr-
heitsanspruch erheben können. Auch 
diese Diskussionen weisen allerdings 
(zwar auf einem hohen Abstraktions-
niveau) eine nationalgesellschaftliche 
Prägung auf, und zwar insofern die-

se Fragen meist auf die Struktur einer 
bestimmten Sprache bezogen sind, die 
als Refl exionsraum dient. 

Transnationales Regieren steht nun 
vor der Herausforderung, dass sehr un-
terschiedliche Sprachen in diese Pro-
zesse impliziert sind. Damit ist sie nicht 
nur verwiesen auf vollkommen unter-
schiedliche Strukturen normativer 
Aussagen, sondern auch auf verschie-
dene Interpretationen der kognitiven 
Dimension von Normativität über-
haupt. Gerade die interkulturelle Phi-
losophie macht darauf aufmerksam, 
dass sich das, was als kognitiv, ver-
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Die Studien hierzu stehen allerdings 
erst am Anfang und werden von den 
Traditionen noch zu wenig beachtet, 
die stärker auf eine universale, d. h. glo-
bal einheitliche Moralsprache abzie-
len. Die Herausbildung einer globalen 
Sprache der Normativität muss heute 
allerdings zuerst die Heterogenität der 
Einzelsprachen beachten. Deswegen 
steht Ethik vor der Aufgabe, interkul-
turell angelegte Studien anzustoßen, 
um die ethischen Implikationen die-
ser Heterogenität refl exiv einzuholen. 
Dabei sind auch neue Wege zwischen 
der herkömmlichen Unterscheidung 
von Kognitivismus und Nonkogniti-
vismus aufzuzeigen. An einigen Stellen 
scheint diese sehr theoretische Unter-
scheidung nämlich mit einer konkre-
ten soziopolitischen Hierarchisierung 
einherzugehen, beispielsweise, wenn in 
der Auseinandersetzung mit afrikani-
schen Traditionen diese als „emotional“ 
abgewertet und westliche Ethikansätze 
als „rational“ (und damit höher wertig) 
gedeutet werden. 

An dieser Stelle steht die Ethik auch 
vor der Herausforderung, traditionelle 
Konzepte von Vernunft, beispielsweise 
das Konzept der kommunikativen Ver-
nunft von Habermas, global zu erwei-
tern. Dies meint nicht eine anachronis-
tisch anmutende Übertragung, sondern 
eine interkulturell angelegte Erweite-
rung oder gar Neukonzeption des Ver-
ständnisses von Vernunft. Auch hier ist 
insbesondere zu vermeiden, dass nicht-
westliche Ethiktraditionen vorschnell 
als nicht vernünftig abgetan werden, 
obwohl bei genauerem Hinsehen un-
terschiedliche Konzeptionen von Ver-
nunft im Spiel sind. Metaethik ist in 
beiderlei Hinsicht also interkulturell zu 
konzeptualisieren – dies ist eine erste 
Herausforderung für eine Ethik trans-
nationalen Regierens. 

b) in der normativen Ethik
Ein zweites Feld betrifft die normati-
ve Ethik, in der teilweise noch einfach 
Übertragungen nationalgesellschaftli-
cher Ansätze und Argumentationsfi gu-
ren auf die globale Ebene vorherrschen. 

Vertragstheoretisch ausgerichtete An-
sätze einer normativen Ethik übersehen 
beispielsweise nicht nur die eigene kul-
turelle Prägung, sondern auch die Un-
möglichkeit, diese Modelle eins zu eins 
auf die globale Situation, die eben eine 
spezifi sch neue Qualität kennzeichnet, 
zu übertragen. Die kantisch orientier-
ten Ansätze einer Prinzipienbegrün-
dung, die um die Jahrtausendwende 
die ethische Debatte stark beherrscht 
haben, weisen diese Begrenzungen auf. 
In dieser Hinsicht sind neue Wege ethi-
schen Nachdenkens zu suchen.

Gerade angesichts der globalen He-
terogenität erscheint es sinnvoll, ge-
genwärtig stärker auf eine deskriptiv 
orientierte Ethik zu fokussieren. Der 
Aufweis der Grenzen normativer Ethik, 
die sich vor allem aus der westlichen 
Tradition speist, zeigt die Notwendig-
keit an, die Vielfalt von Normen und 
Werten als solche überhaupt erst in den 
Blick zu nehmen. Damit ist eine deut-
liche Verschiebung innerhalb der ethi-
schen Forschung angezeigt. Entspre-
chend der Debatte zwischen Kant und 
Hegel über das Verhältnis von Mora-
lität und Sittlichkeit, ist es in der ge-
genwärtigen transnationalen Situation 
sinnvoller, Hegels Weg einzuschlagen 
und zuerst eine philosophische Rekon-
struktion globaler, und d. h. auch kul-
turell diversifi zierter Sittlichkeitsbe-
stände vorzunehmen (vgl. Reder 2010).2

Am Pragmatismus angelehnte An-
sätze der Gegenwart (z. B. Joas, Stout), 
die sich explizit in die Tradition He-
gels einordnen, verfolgen in unter-
schiedlichen globalen Themenfeldern 
diese Strategie. In diesem Zusammen-
hang werden beispielsweise die Men-
schenrechte als eine historisch gewach-
sene globale Praxis verstanden, die ei-
ne ethische und politische Antwort auf 
vielfältige Leid- und Unrechtserfahrun-
gen darstellt. Von den unterschiedli-
chen Kulturen ausgehend, werden ei-
nerseits die Menschenrechte als eine 

globale Praxis mit Inhalten gefüllt und 
andererseits wiederum in die jeweili-
gen soziokulturellen Kontexte über-
setzt. Sie sind aus dieser Perspektive 
nicht das Ergebnis einer theoretisch 
eindeutigen und damit universalen Be-
gründung, sondern ein kontingentes 
Produkt weltgesellschaftlicher Prozes-
se und Versuche der Ab- und Anglei-
chung normativer Sprachspiele. Um die 
Menschenrechte als politisches Instru-
ment an neue globale Probleme anzu-

passen, sind sie deshalb kontinuierlich 
weiterzuentwickeln. Ein Beispiel für die 
Bedeutung der Menschenrechte als glo-
bale Praxis wäre eine interkulturell 
ausgerichtete Umweltethik (vgl. Reder 
2013). Ein solches Verständnis globa-
ler Sittlichkeit setzt aber eben erst ei-
ne differenzierte Rekonstruktion der 
kulturellen Sittlichkeitsbestände vor-

 Ein Verständnis 
globaler Sittlichkeit 
setzt die differenzierte 
Rekonstruktion verschie-
dener kultureller Sittlich-
keitsbestände voraus

2 Hegel selbst war sicherlich ein Denker, der auch dieses philosophische Vorgehen in 
anwendungsethischer Hinsicht an den Nationalstaat koppelte. Deshalb geht es bei dieser 
Argumentationsstrategie letztlich darum, mit Hegel über Hegel hinauszudenken.
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aus. Eine solche Ethik ermöglicht dann 
nicht nur ein angemessenes Bild der 
normativen Implikationen transnatio-
nalen Regierens, sondern kann in ei-
nem normativ-ethischen Sinne auch 
Handlungsoptionen diskutieren, die 
sich an den bestehenden Praktiken ori-
entieren.

Eine derart ausgerichtete Ethik darf 
nicht mit einer relativistischen Position 
gleichgesetzt werden. Sie übt vielmehr 
Zurückhaltung in der Begründung uni-
versaler Prinzipien aus theoretischen 
Überlegungen heraus. Universalistische 
Positionen beziehen ihren Geltungsan-
spruch dann weniger aus einer theore-
tischen Begründungsfi gur (idealer Dis-
kurs, Urzustand, Vertrag usw.), sondern 
vielmehr aus der Rekonstruktion der 
Schnittfl ächen zwischen den verschie-
denen kulturell geprägten Sittlichkeits-
beständen. Gleichzeitig kann auf dieser 
Basis dann in der Zukunft über inter-
kulturell anschlussfähige Argumenta-
tionsfi guren nachgedacht werden, die 
aber nicht losgelöst von der global aus-
differenzierten Sittlichkeit sind, son-
dern gerade aus dieser erwachsen.

Ethik ist in diesem Sinne weniger 
eine normative Leitwissenschaft, die 
universale Prinzipien theoretisch ein-
deutig begründen kann.
• Sie ist vielmehr eine refl exive Be-

gleitwissenschaft (vgl. Rendtorff 
2002), die globale Transformatio-
nen durch Rückgriff auf ihre spe-
zifi sche Methode begleiten und die 
Konsequenzen ihrer Transformation 
kritisch diskutieren kann.

• Sie ist in diesem Sinne immer auch 
Anwalt all der Menschen, die nicht 
mit der vorherrschenden ethischen 
Theoriebildung angemessen be-
dacht werden können.

Norbert Brieskorn nennt dies einen 
ethischen Skeptizismus, den eine Ethik 
als refl exive Begleitwissenschaft kenn-
zeichnet: „Der Erkenntnisprozess in 
dieser Welt und im Besonderen auf 
dem sozialen, politischen und rechtli-
chen Feld verlangt es, sich den Erfah-
rungen, dem Leben jener auszusetzen, 

welche für die eigenen Interessen ge-
rade nicht interessant sind. Der Aus-
tausch mit ihnen, so wenig gesprächig 
sie sein mögen (…) ist als Korrektur nö-
tig.“ (Brieskorn 2009, 38)

c) in der Bereichsethik
Abschließend seien noch einige be-
reichsethische Aspekte für eine Ethik 
des transnationalen Regierens knapp 
benannt.
• Wenn es beispielsweise um die 

Theorie und ethische Begründung 
globaler Institutionen geht, dann 
sollten Bereichsethiken vor dem 
skizzierten Hintergrund weniger 
theoretische Ideale politischer In-
stitutionen begründen, als vielmehr 
die Vielfalt kulturell bedingter In-
stitutionenbildung und die neue 
Struktur und Qualität von globa-
len Governance-Strukturen hin-
sichtlich ihrer normativen Dimen-
sionen ausleuchten.

• Es geht dann beispielsweise weni-
ger um die Begründung der einen 
weltdemokratischen Institution, 
sondern zuerst um eine kritische 
Refl exion der heterogenen Prakti-
ken globalen Regierens und ihrer 
vielfältigen Auswirkungen.

• Dabei kann Ethik aporetische Struk-
turen gegenwärtiger Regierungs-
formen aufzeigen und mögliche 
Schnittfl ächen kulturell bedingter 
normativer Vorstellungen von Insti-
tutionenbildung refl ektieren. 

Entsprechend des ethischen Selbstver-
ständnisses sollte eine Ethik transna-
tionalen Regierens dabei auch auf die 
Offenheit dieser Refl exion hinweisen. 
Ethik ist kein abschließbarer Prozess, 
der auf ein letztes Ziel hinläuft. Sitt-
lichkeit und auch Moralität sind stän-
dig neu der Refl exion auszusetzen, 
weil sie immer bezogen bleiben auf 
die menschliche Wirklichkeit, die sich 
gerade im Zeitalter der Globalisierung 
so massiv verändert. Für das bereichs-
ethische Nachdenken über Demokratie 
könnte dies beispielsweise bedeuten, 
dass auch eine Ethik transnationalen 
Regierens keine endgültige demokra-
tische Form globaler Institutionalisie-
rung aufweisen, geschweige denn be-
gründen kann, sondern vielmehr auf 
die notwendige Offenheit dieses Pro-
zesses aufmerksam machen sollte.
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 Die Migrationspolitik 
der Europäischen Union
Kritischer Blick auf ein transnationales Politikfeld

Seit gut fünfzehn Jahren sind Migration sowie Flüchtlings- und Asylpolitik zu genu-
inen Politikfeldern der Europäischen Union geworden. Wesentliche Regelungen über 
Zuwanderung und Schutzgewährung werden heute auf der Unionsebene getroffen. 
Damit ist die EU-Migrationspolitik ein interessantes Beispiel dafür, wie ein grenz-
überschreitendes Phänomen tatsächlich transnational politisch bearbeitet wird. Al-
lerdings wird die Migrationspolitik der Union vielfach kritisiert – dafür steht etwa 
das Schlagwort von der „Festung Europa“. Wo liegen Chancen und Schwächen einer 
transnationalen Migrationspolitik? Wie kann christliche Ethik diese Transnationali-
tät angemessen refl ektieren?

Berichte über Armutszuwanderung 
aus Südosteuropa, Demonstratio-

nen vor Flüchtlingsunterkünften und 
Fernsehbilder von hilfl os im Mittel-
meer treibenden Schiffen mit Zuwan-
derungswilligen aus Afrika machen 
zweierlei deutlich:
• Freiwillige und unfreiwillige Migra-

tion sind ein unübersehbarer Be-
standteil unserer politischen und 
sozialen Realität, und

• sie ist ein umstrittenes und poli-
tisch heikles Thema, das polarisiert.

Der Zutritt zur Gesellschaft und die 
Teilhabe an ihren ökonomischen, so-
zialen und kulturellen Systemen sind 
ein fundamentales politisches Grund-
gut, das für Menschen und ihr Lebens-
gelingen eine hohe Bedeutung hat und 
daher entsprechend beharrlich ange-
strebt und vehement verteidigt wird. 
Mit der Zuwanderung sind nicht nur – 
häufi g als abstrakt empfundene – 
Chancen für die Gesellschaft und ih-
ren Arbeitsmarkt verbunden, sondern 
auch gravierende Probleme der Auf-
nahme und der Integration, die im ei-
genen Wohn- oder Arbeitsumfeld sehr 
konkret erlebt oder zumindest medial 

bildmächtig vermittelt werden. Die Zu-
wanderung von Fremden ist mit Ängs-
ten verbunden, da sie an tiefgehende 
Vorstellungen von Zugehörigkeit, na-
tionaler Einheit und kultureller Iden-
tität rührt. Zugleich ist Migration ein 
transnationales Phänomen par excel-
lence, das sich der direkten politischen 

Steuerung nicht fügt. Die Mitgliedstaa-
ten der Europäischen Union haben die-
sem Umstand Rechnung getragen, in-
dem sie seit 1992 das Politikfeld der 
Migration zunehmend europäisiert ha-
ben. Wie lässt sich die Migrationspoli-
tik der EU charakterisieren und wie ist 
sie ethisch zu würdigen?

Skizze des Phänomens Migration in Europa – 
Vielfalt der Migrationstypen

Migration ist ein überaus vielfältiges 
Phänomen, das hinsichtlich seiner Ur-
sachen und Motive, der migrierenden 
Personengruppen, der Ziele und der 
Dauer der Wanderung nur schwer auf 
einen einheitlichen Nenner zu bringen 
ist. Sicherlich kann man grundsätzlich 
unterscheiden zwischen
• der freiwilligen Migration von 

Menschen unterscheiden, die auf 
der Suche nach besseren Arbeits-
bedingungen in ein anderes Land 
ziehen, und

• der unfreiwilligen oder sogar er-
zwungenen Migration von Men-
schen, die aus ihren Wohnungen 
und ihrer Heimat durch Krieg oder 

Bürgerkrieg vertrieben werden und 
fl iehen müssen.

Diese Unterscheidung wird beim Blick 
auf Unterentwicklung, mangelnde Bil-
dungsmöglichkeiten, Umweltbeein-
trächtigung, Arbeitslosigkeit sowie 
auf die vielfachen Formen von Dis-
kriminierung unscharf, die die Lebens-
umstände vieler Menschen außerhalb 
und innerhalb Europas bestimmen.
• Migration kann zudem dauerhaft 

oder nur vorübergehend sein;
• bei vielen Arbeitsmigranten in der 

EU ist sie von einem periodischen 
Wechsel von Arbeitsaufenthalten 
außerhalb der Heimat und der tem-

Christof Mandry
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porären Rückkehr gekennzeichnet 
(sog. zirkuläre Migration).

• Menschen migrieren allein oder im 
Familienverband,

• sie wechseln ihren Wohnort im Rah-
men ihres Studiums, ihrer Ausbil-
dung oder ihrer Arbeitstätigkeit,

• sie werden von Firmen oder Regie-
rungen entsandt oder angeworben,

• sie reisen als Asylsuchende ein oder 
werden im Rahmen eines Flücht-
lingsabkommens oder -programms 
aufgenommen.

Migration ist so vielfältig wie die Ängs-
te, Hoffnungen und Motive, die sich mit 
ihr verbinden. Politische und rechtliche 
Regelungen geben dabei einen Rah-
men ab, der die Umstände von Ein- 

und Ausreise, Niederlassung, Arbeits-
möglichkeiten etc. wesentlich (mit)be-
stimmt. Zentral ist zum Beispiel, nach 
welchen Bedingungen Zuwanderung 
regulär („rechtlich legal“) oder irregu-
lär erfolgt, die Einreise, der Aufent-
halt, Verbleib etc. zugelassen, erleich-
tert oder erschwert werden.

Man muss sich aber klar darüber 
sein, dass staatliche Politik Migration 
zwar bedingen und in gewissen Rah-
men auch beeinfl ussen kann, dass sie 
aber mit einem umfassenden Steue-
rungsanspruch überfordert ist: Mi-
gration wird von vielfältigen Fakto-
ren bedingt, unter denen staatlich-po-
litische nur einen Teil darstellen (vgl. 
Castles/Miller 2009). Zuwanderungs-
beschränkungen sind nicht unbedingt 
in der Lage, „unerwünschte“ Migra-
tion zu stoppen, sondern führen häu-
fi g zum Ausweichen in irreguläre Zu-
wanderung. Zudem hat sich gezeigt, 
dass etwa staatliche Anwerbeprogram-
me (wie die „Gastarbeiter“-Anwerbun-
gen in den 1950er und 1960er Jahren) 
Zuwanderung initiieren und befördern 
können, dass sie dann jedoch – vor al-

 Migration ist so 
vielfältig wie die Ängste, 
Hoffnungen und Motive, 
die sich mit ihr verbinden

lem aufgrund der transnationalen fa-
miliären Bindungen – eine Dynamik 
entfalten, die auch nach dem Anwer-
bestopp anhält und sich aufgrund von 

grund- und menschenrechtlichen Be-
stimmungen (etwa Schutz der Fami-
lie) auch grundsätzlich nicht unter-
binden lässt. 

Migration – ein transnationales Politikfeld

Migration in und nach Europa ist da-
her aus mehreren Gründen ein trans-
nationales Phänomen:

1. Migration ist bereits ihrer Natur 
nach ein grenzüberschreitender Vor-
gang, bei dem die Bedingungen sowohl 
im Ausgangs- wie im Zielland (sowie in 
evtl. Transitländern) Bedeutung haben.

2. Heutige Migration fi ndet vor dem 
Hintergrund einer internationalen Ge-
schichte statt, in der vergangene Mig-
rationsbewegungen, aber auch die his-
torischen, kulturellen und politischen 
Beziehungen zwischen den Staaten ei-
ne wichtige Rolle spielen. Deutschland 
hat etwa im letzten Jahrhundert Zu-
wanderer vor allem aus Ländern wie 
der Türkei, Spanien und Italien ange-
worben, zu denen bereits traditionell 
gute Beziehungen bestanden. Bei Län-
dern wie Großbritannien, Italien oder 
Frankreich spielt die Kolonialgeschich-
te eine entscheidende Rolle.

3. Es gibt eine Vielzahl  transnational 
agierender Akteure im Bereich von Ar-
beitsmigration sowie von Flucht und 
Asyl: internationale Konzerne mit ihrer 
Personalpolitik (aber auch Branchen wie 
Landwirtschaft und Haushalts- und Ge-
sundheitsdienstleistungen mit ihren Re-
krutierungsstrategien), Arbeitsvermitt-
lungs-, Fluchthilfe- und Schlepperorga-
nisationen sowie schließlich Nichtregie-
rungsorganisationen, die hilfsbedürftige 
Menschen in Flucht-, Vertreibungs-, 
Asyl- und  ökonomischen Ausbeutungs-
situationen unterstützen und ihre Belan-
ge gegenüber von Öffentlichkeit, Ver-
waltung und Politik vertreten.

4. Spezifi sch transnational für die 
EU ist zudem,
• dass die Arbeitsmigration zwi-

schen den Mitgliedstaaten zu den 
programmatischen Grundfreiheiten 
des europäischen Projekts gehört,

• dass mit dem Schengen-Abkommen 
ein Raum ohne Grenzkontrollen in 
Europa geschaffen wurde, der kon-
sequenterweise mit einer gemeinsa-
men Grenz-, Rechts- und Sicher-
heitspolitik in diesem Bereich ver-
bunden wurde, und

• dass weitere Felder der EU- Politik – 
etwa die Wirtschafts-, Landwirt-
schafts-, Regional- und Sozialpoli-
tik – sich ebenfalls (wenn auch kei-
neswegs einlinig) auf die Migra-
tionspolitik auswirken, und zwar 
sowohl auf die gemeinsamen als 
auch auf jene Bereiche, die in mit-
gliedstaatlicher Verantwortung ver-
blieben sind.

Die Migrationspolitik der EU 

Angesichts der Schwierigkeiten, das 
Phänomen Migration selbst zu charak-
terisieren, ist es einfacher, drei große 
Bereiche der EU-Migrationspolitik zu 
unterscheiden, nämlich
• die Freiheit zur Binnenmigration 

innerhalb der EU,
• die Zuwanderungs- und Grenzpo-

litik gegenüber Drittstaaten sowie 
schließlich

• die Asyl- und Flüchtlingspolitik.

Dabei ist darauf hinzuweisen, dass es 
sich fast überall um geteilte Zustän-
digkeiten handelt: In oftmals überaus 
komplexer Weise greifen in jeweils un-
terschiedlichem Anteil EU- und mit-
gliedstaatliche Kompetenzen inein-
ander und werden insbesondere die 
nationalstaatlichen Hoheiten – ange-
sichts der politischen Brisanz der The-
matik nicht verwunderlich – eifersüch-
tig gehütet und verteidigt.
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Freizügigkeit für Unionsbürger

Die Arbeitnehmerfreizügigkeit gehört 
zu den traditionellen vier Grundfrei-
heiten der Europäischen Wirtschafts-
gemeinschaft; aus ihr wurde mit der 
Gründung der Europäischen Union das 
Recht auf Freizügigkeit für alle Unions-
bürger, also alle Staatsangehörigen der 
EU-Mitgliedstaaten (Art. 21 des Ver-
trags über die Arbeitsweise der EU). Da-
mit verbunden ist das Recht auf wirt-
schaftliche Betätigung (als Arbeitneh-
mer oder Selbstständiger), sodass dem 
Grundsatz nach alle Unionsbürger ihren 
Wohn- und Arbeitsort innerhalb der EU 
frei wählen können. Insbesondere nach 
den mittel- und osteuropäischen Erwei-
terungsrunden haben Deutschland und 
etliche weitere Mitgliedstaaten jedoch 
mehrjährige, mittlerweile ausgelaufene 
Einschränkungen der Freizügigkeit aus-
gehandelt, um befürchteten Zuwande-
rungswellen von Arbeitsmigranten aus 
diesen Ländern zu begegnen. Im Großen 
und Ganzen sind diese Zuwanderungs-
wellen ausgeblieben; da EU-Arbeitsmi-
granten relativ fl exibel auf Konjunk-
turschwankungen reagieren, haben sich 
spezifi sche Formen der zirkulären Mi-
gration entwickelt. Unstreitig ist, dass 
diese Migration – die sowohl hoch- wie 
niedrig qualifi zierte Arbeitnehmer um-
fasst – volkswirtschaftlich vorteilhaft 
ist; allerdings sind die Vor- und Nach-
teile nicht gleich verteilt.

Aufgrund des Lohngefälles in der 
EU kommen z. B. gering qualifi zierte 
Arbeitnehmer in westlichen Gesell-
schaften unter Druck, so dass insbeson-
dere in bestimmten Branchen Lohn- 
und Sozialdumping befürchtet wird. 
Langfristig ist zu erwarten, dass sich 
die Lohn- und Arbeitsbedingungen in 
der EU aneinander annähern werden; 
da die Arbeitsmarkt-, Bildungs-, So-
zial- und Steuerpolitik jedoch weit-
gehend in nationaler Kompetenz ver-
bleiben sind, wird es aber wohl hier 
mittelfristig weiterhin eine Wettbe-
werbssituation geben.

Sozialethisch betrachtet muss dieser 
Wettbewerb gerecht gestaltet werden – 

gerade in Anerkennung der Freizügig-
keit als eines Personrechtes. Im Rahmen 
der EU-Politik wird diese Gestaltung 
teilweise durch die sog. Kohäsionspo-

litik erreicht, die auf die Angleichung 
der Lebens- und Arbeitsbedingungen 
durch strukturelle Entwicklung abzielt 
(vgl. Dabrowski/Wolf/Abmeier 2010).

Restriktive Grenz- und Zuwanderungspolitik

Der freien Binnenmigration der Uni-
onsbürger gegenüber steht die restrik-
tive Aufnahme- und Grenzpolitik der 
EU gegenüber Menschen aus Drittlän-
dern. Einschlägig ist hier vor allem das 
Schengen-Regime, das den Wegfall der 
Grenzkontrollen zwischen den meisten 
EU-Staaten (mit Großbritannien und 
Irland als wichtigsten Ausnahmen, aber 
unter Einschluss der Schweiz als Nicht-
EU-Mitgliedstaat) regelt. Da damit die 
Einreise in einen Schengen-Staat fak-

tisch die Weiterreise in fast alle übri-
gen EU-Staaten ermöglicht, soll eine 
einheitliche Grenzpolitik an den Au-
ßengrenzen der EU die im Inneren weg-
gefallenen Kontrollen kompensieren. 
Diese umfasst vor allem Standards und 
Verfahren für die Visumerteilung so-
wie für Grenzanlagen und Grenzkon-
trollen. Drei unterschiedliche politische 
Motive sind auszumachen:
• Erstens soll nur eine kontrollierte 

Zuwanderung aus Drittstaaten zur 
EU ermöglicht werden; dazu dient 
vor allem die blue-card-Initiative 
zum Anwerben von jungen und 
hochqualifi zierten Arbeitskräften.

• Zweitens soll unerwünschte Zu-
wanderung von anderen Arbeits-
migranten wirksam unterbunden 
werden.

• Drittens gilt es grenzüberschreiten-
de Kriminalität zu verhindern.

 „Kontrollierte Zuwande-
rung“ ist zum Synonym für 
das Anwerben hochquali-
fi zierter Fachkräfte und 
das Abweisen unliebsamer 
Arbeitsmigranten 
geworden

Es liegt auf der Hand, dass insbeson-
dere die ersten beiden Punkte eine Ei-
nigung über die erwünschte Art der Zu-
wanderung erforderlich machen, was 
angesichts der unterschiedlichen öko-
nomischen und demographischen Inte-
ressenlagen der Mitgliedstaaten keines-
wegs einfach ist. Mehr Einigkeit gibt 
es im dritten Punkt, der zudem beson-
ders sensibel ist, da Sicherheitsfragen 
in der Öffentlichkeit eine große, mit-
unter wahlentscheidende Rolle spielen. 
So kann es nicht verwundern, dass in 
der Grenz- wie in der Asylpolitik der 
Sicherheitsaspekt („securitization“) im-
mer wichtiger geworden ist. Insgesamt 
manifestiert sich in diesen drei Mo-
tiven ein transnationaler politischer 
Steuerungsanspruch, dessen Realitäts-
nähe durchaus in Frage gestellt wer-
den kann, und zwar sowohl angesichts 
der Komplexität des Phänomens Mi-
gration, als auch angesichts der Hete-
rogenität der Interessen zwischen und 
auch innerhalb der EU-Mitgliedstaaten.

Jedenfalls kann man festhalten, dass 
die restriktive Grenzpolitik ambivalente 
Folgen zeitigt. In den osteuropäischen 
Mitgliedstaaten hat die Schließung der 
Außengrenzen etwa zur Folge, dass bis-
lang relativ offene Nachbarschaftsbe-
ziehungen zwischen ökonomisch, his-
torisch und kulturell verbundenen Ge-
sellschaften nun stark eingeschränkt 
werden. Für die neuen EU-Mitglieder 
ist dies insofern einschneidend, als sie 
nun – teilweise das erste Mal in ihrer 
Geschichte – selbst zu Zielländern von 
Migration werden, zumal ihre jünge-
ren und qualifi zierteren Bevölkerungs-
gruppen in die westlicheren EU-Staa-
ten abwandern (vgl. Barnickel/Beichelt 
2013). Festzuhalten ist auch, dass es in 
der EU ein erhebliches Sicherheitsbe-
dürfnis gibt, das sich in einem Abwehr-
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refl ex gegenüber befürchteter Massen-
einwanderung insbesondere aus Afri-
ka äußert (vgl. Koudissa 2014). Die von 
NGOs und Medien berichteten zahl-
reichen Todesopfer beim versuchten 
Grenzübertritt haben bislang zwar zu 
einer vernehmlichen Kritik an der Ab-
schottungspolitik, aber noch nicht zu 
einem politischen Druck geführt, der 
ein Umsteuern erwarten lässt. Die poli-
tische Akzeptanz der „securitization“ in 
der Einwanderungspolitik scheint un-
gebrochen. Dabei muss man sich wohl 
eingestehen, dass die Beschneidung 
legaler Zuwanderungsmöglichkeiten 
die Zuwanderung selbst kaum unter-
binden kann, sondern eben nur zu ir-
regulärer Einwanderung führt. Ange-
sichts des Kontrollaufwandes und der 

menschenrechtlichen Bedenklichkeit 
stellt sich die Frage, ob nicht eine ge-
regelte Zuwanderung sinnvoller wäre. 
Denn etwa in der Landwirtschaft, der 
Bauwirtschaft, bei den haushaltsnahen 
Dienstleistungen und im Gesundheits- 
und Pfl egebereich besteht faktisch er-
hebliche Nachfrage nach Arbeitskräf-
ten und fi ndet sich ein breiter Sektor 
irregulärer Beschäftigung, der teilwei-
se von Politik und Verwaltung offenbar 
sogar geduldet wird. Die systematische 
Hinnahme von irregulärer Zuwande-
rung wirft aber nicht nur menschen- 
und grundrechtliche, sowie ökonomi-
sche und soziale Probleme auf, sie kon-
terkariert letztlich auch jede sinnvolle 
Integrationspolitik. 

Dubliner Abkommen ist für die Ver-
fahrensdurchführung jenes Land zu-
ständig, in dem Aufnahmesuchende 
EU-Territorium betreten.
• Die unterschiedlichen Einstellun-

gen und Interessen der Staaten zum 
Flüchtlingsschutz,

• die divergierende Umsetzung der 
Verfahrensvorgaben und

• die auf der Grundlage der Dubliner 
Abkommen vorgenommenen Über-
stellungen von Flüchtlingen

führen in der Praxis dazu, dass das 
fundamentale Prinzip des „non refou-
lement“ (Flüchtlinge dürfen nicht in 
Staaten überstellt werden, in denen ih-
nen Verfolgung droht) nicht gewähr-
leistet ist.

Kritikwürdig sind zudem in etli-
chen Staaten
• die Unterbringung und Versorgung 

der Flüchtlinge,
• die Verfahrensdauer,
• der Zugang zu Bildung und zum 

Arbeitsmarkt,

so dass bisweilen auch schon von einer 
„Abschreckungsstrategie“ gesprochen 
wurde. Insbesondere Griechenland, 
aber auch Italien und Ungarn müssen 
hier genannt werden. Des weiteren dür-
fen Flüchtlinge bis zum Verfahrens-
abschluss unter bestimmten Umstän-
den inhaftiert werden, auch Jugend-
liche und unbegleitete Minderjährige. 
Etliche Staaten machen davon ausgie-
big und teilweise auch sehr lange Ge-
brauch – die „Versicherheitlichung“ 
der Aufnahmepolitik führt dazu, dass 
Schutzsuchende quasi unter Krimina-
litätsverdacht gestellt werden. In to-
to führt an der Feststellung, dass die 
EU-Flüchtlings- und Asylpolitik hin-
ter menschenrechtlichen Standards zu-
rückbleibt, kein Weg vorbei; sie wird 

 Die Flüchtlings- und 
Asylpolitik der EU wird 
dem selbstgesetzten 
humanitären Anspruch 
nicht gerecht

Gemeinsame Asyl- und Flüchtlingspolitik

Wie die Europawahl 2014 gezeigt hat, 
wird auch die europäische Asyl- und 
Flüchtlingspolitik stark polarisiert 
wahrgenommen. Das kann insofern 
nicht verwundern, als aktuell global 
so viele Flüchtlinge unterwegs sind, 
wie seit dem Zweiten Weltkrieg nicht 
mehr. Ihre humanitäre und administra-
tive Behandlung stellt die aufnehmen-
den Staaten spürbar vor große Heraus-
forderungen – und eine Veränderung 
der politischen Krisenlagen zum Bes-
seren ist aktuell auch nicht in Sicht, 
so dass mit dem Wegfallen der Flucht-
ursachen oder gar einer Rückkehr der 
Gefl ohenen kurzfristig nicht zu rech-
nen ist.

Wie die Grenzkontrollpolitik wurde 
auch die Asyl- und Flüchtlingspolitik 
in der EU erst spät vergemeinschaftet, 
nämlich mit dem Amsterdamer Vertrag 
(1999), und ihre Umsetzung in den Mit-
gliedstaaten ist bislang sehr ungleich-
artig erfolgt. Auch hier besteht eine 
grundlegende Spannung zwischen un-
terschiedlichen politischen Motiven: 
dem Schutz von Flüchtlingen, zu dem 
alle Mitgliedstaaten durch die Genfer 
Flüchtlingskonvention verpfl ichtet 
sind, auf der einen Seite, und dem Si-

cherheitsaspekt auf der anderen Seite. 
Die Kommission und das Europaparla-
ment haben dabei eher den Schutzas-
pekt verfolgt und waren auch geneigt, 
die Anliegen von NGOs aufzunehmen, 
während der Europäische Rat als Re-
gierungsvertretung der Mitgliedstaaten 
eher den Aspekt der Missbrauchsver-
hütung von Asyl betont hat. Freilich 
scheint sich dies gegenwärtig zu än-
dern und das Europaparlament scheint 
seine (nach dem Vertrag von Lissabon 
erheblich ausgeweitete) Zuständigkeit 
als Mitgesetzgeber politischer – und 
das heißt eben auch: mit mehr Rück-
sicht auf die Stimmungslage in den na-
tionalen Wählerschaften – wahrzuneh-
men (vgl. Ripoll Servent/Trauner 2014).

Die europäische Asyl- und Flücht-
lingssituation ist dabei in vielfacher 
Hinsicht ethisch und menschenrecht-
lich unbefriedigend. Größtes Man-
ko ist die auch vom UNHCR kritisier-
te „Schutzlotterie“: Die uneinheitliche 
Umsetzung der Asylrichtlinien führt 
zu extrem abweichenden Anerken-
nungsraten von Flüchtlingen, so dass 
die Schutzgewährung wesentlich da-
von abhängt, in welchem Land das Ver-
fahren durchgeführt wird. Nach den 
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zudem ihrem selbstgesetzten Anspruch 
der Harmonisierung, der Schutzgewäh-
rung und der Solidarität nicht gerecht 
(vgl. Bendel 2013).

Als Reaktion auf diese – teilweise 
von der Kommission und dem Europa-
parlament übernommene – Kritik hat 
die EU Mitte 2013 das Gemeinsame Eu-
ropäische Asylsystem (GEAS) überar-
beitet (vgl. Bendel 2014). Ziel war es, 
eine effi zientere Harmonisierung zu 
erreichen, um damit die „Schutzlotte-
rie“ sowie weitere Missstände abzubau-
en, und eine gerechtere Lastenvertei-
lung zwischen den Mitgliedstaaten zu 
erreichen. Bei Letzterem ist kein Fort-
schritt zu verzeichnen; trotz verschiede-
ner Vorschläge aus Politik und Wissen-
schaft, wie die Flüchtlinge solidarischer 
auf die Länder entlang von Parametern 
wie Wirtschaftskraft und Einwohner-
zahl aufgeteilt werden könnten (vgl. 
Angenendt/Engler/Schneider 2013), 
war der politische Wille offensichtlich 
nicht vorhanden. So bleibt es bei der 
unbefriedigenden und politisch heik-
len Lage, dass das neue Dublin III-Ab-
kommen, das ja eigentlich nur klärt, wo 
das Aufnahmeverfahren abzuwickeln 
ist, faktisch auch die einzige Regelung 
über ihren weiteren Verbleib darstellt. 
Eine Verbesserung stellt hingegen die 

Festschreibung von gemeinsamen Stan-
dards statt der bisherigen Mindestan-
forderungen für Verfahren, Versorgung 
und Unterbringung dar. Allerdings ha-
ben sich etliche Mitgliedstaaten Aus-
nahmeklauseln vorbehalten, etwa was 
die Dauer der Asylverfahren oder den 
Zugang zum Arbeitsmarkt betrifft – al-
so dort, wo sie befürchten, weitere An-
reize für Zuwanderung zu schaffen (vgl. 
Bendel 2014, 2). Diese wie auch weitere 
Verbesserungen bei der Schutzgewäh-
rung müssen nun jedoch erst noch im-
plementiert werden.

Das gilt ebenso für einen weiteren 
essentiellen Aspekt, nämlich den Zu-
gang zu EU-Territorium, mit dem ja 
überhaupt erst die Voraussetzung er-
langt wird, einen Asylantrag stellen zu 
können. Von der Grenzsicherungspoli-
tik der EU war bereits oben die Rede. 
Sie ist vielfach und berechtigterweise 
kritisiert worden, etwa was die Situa-
tion im Mittelmeer betrifft und den Ver-
dacht, unter Leitung der europäischen 
Grenzschutzagentur FRONTEX käme es 
zum Abdrängen von Flüchtlingsschif-
fen in internationale Gewässer. Immer-
hin wurde FRONTEX nun zur Seenot-
rettung verpfl ichtet – es ist zu hoffen, 
dass NGOs hier weiterhin genau hin-
schauen werden.

Dies ist übrigens keineswegs auf den 
politischen Betrieb im engeren Sinne 
beschränkt, sondern prägt die jewei-
lige gesellschaftliche Debatte – die ja 
nach wie vor weitgehend national er-
folgt und nur in geringem Maße „euro-
päisiert“ ist. Dieses Framing wirkt sich 
auch auf die zivilgesellschaftliche Sen-
sibilität gegenüber Migration und Mi-
granten aus, und zwar nicht nur hin-
sichtlich der Debatten über Migration, 
sondern etwa auch hinsichtlich der Ak-
zeptanz und des Rückhalts, den Mi-
grantenorganisationen und NGOs bei 
diesen Themen in der Gesellschaft – 
und auch in den Kirchen – fi nden. 

Transnationale Migrationspolitik 
bedeutet in der EU, dass auf Unions-
ebene gemeinsame Regelungen und 
Verfahrensnormen (wie das GEAS) ge-
troffen werden, die dann in nationales 
Recht umgesetzt bzw. von den nationa-
len Behörden angewendet werden müs-
sen – die EU verfügt hier über keine 
bzw. kaum unmittelbar tätig werden-
den Organe. Allerdings sind die Asyl-
systeme der Mitgliedstaaten sehr unter-
schiedlich ausgebaut – es liegen Welten 
zwischen den Asylsystemen der „alten 
Mitgliedstaaten“ der EU-15 und den 
„neuen Mitgliedern“ der jüngsten Er-
weiterungsrunden, von denen einige 
beim Beitritt allenfalls über rudimentä-
re Asylsysteme verfügten. Mit den ein-
treffenden Flüchtlingen, die sie nach 
den Dubliner Abkommen zu administ-
rieren und zu versorgen haben, sind sie 
schlicht überfordert, zumal eine rechts-
staatliche Verwaltungspraxis mancher-
orts nicht nur im Gebiet Migration und 
Asyl Mängel aufweist.

Es soll die oben geäußerte Kritik 
nicht schmälern, wenn darauf hinge-
wiesen wird, dass das, was durch das 
GEAS im Zuge der Unionspolitik in 
diesen Ländern aufgebaut wurde, trotz 
aller Mängel doch einen Fortschritt ge-
genüber vorher darstellt. Transnatio-
nale Politik wirkt sich hier also, wenn 
auch nicht so rasch wie unter Men-
schenrechtsaspekten zu fordern ist, 
auch gegen gesellschaftlichen und 
politischen Widerstand positiv aus, 

Problemsteine der transnationalen Migrationspolitik

Worin bestehen nun die spezifi sch 
transnationalen Schwierigkeiten der 
EU-Migrationspolitik, deren ethischen 
Probleme deutlich geworden sein dürf-
ten? Neben den bereits genannten He-
rausforderungen gibt es einige grund-
legende und übergreifende Herausfor-
derungen beim politischen Umgang mit 
Migration in Europa. Neben den unter-
schiedlichen Interessen der Staaten in 
Bezug auf Zuwanderung und Schutz-
gewährung – die es natürlich ähnlich 
bereits auf der nationalstaatlichen Ebe-
ne gibt – haben die Mitgliedstaaten der 
Union recht unterschiedliche Wahrneh-
mungen von und Zugänge zum The-
ma Migration. Zwischen Ost und West, 

Nord und Süd bestehen unterschiedli-
che Traditionen, etwa je nach der ei-
genen Migrationsgeschichte oder den 
Vertreibungserfahrungen in der ei-
genen Bevölkerung, dem nationalen 
Selbstverständnis und der Selbstwahr-
nehmung. Ob eine Gesellschaft sich als 
Einwanderungs- oder Auswanderungs-
gesellschaft versteht, wie eng oder plu-
ral ihre nationale Identität konzipiert 
wird und wie stark ein Sicherheits- oder 
Gefährdungsbewusstsein in der poli-
tischen Kultur virulent ist, fl ießt in die 
Wahrnehmung der aktuellen Migrati-
onsvorgänge mit ein und trägt zu ih-
rem „framing“ in der politischen und 
kulturellen Debatte bei.
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insofern einheitliche Asylverfahren – 
und neuerdings auch Kontrollmecha-
nismen, die ihre Umsetzung beobach-
ten – aufgebaut werden. Der beschlos-
sene, aber noch nicht eingerichtete 
europäische Asyl-, Migrations- und 
Integrationsfonds (AMIF) soll hierbei 
weitere Unterstützung leisten, indem 
er besonders belasteten Ländern Mittel 
für den effi zienten Aufbau der entspre-
chenden Verwaltungsdienste zur Verfü-
gung stellt (vgl. Bendel 2014, 3).

Als weiteres transnationales Cha-
rakteristikum lässt sich ausmachen, 
dass transnationale Politik in diesem 
sensiblen Bereich auch an die Mitglied-
staaten eine grundlegende Anforde-
rung stellt, nämlich politisches Ver-
trauen. Wie Franzius hervorhebt, geht 
mit transnationaler Politik insofern et-
was Neues einher, als „die Verwal-
tungsentscheidungen eines Mitglied-
staats kraft europarechtlicher Vorga-
ben rechtliche Wirkung in den übrigen 
Mitgliedstaaten gewinnen“ (Franzius 

2014, 265). Auf der Basis einer supra-
nationalen Zuständigkeitsordnung, wie 
sie z. B. Dublin III festlegt, wird dezen-
tral entschieden – so funktioniert trans-
nationale Governance im Gegensatz 
etwa zu einer zentralen Europäischen 
Immigrationsbehörde. Natürlich kann 
man fragen, wie stabil in der Union 
das Vertrauen in die anderen Mitglied-
staaten ist; die vielfältigen Ausnahme-
regelungen und geteilten Zuständig-
keiten scheinen anzuzeigen, dass es 
nicht unbeschränkt ist. Dass unter-
schiedliche Interessen und evtl. auch 
Vorbehalte unter den Mitgliedstaaten 
die Migrationspolitik der Union kom-
pliziert machen, lässt sich schon an 
den überaus komplexen und wenig 
transparenten politischen Verfahren er-
kennen, mittels derer in diesem Bereich 
Regelungen verabschiedet werden (vgl. 
dazu Bendel 2013, 15–24). In der Kas-

 NGOs sind unverzichtbare 
Akteure in den 
migrationspolitischen 
Entscheidungsprozessen

kade von Ausschüssen, Vermittlungs-
gremien, Trialogen, informellen Ver-
handlungen und Expertenanhörungen 
sind politische Entscheidungen kaum 
noch bestimmten Akteuren zuzurech-
nen. Dies gilt insbesondere für den Eu-
ropäischen Rat, der nach wie vor nicht-
öffentlich tagt und in dessen Entschei-
dungsprotokollen die Namen der 
Mitgliedstaaten geschwärzt sind. Poli-
tisch-ethisch liegt hier zweifelsohne ein 
Problem, insofern damit die öffentli-
che Kontrolle der Entscheidungsträger 
erschwert wird. Auf der anderen Hand 
ist das intransparente Aushandeln viel-
leicht aber auch als Möglichkeitsbe-

dingung transnationaler Politik zu be-
werten: Regierungen sind zu Migrati-
onsregelungen, die in den nationalen 
Arenen heftig umstritten sind („Preis-
gabe nationaler Souveränität“), viel-
leicht nur in einem Rahmen bereit, in 
dem sie ihnen nicht direkt zugerech-
net werden können. In jedem Fall zeigt 
sich auch in dieser Hinsicht erneut die 
Bedeutung von NGOs, die in diese Pro-
zesse involviert sind, zwischen den An-
liegen der Betroffenen und dem poli-
tischen Betrieb vermitteln und darüber 
hinaus auch den Kontakt in die Öffent-
lichkeit herstellen.

Transnationale christliche Migrationsethik

Für die christliche Sozialethik stellt 
die transnationale Perspektive auf die 
Migrationspolitik ebenfalls eine He-
rausforderung dar. Nach wie vor wird 
häufi g wie selbstverständlich vom Na-
tionalstaat aus gedacht und über Mi-
gration unter dem Gesichtspunkt ihrer 
„Zuträglichkeit“ für die Aufnahmege-
sellschaft nachgedacht. Illustriert wer-
den kann dies an der Enzyklika Johan-
nes’ XXIII. Pacem in terris (1963), die 
mit Recht als Meilenstein im katholi-
schen Menschenrechtsdenken gewür-
digt wird (vgl. Heimbach-Steins 2010, 
24f). Zwar postuliert die Enzyklika ein 
Recht auf Einwanderung in einen an-
deren Staat (vgl. PT Nr. 25) und geht 
damit über die Allgemeine Erklärung 
der Menschenrechte hinaus, die bloß 
ein Recht auf Auswanderung kennt. 
Aber die entsprechende „Pfl icht der 
Staatenlenker“ Zuwanderungswillige 
aufzunehmen, schränkt Pacem in ter-
ris darauf ein „soweit es das wahre 
Wohl ihrer Gemeinschaft zulässt“ (PT 
Nr. 106). Christliche Sozialethik, die auf 
dieser Linie weiterdenkt, wird sich stets 
als ein Abwägen zwischen dem natio-
nal konzipierten Gemeinwohl und den 
Zuwanderungswünschen von Migran-
tinnen und Migranten aufstellen. Bei 
diesem Zugang neigt christliche Sozial-
ethik zudem dazu, sich mit der Aufnah-

megesellschaft zu identifi zieren und die 
Rolle des ethischen Gatekeepers einzu-
nehmen: „Wie viel Zuwanderung ist 
uns zuzumuten?“ Die vielfach bereits 
bestehenden Beziehungen aus der Auf-
nahmegesellschaft zu den Migrantin-
nen und Migranten, die Pluralität der 
Interessen innerhalb der Gesellschaf-
ten, die sich nur schwer miteinander 
verrechnen lassen, sowie die berech-
tigten Interessen und Rechte der Auf-
nahmesuchenden werden dann mit-
unter unterbewertet. Zudem lässt sich 
die „Aufnahmefähigkeit“ einer Gesell-
schaft weder ökonomisch noch sozi-
alwissenschaftlich feststellen, da sie 
nicht unabhängig von der Aufnah-
mebereitschaft gedacht werden kann. 
Diese ist aber nicht einfach gegeben, 
sondern stets das Ergebnis eines poli-
tischen, kulturellen und zivilgesell-
schaftlichen Verständigungsprozesses.

Hier kann und sollte auch die 
christliche Ethik mitwirken als eine 
vom Evangelium bewegte Ethik. Da-
für muss sie ihre mitunter unausge-
sprochene Identifi kation mit dem na-
tionalen Wir der Aufnahmegesellschaft 
und seinen Identitätsängsten refl ektie-
ren und vom Evangelium her in Frage 
stellen lassen. Denn es gilt, die Ängs-
te und Hoffnungen aller betroffenen 
Menschen in den Blick zu nehmen und 
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von den vorrangigen Bedürfnissen de-
rer her zu denken, die am schlechtesten 
gestellt sind. Gelingt dieser Blickwech-
sel, leuchtet auch ein, dass es zu kurz 
greift, in Migranten bloß Menschen zu 
sehen, die auf der Suche nach besseren 
Lebens- und Arbeitsbedingungen sind 
und deren Interessen mit den vermu-
teten Wohlstandseffekten für die Ziel-
gesellschaft abzuwägen sind. Vielmehr 
und viel grundsätzlicher sind Migra-
tionsbewegungen ein Bestandteil der 
globalen politischen und ökonomi-
schen Beziehungen, die durch Un-
gleichheit gekennzeichnet sind (vgl. 
Rajendra 2014): Ungleichheit der Le-
benschancen aufgrund ökonomischer 
Entwicklung, ökologischer Belastun-
gen, politischer Freiheit, Gewährleis-
tung von Nichtdiskriminierung, inne-
rem und äußerem Frieden.

In dieser Perspektive ist anzuerken-
nen, dass Migration
• solange nachvollziehbare und ge-

rechtfertigte Motive hat,
• solange die Entfaltungsmöglichkei-

ten des Humanum weltweit nicht 

nur nicht gleich sind, sondern sie 
in vielen Weltregionen fundamen-
tal gestört sind, und

• solange die globale und regionale 
Politik und Wirtschaftsordnung die-
se Humanitätsdefi zite eher stabili-
sieren als verbessern.

Die transnationale Herausforderung 
Migration ist damit Teil der globalen 
Herausforderung, an einer gerechteren 
und humaneren Weltordnung zu arbei-
ten; als regionaler Teil dieser Aufga-
be muss die EU-Migrationspolitik ver-
standen werden.

Zweifellos sind mit Migration und 
Flüchtlingsschutz Integrationsproble-
me verbunden, wobei es auch Akzep-
tanzhürden in der Bevölkerung gibt. 
Hier liegen erhebliche gesellschaftli-
che Aufgaben, die von Politik verläss-
lich unterstützt werden müssen – aber 
ebenfalls nicht gesteuert werden kön-
nen. Vielmehr bedarf es zusätzlich ei-
ner intensiven und langfristigen zivil-
gesellschaftlichen Bearbeitung. Auf-
wändig ist jedoch auch eine restriktive 

Abgrenzungspolitik, die weder erfolg-
reich, noch rundum gesellschaftlich-
ökonomisch sachgerecht noch ethisch 
gerecht ist. Zu dem hier erforderlichen 
Perspektivenwechsel sollte christliche 
Ethik beitragen, auch indem sie selbst 
die Transnationalität von Migration 
methodisch und refl exiv ernst nimmt.
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 Zur Weiterentwicklung 
Europas braucht es 
konkrete Konzepte
Kommentar zum Vortrag „Ein soziales Europa?“ 
von Kardinal Reinhard Marx 

Von einem „sozialen Europa“ wird in Deutschland – und im Süden Europas, Frankreich 
eingeschlossen – seit Jahrzehnten geredet. Bisher fehlen jedoch tragfähige Konzep-
te und auf politischer Ebene wagt sich keine der nationalen Regierungen mit neu-
en Ideen nach vorne. Das sollte die Kirchen veranlassen, die eigene Forderung nach 
einem „Solidaritäts- und Verantwortungsgerüst“ für Europa zu konkretisieren, sich 
nicht mit dem Status quo abzufi nden. Doch was könnte zu einem konkreten Kon-
zept dazu gehören: Etwa ein Finanzausgleich zwischen den Nationalstaaten? Die Er-
richtung einer Rückversicherung für die Sozialversicherungsleistungen in den Mit-
gliedstaaten („EuropaRe“)? Ein Bildungsfonds für eine europaweite Qualifi kationsof-
fensive? Ein europäischer Investitionsfonds etwa im Energiebereich? Gar ein ganzes 
Paket solcher Maßnahmen?

Vom „sozialen Europa“ wird in 
Deutschland seit Jahrzehnten ge-

redet. Das Thema reicht noch in die Zeit 
der Regierung Willy Brandts zurück, 
ja in ihm spiegeln sich noch Grün-
dungskonfl ikte bei der Vorbereitung 
der Europäischen Verträge 1955 bis 
1957, Konfl ikte zwischen Frankreich 
und Deutschland. Viele in Europas Sü-
den hoffen und setzen seither zuneh-
mend auf eine solche Entwicklung, wie 
die Meinungsumfragen zeigen. Wäre es 
da nicht angesichts der Entwicklungen 
im Süden Europas seit 2010 im Jahre 
2015 an der Zeit, endlich „Butter bei 
die Fische“ zu tun und das zu einem 
umsetzbaren Konzept weiter zu ent-
wickeln? … Und umzusetzen. 

Und wäre nicht die Kirche oder 
wären nicht die Kirchen Europas als 
Ideengeber und Gemeinwohl-Lobby ei-
ne erste Adresse, eine geborene Lob-
by dafür? Dazu soll dieser Kommen-
tar einige Anregungen geben, indem 

er eine Rede kommentiert und vertieft, 
die Reinhard Marx am 19. September 
2014 in Madrid auf den Zweiten Ka-

tholischen Sozialtagen für Europa ge-
halten hat. Die Rede fi nden Sie in die-
sem Heft ab S. 33.

I. Die Zeit der autonomen Reservate ist längst vorbei

Die nationalen Sozialpolitiken waren, 
anders als Reinhard Marx denkt, in 
den letzten Jahrzehnten immer schon 
in die vier Grundfreiheiten – Freizü-
gigkeit, freier Güterverkehr, freier Ka-
pitalverkehr und Dienstleistungsfrei-
heit – „eingebettet“, man könnte in-

zwischen auch sagen „eingeschnürt“. 
Kurzum die Idee, dass die Sozialstaaten 
nationale, autonome ‚Reservate‘ gewe-
sen seien, hat nie so recht gestimmt. 
Und im 21. Jahrhundert wird das für 
uns alle nur immer offensichtlicher. 
(Leibfried 2010 [2015])

II. Die europäische Sackgasse und die Wege aus ihr heraus

Europa steht objektiv in einer Situa-
tion des amerikanischen „New Deal“ 
was die wirtschaftlichen und sozia-
len Herausforderungen und die ein-
geschnürte Verfassungslage für Brüssel 
angeht. Man kann das gut mit Franklin 

D. Roosevelt in der Weltwirtschaftskri-
se vergleichen. Mit dem „old deck“, den 
alten Karten, den alten Verfassungs-
zuständigkeiten und Handlungsinstru-
menten, geht es bei diesen Herausfor-
derungen ersichtlich nicht mehr weiter. 
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Stephan Leibfried
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… und hoffentlich wird morgen alles gut!
Vom Menschen zum Flüchtling – vom Flüchtling zum Menschen

Cornelia Suhan erzählt in ihren Fotografi en von Menschen, von Flüchtlingen, ihren 
Ängsten, ihren Träumen und Hoffnungen. Sie träumen von einem guten Leben, in dem 
sie all ihre Potentiale entwickeln können. Einem Leben ohne Krieg, ohne Gewalt, ohne 
Angst, ohne Hunger, einem Leben in Frieden, einem Sterben in Würde. Dafür würden 
sie alles geben. Träume öffnen Grenzen, Träume überwinden scheinbar unüberwindliche 
Hindernisse, Träume verbinden. Träume sind unverzichtbar, um einen tagtäglichen 
Albtraum auszuhalten. Träume zeigen auch ungenutzte Möglichkeiten.

Cornelia Suhan
geb. 1956 in Duisburg, studierte Fotodesign an der Fachhochschule 
Dortmund und am San Francisco Art Institute in San Francisco/USA; 
lebt und arbeitet in Dortmund als Architektur- und Porträtfotografi n.
Weiteres unter: www.suhan-fotografi e.com.

Robert, 23 Jahre

„Ich möchte die Sprache lernen und meine Schulbildung 
fortsetzen. Möchte eine Arbeit fi nden und eine Wohnung 
haben. Ich denke nur an meine Familie, kann es kaum 
erwarten, dass mein Kind zur Welt kommt und wir in 
Deutschland leben können.“

Sudika, 18 Jahre

„Vielleicht muss es ein Wunder geben, damit wir sorgenfrei 
leben können, dass unser Kind an einem ruhigen und 
sicheren Ort aufwächst. Ich möchte nicht von Haus zu Haus 
ziehen oder auf der Straße leben. Wir wünschen uns ein 
glückliches und normales Leben.“
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© Cornelia Suhan
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Man sieht es an Griechenland: Die Ent-
schuldung und die Haushaltssanierung, 
das ist alles auf gutem Wege. Nur, gro-
ße Teile der Bevölkerung werden abge-
hängt und die Demokratie ausgehöhlt. 
„Operation gelungen, Patient tot.“ In 
Zypern, Portugal und Spanien ist alles 
zwar nur halb so schlimm, aber immer 
noch schlimm genug – und von Ita-
lien wollen wir nicht reden. Allein so 
wird Integration nicht befördert, son-
dern europäische Desintegration.

Nur bricht derzeit bei den 28 Regie-
rungen niemand so recht „nach vorne“ 
aus und versucht etwas Neues. Es bleibt 
beim Gemurmel der Unzufriedenen, den 

Stimmen aus dem „off“, auch aus Brüs-
sel. Das wäre vielleicht die Chance der 
europäischen Kirche(n)? Was wäre denn 
gewesen, wenn die EU in Griechenland 
2010 parallel zur Sanierungspolitik, ge-
wissermaßen als Modellversuch eine so-
fort greifende, gute Arbeitslosenrück-
versicherung aufgelegt hätte. Und was, 
wenn die EU obendrein noch ein In-
vestitionsprogramm, etwa zur Energie-
gewinnung, in Griechenland durchge-
zogen hätte, statt in der Wüste in Af-
rika – Desertec! –, wie wir es immer, 
aber erfolglos, in Deutschland seitdem 
diskutiert haben? Mit diesem dreifalti-
gen Paket hätte Europa Chancen gehabt.

Beispiele die bewährten Struktur-, So-
zial-, Agrarfonds der EU (mehr und An-
deres dazu unten bei d.). Die Geberlän-
der fi nden solche Lösungen auch des-
halb besser, weil sie ad hoc Lösungen 
sind und immer je nach Lage, auch 
nach Haushaltslage, neu gestaltet wer-
den können. Zu einem nachhaltigen 
Finanzausgleich im deutschen Verfas-
sungssinne stößt das nicht vor, erlaubt 
damit aber auch nur eine begrenzte 
Selbständigkeit der Empfängerländer.

c) „EuropaRe“ – Europa als 
Rückversicherung

Die Anderen, noch eine Minderheit, ge-
hen in Richtung einer klaren sozialen 
Zweckbindung und nachhaltiger For-
men. Da dürfte die Idee einer „Rückver-
sicherung“ der nationalen Sozialstaa-
ten durch die EU noch am tragfähigsten 
sein. Die Mitgliedstaaten bieten ihren 
Bürgern gemäß ihren Vorstellungen die 
primären Sozialversicherungen zu den 
Grundrisiken an, zu Krankheit, Unfall, 
Arbeitslosigkeit, Alter und Pfl ege – und 
Europa bietet den Mitgliedstaaten da-
für eine Rückversicherung, einen „fall 
back“ in ernsten, kritischen Zeiten bzw. 
für Länder die überdurchschnittlich be-
lastet sind. Das könnte ein echtes „so-
ziales Europa“ sein, das als Nothilfe 
vom Bürger auch wahrgenommen wird. 
Und das würde den Budget- und Ver-
waltungsrahmen in Brüssel auch nur 
maßvoll erweitern. Praktizierte Subsi-
diarität wo der, der es kann, dem hilft, 
der es ersichtlich nicht kann! Das ken-
nen wir doch?

Für die Arbeitslosenversicherung ist 
dieses Modell schon am weitesten ent-
wickelt worden und sie ist in Europa 
für einen ersten Durchbruch auch am 
besten geeignet  (vgl. Claeys u. a. 2014):
• Das ist so, weil eine solche Europä-

isierung des Risikos Arbeitslosigkeit 
in einem gemeinsamen Arbeits- und 
Gütermarkt schon seit den 1980er 
Jahren immer gefordert worden 
war. Und zwar zunächst als „puf-
fernde“ Begleitmaßnahme zum ers-
ten, gescheiterten Anlauf zur Wäh-
rungseinheit. In der – wiederverei-

III. Keine Technik, aber umsetzbare Konzeptionen

Gewiss, die Kirche hat „technisch“ 
nichts zu bieten, das sagt Reinhard 
Marx zu Recht, aber konzeptuell könnte 
sie erheblich mehr bieten, wenn sie ihre 
„Soziallehre“ als globale Organisation 

jetzt europäisch konkreter denkt und 
sich fragt: Wie müssten denn die Kon-
turen eines Spaliers aussehen, das eine 
„Solidaritäts- und Verantwortungsge-
meinschaft“ auch tragen könnte?

IV. Was tun?

Für ein solches Gerüst gibt es nicht 
so riesig viele Alternativen (Leibfried 
2008):

a) der europäische Sozialstaat
Früher, in den 1950er und 60er Jahren, 
ja noch in den 70ern, hoffte man auf 
einen europäischen Sozialstaat als die 
große „supranationalisierte Lösung“. 
Er hätte den nationalen Sozialstaat er-
setzen sollen. Das ist aus ganz unter-
schiedlichen Gründen nicht sinnvoll:
• Er schüfe für ein sozial nicht einheit-

liches Europa, eine 0815 Standard-
lösung;

• er vernachlässigt die gewachsenen 
nationalen Lösungen;

• er überfordert ein relativ schwaches 
Brüssel, denn wir reden von Maschi-
nerien die mit etwa 25 % des euro-
päischen Bruttosozialprodukts um-
gehen – der Zwerg Brüssel geht mit 
1 % um.

Schaut man sich weiter um, dann ver-
zweigen sich die diskutierten Alternati-
ven, aber sie werden auch zunehmend 
realistischer: 

b) der europäische Finanzausgleich
Die Einen, die Masse, gehen in Rich-
tung „Finanzausgleich“, also Formen 
der Blankosolidarität innerhalb der EU 
19 (Eurozone) oder der EU 28, die über 
große, ausgabenmäßig im Einzelnen 
nicht festgelegte Ausgleichsströme er-
folgt. Wir kennen das aus dem ver-
tikalen und horizontalen Finanzaus-
gleich in Deutschland. Im politischen 
Geschäft haben die Nehmerländer (der 
Süden) daran großes Interesse, weil sie 
so die Verwendungsfreiheit über die 
Gelder erlangen. Die Geberländer (der 
Norden) sind bislang eher zögerlich 
und steuern weg von einem allgemei-
nen Finanzausgleich und hin zu Fonds 
für engere Verwendungszwecke samt 
begrenzen Summen. Man nehme als 
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nigungsbedingt – eiligen und sonst 
gelungenen Umsetzung des zwei-
ten Anlaufs ging das zunächst alles 
unter … und kommt jetzt als eine 
der schweren Unterlassungssünden 
wieder hoch. 

• Das ist aber auch so, weil es für die-
sen Umgang mit der Arbeitslosigkeit 
realistische Vorbilder gibt: Die New 
Deal Arbeitslosenversicherung von 
Franklin D. Roosevelt war in den 
USA genauso gebaut worden: Die 
Einzelstaaten richten eigene und 
von ihnen fi nanzierte Arbeitslosen-
versicherungen ein und der Bund 
verspricht Ihnen, bei einer gewis-
sen Standardisierung der Leistun-
gen die Ungleichheiten in der Ent-
wicklung des gemeinsamen Arbeits-
marktes so auszugleichen, dass er 
den Einzelstaaten, die mehr als an-
dere von diesem gemeinsamen Risi-
ko betroffen sind, gestuft höhere Er-
stattungen nach festen Prozentsät-
zen gewährt. Natürlich übernimmt 
der Bund das Risiko nie vollstän-
dig, aber die Erstattungen bedeuten 
eine erhebliche Refi nanzierung für 
Einzelstaaten mit überdurchschnitt-
licher Arbeitslosigkeit, wobei eine 
mehrheitliche Eigenbeteiligung der 
Einzelstaaten immer gegeben ist. 
„Hilfe zur Selbsthilfe“ …

• Das ist aber auch deshalb so, weil 
dieser Vorschlag seit ein paar Jahren 
wieder in Brüssel die Runde macht – 
bisher allerdings ohne in ein allge-
meines Rückversicherungskonzept 
für die nationalen Sozialstaaten Eu-
ropas eingebettet zu sein. 

Hier konzeptionell mit Nachdruck 
nach- und vorzustoßen schiene mir 
den Schweiß der Edlen und damit der 
Kirche(n) wert, zumal ein Durchbruch 
durchaus denkbar ist. Wäre da nicht 
zunächst eine COMECE in Brüssel ge-
fordert?

d) Europa als Fondswirtschaft
Während Rückversicherungen auf die 
Sicherung sozialstaatlich geschuldeter 
(oft Geld-)Leistungen an Einzelne zie-
len, also auf individuelle soziale Rech-
te und europäische Rechtsansprüche, 
richten sich Fonds auf das Schaffen von 
„Infrastrukturen“ bzw. auf Bildungs-
angebote aller Art, also auf die Pro-
duktion von Sachen oder Diensten. Hier 
bestehen meist keine Rechtsansprüche 
und sie sind oft, so bei Sachinfrastruk-
turen wie dem Straßenbau, auch gar 
nicht denkbar.
• Bildungsfonds: Was wäre, wenn 

Europa einen wirklich großen Bil-
dungsfonds aufl egte, der sich als 
große Qualifi kationsoffensive ver-
stünde und auch entsprechend 
großzügig ausgestattet wäre und 
so mit den einstigen Lissabon-Zie-
len wirklich Ernst machte? Bislang 
ist das in Europa auf Umschulun-
gen für Arbeitnehmer in unterge-
henden Branchen im Europäischen 
Sozialfonds und ein bisschen Eras-
mus und umzu begrenzt. Was cha-
rakterisierte dies als eine Maßnah-
me des „sozialen Europa“?
 – Bildung und Ausbildung als eu-
ropäisches Bürgerrecht;

 – Bildung und Ausbildung (zu-
nächst) als ein Vorrecht der jün-
geren Generation (denn da ist 
meist die Arbeitslosigkeit am 
höchsten);

 – Bildung und Ausbildung dort, wo 
die Arbeitsplätze wahrscheinlich 
sind, also verbunden mit geför-
derter innereuropäischer Mobi-
lität schon beim Qualifi kations-
erwerb.

 Wie die Stichworte schon zeigen, 
ist im Fall der Bildung, da indivi-
duelle Dienstleistung, der Übergang 
vom Fonds zum individuellen Recht 
fl ießend gestaltbar. Und wenn Eu-
ropa die Jugend gewinnt, dann ist 
alles gewonnen.

• Investitionsfonds: Vielfach lesen 
wir, dass die Nationalstaaten in 
der Globalisierung keine „kynesia-
nische“ Politik mehr treiben könn-
ten, denn die Wachstumseffekte al-
ler Zusatzinvestitionen würden nur 
im Ausland, gewissermaßen global 
„versickern“. Mit dem Argument 
sind auch alle nationalen Sparstra-
tegien je für sich unterlegt. Nun, 
das mag sein, aber man schaue sich 
doch das gemeinte „Ausland“ ge-
nauer an. Der größte Teil des „Aus-
lands“ für die Mitgliedstaaten der 
EU ist wied erum Europa selber! Als 
EU sind wir kaum globalisierungs-
abhängiger, also abhängiger vom 
Rest der Welt, als es die USA sind. 
Als Europa hätten wir also erheb-
lichen Bewegungsspielraum, wenn 
die EU insoweit handlungsfähig wä-
re, jedenfalls so handlungsfähig wie 

Grégory Claeys, Zsolt Darvas und Guntram B. Wolff, „Benefi ts and 
Drawbacks of European Unemployment Insurance“, in: bruegel-
policybrief 2014/06 (September); s. http://aei.pitt.edu/54061/

Stephan Leibfried, „Social Policy: Left to Judges and the Markets“, 
in: Helen Wallace, Mark A. Pollack und Alasdair R. Young, Hrsg., 
Policy-Making in the European Union, 6. Aufl ., Oxford, GB: Ox-
ford University Press 2010, S. 253–281 (die 7. Aufl . erscheint 
2015, dort fi nd sich die Überarbeitung auf den S. 263–292).

Stephan Leibfried, Evelyne Huber, Matthew Lange, Jonah D. Le-
vy, Frank Nullmeier und John D. Stephens, Hrsg., The Oxford 
Handbook of Transformations of the State, Oxford, GB: Ox-
ford University Press 2015.

Stephan Leibfried, Herbert Obinger, „Nationale Sozialstaaten in 
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die USA – besser noch handlungs-
fähiger! Da sind wir wieder bei den 
Verfassungsfesseln der EU und de-
nen der USA zu Roosevelts Zeiten. 
Und dann müssten wir auch noch 
handlungswillig sein.

Kurzum, „konzertiert“ könnte die EU 
28 durchaus eine keynesianische Po-
litik betreiben, sei es nun zwischen-
staatlich („intergouvernemental“) oder 
gleich und besser supranational. Und 
der Bedarf an Infrastrukturen alter 
(Straßen, Brücken, Verkehrsnetze) und 
neuer (Breitband, neue Energien) Art ist 
riesig, und manche davon machen für 
ganz Europa und insbesondere für Süd-
europa besonderen Sinn. Da ist aller-
dings Junckers weihnachtliche öffent-
liche EU-Anstoßprämie von 30 Milli-
arden Euro für erhoffte 300 Milliarden 
nur ein erster Tropfen auf dem heißen 
Stein. Ende 2014 schrieb eine überre-
gionale Tagesszeitung: „Mehr Europa 
ist auch kein Brüller.“ Vielleicht doch, 
wenn man den Zerfall und das Zerbrö-
seln Europas nur mit mutigen Schrit-
ten vorwärts angehen kann? Im Still-
stand oder Rückwartsgang kann man 
Europa nicht gewinnen. Ein „Ruck“ tut 
not. Solange Europa „selbstgefesselt“ 
bleibt, weil seine Verfassung ihm kei-
ne Steuer- und Haushaltshoheit in re-
levantem Umfang gibt, wird es nie ein 
„Brüller“ und in dieser Lage auch nie 
effektiv sein. Ein logischer Ausweg ist 
also klar vorgezeichnet.

e) Europa als reiner Insolvenzverwalter
Ferner gibt es die ad-hoc Maßnah-
men der Währungs- und Wirtschafts-
politik, die man an das je abstürzende 
Land anpasst, die aber weder soziale 
Begleitkomponenten haben, noch so-
zial oder gesamtwirtschaftlich nach-
haltig sind. Daraus folgte bislang ma-
ximal eine wirtschaftliche Sanierung 
eines Staatshaushalts, oft mit der Be-
gleiterscheinung einer Ausgrenzung ei-
nes Großteils der Bevölkerung und des 
Ruins der Demokratie des Landes, et-
wa in Griechenland.

Man stelle sich nur einmal vor, das 
Vorgehen der Troika (EU-IMF-EZB) in 
Griechenland wäre seit Mitte 2010 zwar 
so gelaufen wie bislang, aber von ei-
nem durchgreifenden Modellversuch 
einer europäischen Rückversicherung 
bei Arbeitslosigkeit begleitet worden, 
durch den die griechische Arbeitslo-
senversicherung ausgebaut und teil-
weise europäisch von allen Partnern 
refi nanziert worden wäre. Das „kalte“ 
und das „warme Herz“, so die Metapher 
von Reinhard Marx, hätte man vor Ort 
gleichzeitig gespürt, man hätte es als 
„gesund-“ und nicht als „kaputtsparen“ 
erlebt. Sanierung und Sozialplan ge-
hören auch hier zusammen. Man stel-
le sich ferner vor, zusätzlich hätte das 
Paket noch ein gezielte langfristige In-
vestitionsoffensive im Energiebereich 
enthalten, die Nordeuropa, insbeson-

dere Deutschland, wegen der Energie-
wende ohnehin dringend braucht …

Stefan Leibfried (*1944), Dr. rer. pol.; 
seit 1974 Professur an der Universität 
Bremen, zunächst für vergleichende 
Sozialpolitik und Sozialverwaltung, seit 
2001 für Politikwissenschaft mit dem 
Schwerpunkt Politikfeldanalyse und 
Sozialpolitik; seit 2009 Forschungspro-
fessor an der Universität Bremen und 
seit 2012 auch an der Jacobs University 
Bremen; zu einigen aktuellen Publika-
tionen siehe oben. Weitere Veröffent-
lichungen und zur Person siehe unter: 
www.zes.uni-bremen.de/das-zentrum/
organisation/mitglieder/stephan-leib 
fried.
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V. Kirchen für die „EuropaRe“-Variante?

Mir scheint, die konzeptuelle Phantasie 
nicht nur der katholischen Sozialleh-
re sollte sich der „EuropaRe“-Variante 
zuwenden. Es lohnt sich, dafür genau-
ere Konturen zu entwickeln, in denen 
nicht nur die Rückversicherungsidee, 
sondern auch klar defi nierte Fonds, die 
kontrazyklisch wirksam werden soll-
ten, eine tragende Rolle spielen.

Dabei müsste man auch ausloten, 
wie sich denn solche Ideen in ande-
ren Risikozweigen verwirklichen lie-
ßen, etwa bei der Alterssicherung und 
den demographischen Risiken: Die un-
ternehmungslustigen jungen Griechen 
sind überall in Europa zu fi nden, nur 

am wenigsten in Griechenland! Kurz-
um Griechenland bleibt auf „seiner 
Demographie sitzen“, wenn die Fol-
gekosten nicht teilweise europäisiert 
werden. Oder bei Krankenversicherung 
und Pfl ege … 

Wenn da die Kirchen einen brei-
ten konzeptionellen Europa-Vorstoß 
machten, dann hätten sie die Türen 
zu einem Europa aufgestoßen, das den 
Frieden nach außen und innen sichert. 
Das wäre die anstehende Raketenstufe 
II nach der Rede von Reinhard Marx 
in Madrid. „Zur Sache, Schätzchen.“ … 
Ja, aber nun wirklich mit voller Kraft 
und vollem Charisma in medias res.

VI. Probleme der Staatsbildung

Bei all dem ist der Staats- und Verwal-
tungszuschnitt zentral (vgl. Leibfried 
u. a. 2015). Wir haben es bei den Mo-
dellversuchen oft mit Ländern zu tun 
in denen der öffentliche Dienst keine 
eigenständige Größe ist, sondern Beu-
te und Spielball politscher und gesell-
schaftlicher Interessen. Hier bedarf es, 

wie in den USA des Einstiegs in das 
20. Jahrhundert, einer „progressive ci-
vil service reform“. Praktisch heißt dies,
• dass die europaunmittelbare Ver-

waltung, sprich Brüssel, zunächst 
und erstmals eine größere Rolle 
spielen muss,
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Reinhard Marx erinnert angesichts verschärfter Notlagen in einzelnen europäischen Staaten 
daran, dass Sozialpolitik noch immer weitgehend in die Zuständigkeit der einzelnen Mitglied-
staaten fällt. Auf Dauer sei es jedoch nicht förderlich, europäische Wirtschaftspolitik im Dienst 
eines fairen Wettbewerbs und nationale Sozialpolitik voneinander zu trennen. Auch bei den 
wirtschaftspolitischen Entscheidungen auf europäischer Ebene müsse das Soziale immer mit-
bedacht werden. Ordnungspolitik allein könne weder den notwendigen sozialen Ausgleich her-
stellen, noch für einen genügenden Schutz der Umwelt und einen schonenden Umgang mit 
den natürlichen Ressourcen sorgen. Gefordert sei ein gesamtgesellschaftliches Konzept, das 
Europa als eine „Solidaritäts- und Verantwortungsgemeinschaft“ verstehe. Neue soziale Ant-
worten müssten u. a. mit Blick auf die Herausforderungen der Jugendarbeitslosigkeit sowie der 
Einwanderung zahlreicher Flüchtlinge nach Europa gefunden werden. Die Kirche könne dabei 
mit ihrer Soziallehre Richtschnur sein, um eine gerechtere Gesellschaft zu bauen. (Redaktion)

 Ein soziales Europa? 
Eröffnungsvortrag bei den zweiten Katholischen 
Sozialtagen für Europa in Madrid1

Dokumentation

Bei der diesjährigen Eröffnung der 
Salzburger Festspiele am 27. Juli, ei-
nen Tag vor dem 100. Jahrestag der 
Kriegserklärung Österreich-Ungarns an 

Serbien, also dem Beginn des Ersten 
Weltkriegs, hat der australische Histo-
riker Christopher Clark die Festrede ge-
halten. Clark, der sich in seinem vielbe-

achteten Buch „Die Schlafwandler“ mit 
der Kriegsschuldfrage auseinanderge-
setzt hat, nahm diese Festrede in Salz-
burg zum Anlass, um auf die Aktuali-

I. Der historische Rahmen des Jahres 2014 

• dass begleitende Kontrolle als Um-
setzungskontrolle die Regel sein 
wird und

• dass der Aufbau eines eigenständi-
gen öffentlichen Dienstes („state-
making“) immer eine gezielte Be-
gleitmaßnahme solcher Programme 
sein muss.

Vielleicht bräuchte Europa einen Fran-
ziskus? Einen, der es einfach anpackt 
und vorlebt. Wir waren an einem funk-

tionalen Äquivalent schon einmal recht 
nahe dran, Jacques Delors. … „Those 
were the days …“.

P. S. Zu den Flüchtlingen, die Europa 
erreichen, nur eine Nachbemerkung, 
denn Reinhard Marx hat Recht. „Eu-
ropa“ war eine Göttin, von der es heißt, 
dass sie aus Tyros, dem antiken Tyrus, 
stammte, einer phönizischen Stadt auf 
einer kleinen Insel, im bzw. vor dem 
jetzigen Libanon, unweit Syriens gele-

gen.1 Sie gab unserer Halbinsel erst ih-
ren Namen. Sagt das nicht schon alles 
über den „Druck aus dem Mittelmeer-
raum“ auf Europa – und darüber was 
wir in ihrem wie in unserem Namen – 
eben im Namen Europas – eigentlich 
heute zu tun haben?

1 Aus Tyrus stammt wohl auch die Mün-
ze, der Schekel, in der, so wird vielfach an-
genommen, der Judaslohn ausbezahlt wur-
de.

Reinhard Kardinal Marx
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tät der Sommerkrise 2014 einzugehen 
und Parallelen zu heutigen politischen 
Konfl ikten und Krisenregionen zu zie-
hen. Obwohl er insgesamt die Befürch-
tung durchscheinen lässt, dass sich eine 
weltweite kriegerische Auseinanderset-
zung wiederholen könnte, gibt er am 
Ende seines Vortrags doch eine posi-
tive Prognose für Europa ab: 

„Ob wir heute in der Lage sind, die-
ser Falle zu entkommen, ist noch nicht 
klar. Wir sind nicht unbedingt klüger 
oder weiser als unsere Vorfahren. Aber 
wir haben, jedenfalls in Europa, bes-
sere Strukturen. Hier hat man aus den 
Ruinen zweier verheerender Weltkrie-
ge eine Wirtschafts- und Friedensord-
nung hergestellt, die weltweit einmalig 
ist. Es ist nicht nur, dass durch die EU 
ein Krieg zwischen den Staaten Euro-
pas unvorstellbar geworden ist, son-
dern dass dieses transnationale Gebäu-
de für die ganze Welt ein Modell bietet 
für die friedliche Schlichtung von Inte-
ressenkonfl ikten. Die EU hat zurzeit vor 
allem innerhalb Europas eine schlech-
te Presse. Sie und ihre Werte werden 
auch innerhalb der Union von populis-
tischen Bewegungen in Frage gestellt. 
Aber wer die EU […] von außerhalb 
betrachtet […] sieht in ihr einen Akt 
transnationalen politischen Willens, 
der zu den größten Errungenschaften 
der Geschichte der Menschheit gehört.“

Überall in Europa gedenken die 
Menschen in diesem Jahr des Aus-
bruchs des Ersten Weltkriegs vor 100 
Jahren, trauern um die Toten und be-
denken die Lehren, die wir aus der Ge-
schichte zu ziehen haben. Obwohl Eu-
ropa im Zweiten Weltkrieg noch viel 
mehr Tote zu betrauern hatte, bleibt 
der Erste Weltkrieg, den der amerika-
nische Diplomat und Historiker George 
Kennan einmal als die „Urkatastrophe 
Europas“ („the great seminal catastro-
phe of this century“) bezeichnet hat, 
in der Erinnerung vieler Nationen der 
große Krieg, „La Grande Guerre“. Auch 
Papst Franziskus hat am vergangenen 
Wochenende bei seinem Besuch in Fo-
gliano an die Toten des Ersten Welt-
kriegs erinnert. Die Bischöfe der Co-

mECE werden sich gemeinsam mit dem 
Präsidenten des CCEE am 11. Novem-
ber in Verdun versammeln, der Toten 
gedenken und für den Frieden beten.

Wie dicht die Geschichte Europas 
ist, zeigen jedoch auch die anderen 
historischen Gedenktage dieses Jah-
res. Vor zwei Wochen haben wir an 
den 75. Jahrestag des Ausbruchs des 
Zweiten Weltkriegs erinnert. Es ist er-
schütternd, dass zwischen den Aus-
brüchen der beiden Weltkriege nur 25 
Jahre lagen. Gemeinsam mit dem Erz-
bischof von Gleiwitz habe ich am 1. 
September eine Heilige Messe gefei-
ert, um die Rolle der Kirche als Brü-
ckenbauer, Versöhner und Friedensstif-

ter zu betonen – eine Rolle, die sie im 
vergangenen Jahrhundert leider nicht 
immer wahrgenommen hat.

25 Jahre ist es nun auch her, dass 
der Kommunismus in Mittel- und Ost-
europa zusammengebrochen ist und 
die Spaltung Europas durch die über-
wiegend friedlichen Revolutionen in 
den verschiedenen Staaten überwun-
den werden konnte. Fünfzehn Jahre 
hat es dann noch gedauert bis 2004, 
vor zehn Jahren, diese Staaten Mit-
glied der Europäischen Union gewor-
den sind. Aus diesem Anlass waren die 
Bischöfe der ComECE übrigens im Jahr 
2004 schon einmal in Spanien, näm-
lich auf dem Pilgerweg nach Santiago.

1 Der Münchener Erzbischof Reinhard Kardinal Marx ist Präsident der Kommission der 
Bischofskonferenzen der Europäischen Gemeinschaft. Lateinische Bezeichnung: Commis-
sio Episcopatum Communitatis Europensis (ComECE). Die ersten „Katholischen Sozialta-
ge für Europa“ fanden im Oktober 2009 auf Einladung der ComECE in Danzig statt. Die 
zweiten „Katholischen Sozialtage für Europa“ in Madrid (18.–21. September 2014) stan-
den unter dem Thema „Der christliche Glaube und die Zukunft Europas“.

II. Europa steht an einem Neuanfang

Wenn wir heute, in einem Jahr mit 
solch bedeutenden historischen Erin-
nerungen, auf die Welt schauen, dann 
sehen wir erneut große Herausforde-
rungen und geopolitische Entwicklun-
gen. Mit Sorge schauen wir auf den 
Konfl ikt in der Ukraine und das Ver-
hältnis Europas zu Russland. Verunsi-
cherung hat sich breit gemacht über 
die Beziehungen zwischen Europa und 
den Vereinigten Staaten. Und die blu-
tigen Konfl ikte im Nahen und Mittle-
ren Osten – in Gaza, in Syrien und im 
Irak – werfen neue Fragen auf über 
die Zukunft der Region und des Welt-
friedens sowie angesichts der grau-
samen und unmenschlichen Greulta-
ten auch über unsere Verantwortung 
in der Welt. Durch die Globalisierung 
sind die politischen und wirtschaftli-
chen Entwicklungen in den verschie-
denen Teilen der Welt noch näher an 
uns herangerückt. Diese Entwicklun-
gen stellen uns auch immer wieder die 
Frage, wer wir als Europäer eigentlich 
sind, wie wir leben wollen und wel-

ches Selbstverständnis wir in der Welt 
einbringen möchten.

Deshalb ist die sicherheitspoliti-
sche und wirtschaftliche Krisensitua-
tion der vergangenen Jahre auch ei-
ne große Anfrage an die Europäische 
Union und an uns Europäer. Der Eu-
ropäische Rat hat im Juli und August 
bereits die Weichen gestellt durch die 
Neubesetzung der Ämter des Kommis-
sionspräsidenten (Jean-Claude Jun-
cker), der Außenbeauftragten (Federi-
ca Mogherini) und des Präsidenten des 
Europäischen Rates (Donald Tusk). In 
diesen Tagen beginnt im Europäischen 
Parlament die Anhörung der Mitglieder 
der neuen Europäischen Kommission. 
Die EU steht nun also vor einem per-
sonellen und damit auch inhaltlichen 
Neubeginn für die nächsten Jahre. Und 
nach meiner Überzeugung stehen uns 
entscheidende Jahre bevor, in denen 
wir beantworten müssen, wohin sich 
die EU und damit auch in gewisser Wei-
se Europa entwickeln wird. Dies gilt für 
alle Dimensionen der europäischen Ei-
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nigung: für die konstitutionelle Verfas-
sung, mit Blick auf die Verantwortung 
Europas in der Welt und hinsichtlich 
des Verhältnisses von Wirtschaft und 
sozialem Ausgleich in der EU.

In dieser Situation muss sich Eu-
ropa vergewissern, welche Konsequen-
zen es aus der wirtschaftlichen Krise 
der vergangenen Jahre ziehen will. 
Schnell ist die Forderung nach einem 
„sozialen Europa“ bei der Hand. Aber 
so beliebt dieses Schlagwort ist, ge-
nauso offen bleibt auch, was wir un-
ter einem sozialen Europa verstehen 
sollen.

Die europäische Staatsschulden- 
und Wirtschaftskrise hat in zahlrei-
chen europäischen Staaten zu großen 
sozialen Verwerfungen geführt. Sicher-
lich verbessert sich die wirtschaftliche 
Lage bereits. Hier in Spanien zeigen 
sich Anzeichen eines wirtschaftlichen 
Aufschwungs, Griechenland kann sich 
zum Teil schon wieder am Kapitalmarkt 
fi nanzieren, auch wenn die Frage ei-
nes erneuten Schuldenschnitts die eu-
ropäische Politik wieder beschäftigen 
wird. Aber die soziale Lage verbessert 
sich immer erst im Nachgang zur wirt-
schaftlichen Entwicklung, so dass wir 
nach wie vor mit vielen sozialen Pro-
blemen zu kämpfen haben. Auch wenn 
sich die Situation am Arbeitsmarkt im 
letzten halben Jahr entspannt hat und 
die Zahl der Arbeitslosen zurückgegan-
gen ist, so bleibt derzeit doch ein Viertel 
der Bevölkerung in Spanien ohne Ar-
beit. Das Gleiche gilt für Griechenland.

Von kirchlicher Seite leistet die Ca-
ritas in den verschiedenen Ländern gu-
te Arbeit, um Menschen in Notlagen 
zu helfen. Papst Franziskus erinnert in 
„Evangelii Gaudium“ an die Aufforde-
rung Jesu an seine Jünger: „Gebt ihr 
ihnen zu essen!“ (Mk 6,37) und weist 
darauf hin: „das beinhaltet sowohl die 

 So beliebt dieses 
Schlagwort ist, genau so 
offen bleibt auch, was 
wir unter einem sozialen 
Europa verstehen sollen

Mitarbeit, um die strukturellen Ursa-
chen der Armut zu beheben und die 
ganzheitliche Entwicklung der Armen 
zu fördern, als auch die einfachsten 
und täglichen Gesten der Solidarität 
angesichts des ganz konkreten Elends, 
dem wir begegnen“ (EG 188). Es ist al-
so nicht damit getan, die akute Not zu 

lindern. Es geht vielmehr auch darum, 
die Verhältnisse strukturell zu verbes-
sern. Hier ist die Kirche mit ihrem po-
litisch-diakonischen Auftrag gefordert, 
sich für eine gerechte Welt und in die-
sem Fall heißt das: für ein soziales Eu-
ropa einzusetzen.

III. Die Gestalt eines sozialen Europas

Welche Konturen hat aber dieses so-
ziale Europa? Die Europäische Union 
hat im sozialen Bereich nur begrenz-
te Zuständigkeiten. In der Kompetenz-
aufteilung innerhalb der EU verbleibt 
die Sozialpolitik weitestgehend in der 
Zuständigkeit der Mitgliedstaaten. Man 
kann sicherlich lange über den Sinn 
dieser Kompetenzverteilung diskutie-
ren. Natürlich spricht auch viel dafür, 
die Sozialpolitik im Aufgabenbereich 
der Nationalstaaten zu behalten: Zu 
vielfältig sind die gewachsenen natio-
nalen Traditionen, und die kulturellen 
und wirtschaftlichen Unterschiede sind 
zu hoch, um europaweite Lösungen im 
Sozialbereich anzustreben. Aber diese 
Kompetenzverteilung darf meines Er-
achtens nicht dazu führen, dass die Eu-
ropäische Union für den wettbewerbs-
fähigen Rahmen zuständig ist und die 
Mitgliedstaaten für den sozialen Aus-
gleich zu sorgen haben. Bei einem sol-
chen Verständnis werden die Politik 
und Entscheidungen der EU nämlich 
immer nur dem Kalkül der Marktfrei-
heiten, des Wettbewerbs und der Libe-
ralisierung folgen. Man wird dann mit 
Europa nur das Image des kaltherzi-
gen Wirtschaftsprojekts verbinden, 
während die Nationalstaaten warme 
Wohltaten verteilen.

Wir erleben schon heute, dass die 
Menschen den staatlichen Rahmen als 
Hort der sozialen Absicherung empfi n-
den. Während man also soziale Sicher-
heit mit dem Nationalstaat verbindet, 
wird Europa als Ursache für den Verlust 
des Sozialen ausgemacht. Dies führt 
sicherlich nicht dazu, dass die Men-
schen eine stärkere Identität als Bür-

gerinnen und Bürger der Europäischen 
Union ausprägen. Schließlich ist gerade 
der soziale Zusammenhalt ein wesent-
licher Beitrag zur Identifi kation mit ei-
nem politischen Gebilde. Und deshalb 
beharren die Mitgliedstaaten ja auch 
auf der sozialpolitischen Kompetenz. 
Es ist also kein Wunder, dass die Aus-
prägung einer europäischen Identität 
nicht vorangeht, wenn Europa immer 
nur als soziale Gefährdung wahrge-
nommen wird.

Allzu oft gilt die Wirtschaftsori-
entierung Europas als eine Verschär-
fung der negativen sozialen Effekte 
der Globalisierung in den industria-
lisierten Ländern. Zahlreiche europä-
ische Länder waren in den vergange-
nen Jahren zu tiefgreifenden Reformen 
ihrer Wirtschafts- und Sozialordnung 
gezwungen, und die sozialen Siche-
rungssysteme stehen unter Druck. Für 
diese Situation wird oft die Europä-
ische Union verantwortlich gemacht, 
die als Motor der Globalisierung den 
Wettbewerb fördere und damit Arbeits-
plätze vernichte oder zu ihrer Verlage-
rung ins Ausland beitrage. Ich bin je-
doch mit Blick auf die sozialen Folgen 
der Globalisierung davon überzeugt, 
dass die Europäische Einigung nicht 

 Die Kompetenzverteilung 
darf nicht dazu führen, 
dass die Europäische Union 
für den wettbewerbs-
fähigen Rahmen zuständig 
ist und die Mitgliedstaaten 
für den sozialen Ausgleich 
zu sorgen haben
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das Problem, sondern die Lösung ist. 
Nur ein starkes vereintes Europa kann 
sich innerhalb der globalisierten Welt 
behaupten. Die nationalen Sozialstaa-
ten können diese Herausforderung für 
sich kaum noch bewältigen.

Innerhalb der europäischen Poli-
tik lassen sich Wirtschaft und Sozia-
les aber nicht so leicht trennen. Das gilt 
erst recht in der Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion mit ihren weitreichenden 
Verschränkungen, deren Ausmaß viele 
erst in der Krise wahrgenommen haben. 
Deshalb berühren die europäische Ge-
setzgebung und viele politische Maß-
nahmen auf europäischer Ebene auch 
Fragen der Sozial-, Steuer- und Haus-
haltspolitik. Sie beeinfl ussen auch in 
erheblichem Maße den Spielraum der 
nationalen Sozialpolitik. Und nicht zu-
letzt nimmt die EU mit der Methode der 
offenen Koordinierung auch Einfl uss 
auf die Weiterentwicklung der Sozial-
politiken. Deshalb bedarf es einer Idee, 
wie die soziale Dimension der Europäi-
schen Union auszugestalten ist und an 
welchen Prinzipien sie sich orientieren 
soll. Darüber hinaus stellt sich durch-
aus auch die Frage, inwieweit nicht ei-
ne Neuverteilung der Zuständigkeiten 
zwischen der Union und den Mitglieds-
staaten notwendig und wünschenswert 
wäre. Vielleicht wäre es sinnvoll, inner-
halb der EU auch einmal einen Konvent 
über soziale Fragen einzuberufen und 
nicht nur zur institutionellen Ausge-
staltung der EU. Denn die EU braucht 
dringend eine Vergewisserung über ih-
re sozialpolitischen Kompetenzen.

Als der Europäische Rat im März 
2000 in Lissabon die sogenannte Lis-
sabon-Strategie verabschiedet hat, ver-
folgte sie damit das Ziel, die EU inner-
halb von zehn Jahren zum wettbe-
werbsfähigsten und dynamischsten 
wissensgestützten Wirtschaftsraum der 
Welt zu machen. Die soziale Kohäsion 
und der Umweltschutz waren zwar 
ebenfalls Bestandteil der Strategie, wa-
ren dem Ziel der Wettbewerbsfähigkeit 
jedoch nachgeordnet. Erst seit dem zu-
fälligerweise ebenfalls in Lissabon ver-
abschiedeten „Vertrag von Lissabon“, 

stehen die Ziele des sozialen Ausgleichs 
und der Wettbewerbsfähigkeit neben-
einander. Denn der 2009 in Kraft ge-
tretene Vertrag von Lissabon erklärt 
„eine wettbewerbsfähige soziale Markt-
wirtschaft“ zu einem der Vertragsziele 
der EU. Somit ist die Soziale Markt-
wirtschaft zum Leitbild der Europäi-
schen Union geworden. Die ComECE 
hat im Januar 2012 unter dem Titel 
„Eine Europäische Solidaritäts- und 
Verantwortungsgemeinschaft“ eine Er-
klärung zur wettbewerbsfähigen sozia-
len Marktwirtschaft veröffentlicht, um 
dieses Vertragsziel mit Leben zu füllen. 
Denn ein soziales Europa ist eng mit 
der Realisierung dieses Vertragsziels ei-
ner sozialen Marktwirtschaft auf eu-
ropäischer Ebene verbunden. Vor die-
sem Hintergrund haben wir als Bischö-
fe vorgeschlagen, den gemeinsamen 
Markt weiterzuentwickeln.

Dass sich Wirtschafts- und Sozial-
politik nicht voneinander trennen las-
sen, entspricht auch meinem Verständ-
nis von Sozialer Marktwirtschaft, de-
ren Konzeption mit den Werten und 
Zielen der Katholischen Soziallehre 
korreliert: Es handelt sich dabei um 
ein Wirtschafts- und Gesellschaftsmo-
dell, das die Freiheit auf dem Markt mit 
dem Prinzip der Gerechtigkeit verbin-
det. Dazu schafft sie einerseits den Rah-
men für einen fairen Wettbewerb und 
nutzt somit die Vorteile des Marktes 
und sorgt andererseits für einen sozia-
len Ausgleich. In einem politisch ver-
schränkten System verschiedener Ebe-
nen können diese Aufgaben nicht los-
gelöst voneinander unterschiedlichen 
Ebenen zugeordnet sein. Vielmehr 
muss bei wirtschaftspolitischen Ent-
scheidungen das Soziale immer mit-
bedacht werden. Die Politik würde zu 
kurz greifen, wenn sie nicht das Gan-
ze im Blick hätte, sondern sich nur für 
Teilbereiche zuständig fühlte. Stattdes-

 Bei wirtschaftspolitischen 
Entscheidungen muss das 
Soziale immer mitbedacht 
werden

sen braucht es eine ganzheitliche, in-
tegrierte Politik. Deshalb müssen wirt-
schaftspolitische Maßnahmen der EU 
immer auch unter ihren sozialpoliti-
schen Folgen betrachtet werden. In das 
europäische Gesetzgebungsverfahren 
sollte insofern eine Sozialverträglich-
keitsprüfung eingebaut werden.

Eine soziale Marktwirtschaft auf eu-
ropäischer Ebene muss sich natürlich 
auch weiterhin an der Wettbewerbs-
fähigkeit orientieren. Aber der Markt 
braucht klare Regeln, die wiederum po-
litisch gesetzt werden müssen. Deshalb 
muss Ordnungspolitik die Grundlage 
eines sozialen Europas sein. Dies gilt 
mit Blick auf die Ursachen der Finanz- 
und Wirtschaftskrise vor allem auch 
für die Kapitalmärkte. Deshalb unter-
streicht die Erklärung der ComECE: „Ei-
ne Marktwirtschaft, die ausschließlich 
den Kapitalinteressen dient, kann nicht 
‚sozial‘ genannt werden.“

Neben die Ordnungspolitik tritt in 
einer sozialen Marktwirtschaft aber 
eben auch die Sozialpolitik. Anhand 
der Prinzipien von Solidarität und 
Subsidiarität muss ein gerechter Aus-
gleich geschaffen werden. Arbeitneh-
mer brauchen sozialen Schutz, die 
Jugend braucht Bildung und Ausbil-
dung, die Familie als Keimzelle der 
Gesellschaft braucht Wertschätzung 
und Förderung. Hinzu kommt jedoch, 
dass wir heute nachhaltiges Wirtschaf-
ten im Rahmen einer Sozialen Markt-
wirtschaft nicht mehr denken können, 
ohne die ökologischen Folgen unse-
res Wirtschaftens zu berücksichtigen. 
Deshalb müssen wir neben dem so-
zialen Ausgleich auch die Bewahrung 
der Schöpfung und einen schonenden 
Umgang mit natürlichen Ressourcen 
in unser Wirtschaftsmodell integrieren.

Der Klimawandel ist zu einem 
Brennpunkt der ökologischen Probleme 
geworden. Er wirft Fragen nach der 
globalen und intergenerationellen Ge-
rechtigkeit auf, weil diejenigen, die am 
meisten unter ihm zu leiden haben, 
nicht identisch mit den Verursachern 
sind. Deshalb fordert uns der Klima-
wandel heraus, keinen Raubbau an der 
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Schöpfung zu betreiben, sondern nach-
haltig zu wirtschaften. Insofern muss 
die Wirtschaftspolitik in der EU nicht 
nur sozial, sondern auch ökologisch 
weiterentwickelt werden. Denn es wird 
auf Dauer nicht möglich sein, ökono-
mische Wettbewerbsfähigkeit und so-
ziale Gerechtigkeit zu erzielen, wenn 
wir die ökologischen Folgen unseres 
Handelns nicht beachten.

Neben dem sozialen Ausgleich und 
der ökologischen Nachhaltigkeit gibt es 
einen weiteren Grund, die Wirtschafts-
politik in ein gesamtpolitisches Kon-
zept einzuhegen. Wir dürfen nicht zu-
lassen, dass der Markt in alle Lebens-
bereiche vordringt und uns beherrscht. 
Denn der Markt kann nicht alle Bedürf-
nisse befriedigen. Vor diesem Hinter-
grund ist es gut, dass wir auf europä-
ischer Ebene auch über die Frage des 
Sonntagsschutzes diskutieren. Es ist 
wichtig und richtig, dass wir an die-
sem Tag aus kulturellen und religiö-
sen Gründen der Ruhe den Vorrang 
vor den wirtschaftlichen Aktivitäten 
einräumen.

Ebenso gehört der Bereich der Fa-
milie zu den Fragen, die wir nicht den 
wirtschaftlichen Überlegungen unter-
werfen dürfen. Die Familie hat einen 
Wert in sich, den es zu achten gilt. 
Sie ermöglicht das Ja zum Leben und 
ist deshalb Grundlage unseres Zusam-
menlebens und der Zukunft der Ge-
sellschaft. Die Familie darf anderen 
gesellschaftlichen Prozessen wie der 
Wirtschaft nicht untergeordnet wer-
den. Daher dürfen wir die Familie nicht 
immer mehr dem Wirtschaftsleben an-
passen, sondern wir müssen die Be-
reiche von Arbeit und Wirtschaft fa-
milienfreundlich ausgestalten. Auch 
in unseren heutigen modernen Ge-
sellschaften erbringen die Familien 
grundlegende gesellschaftliche Leis-
tungen. Deshalb muss die Politik auf 

 Wir dürfen nicht zulassen, 
dass der Markt in alle 
Lebensbereiche vordringt 
und uns beherrscht

allen Ebenen darauf achten, die Fami-
lien zu unterstützen. Auch wenn die 
Europäische Union keine Kompetenz 
in familienpolitischen Fragen hat, so 
gehört doch eine familiengerechte Po-
litik zur Idee einer Europäischen So-
zialen Marktwirtschaft.

Die Beispiele von Sonntag und 
Familie weisen darauf hin, dass der 
Wirtschaft und dem Staat kulturel-
le Voraussetzungen zugrunde liegen. 
Sie bilden die Voraussetzung für un-
sere Gesellschafts- und unsere Wirt-
schaftsordnung. Deshalb müssen 
Wirtschaft und Staat diese Grundla-
gen achten und schützen. Der deut-
sche Verfassungsrechtler Ernst- Wolf-
gang Böckenförde hat in den 60er 
Jahren einen Ausspruch geprägt, der 
seit Jahrzehnten die gesellschaftli-
chen Debatten in Deutschland prägt, 
der aber auch in anderen Ländern Be-
achtung gefunden hat: „Der freiheitli-
che Verfassungsstaat lebt von Voraus-
setzungen, die er selbst nicht garan-

tieren kann.“ Das gilt noch viel stärker 
für unsere Wirtschaftsordnung! Auch 
sie lebt von kulturellen Voraussetzun-
gen und tut gut daran, diese Voraus-
setzungen zu achten und nicht mit der 
Wettbewerbslogik zu beseitigen.

Mit Blick auf ein soziales Europa 
müssen wir heute feststellen, dass vor 
allem die Länder der Eurozone ein ho-
hes Maß an wechselseitiger Verantwor-
tung übernommen haben. Sie haben 
eine Solidaritätsgemeinschaft gebil-
det, und wir realisieren immer stär-
ker, dass diese Solidarität auch eine 
Verantwortungsgemeinschaft impli-
ziert. Aus diesem Grund trägt die Co-
mECE-Erklärung den Titel „Eine Eu-
ropäische Solidaritäts- und Verant-
wortungsgemeinschaft“ und fordert: 
„Solidarität und Verantwortung müs-
sen in Zukunft von der Europäischen 
Union immer enger miteinander ver-
knüpft werden.“ Daher muss ein so-
ziales Europa dem Leitbild der Sozia-
len Marktwirtschaft verpfl ichtet sein.

IV. Soziale Herausforderungen in der EU

Ausgehend von diesen grundlegen-
den Gedanken über ein soziales Eu-
ropa möchte ich fünf soziale Heraus-
forderungen ansprechen, mit denen wir 
uns in Europa heute noch stärker aus-
einandersetzen müssen: die Jugend-
arbeitslosigkeit, die derzeitige europä-
ische Krise, der demographische Wan-
del, Migration und Menschenhandel. 

1. Mit Blick auf die Arbeitsmärkte 
schockiert mich immer noch am meis-
ten die hohe Jugendarbeitslosigkeit in 
den südlichen Ländern Europas. Wir 
dürfen nichts unversucht lassen, ge-
rade den Jungen eine Perspektive zu 
bieten und ihnen Chancen zu eröffnen, 
ihr Leben in die Hand zu nehmen und 
zu gestalten. Schon seit langem wird 
mit Blick auf die arbeitslosen Jugend-
lichen von einer verlorenen Generation 
gesprochen. Wir dürfen diese Situation 
nicht hinnehmen: sowohl mit Blick auf 
die Jugendlichen selbst, aber auch mit 
Blick auf die langfristigen politischen 

Folgen dieser Situation. Bildung und 
Arbeit sind deshalb die Themen, an de-
nen wir ansetzen müssen. Dabei setzt 
das christliche Menschenbild auch auf 
die Selbstverantwortung und die Leis-
tungsbereitschaft des Einzelnen. Des-
halb hat Bildung, die nicht auf ökono-
mischen Erfolg abzielt, sondern auch 
Teil der Persönlichkeitsbildung ist, ei-
nen zentralen Stellenwert.

In seiner Predigt zur Amtseinfüh-
rung am 24. April 2005 hat Papst Be-
nedikt es folgendermaßen formuliert: 
„Jeder ist gewollt, jeder ist geliebt, je-
der ist gebraucht.“ Das muss das Leit-
bild für unsere Gesellschaft sein. Des-
halb dürfen wir auch in einer wirt-
schaftlich so unsicheren Situation wie 
heute die Arbeitslosen nicht einfach 
abschreiben, sondern müssen ihnen 
immer wieder Chancen eröffnen. Denn 
der Verlust des Arbeitsplatzes bedeu-
tet nicht nur, dass den Betroffenen das 
Einkommen wegbricht, sondern damit 
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gehen auch geringere Chancen der ge-
sellschaftlichen Teilhabe und einge-
schränkte Lebensperspektiven einher. 
Auch Papst Franziskus wendet sich in 
„Evangelii gaudium“ gegen eine Ex-
klusionswirtschaft, wenn er sagt: „Es 
geht nicht mehr einfach um das Phä-
nomen der Ausbeutung und der Un-
terdrückung, sondern um etwas Neu-
es: Mit der Ausschließung ist die Zu-
gehörigkeit zu der Gesellschaft, in der 
man lebt, an ihrer Wurzel getroffen, 
denn durch sie befi ndet man sich nicht 
in der Unterschicht, am Rande oder 
gehört zu den Machtlosen, sondern 
man steht draußen. Die Ausgeschlos-
senen sind nicht Ausgebeutete, son-
dern Müll, Abfall“ (EG 53). Als Chris-
ten müssen wir hingegen von der 
Würde des Menschen her denken und 
allen die Beteiligung an Arbeit und ge-
sellschaftlichen Prozessen ermögli-
chen. Vor allem mit Blick auf die Mas-
senarbeitslosigkeit darf sich Sozialpoli-
tik nicht auf eine ausschließliche 
Alimentierung der Betroffenen zum Le-
bensunterhalt beschränken. Sozial-
staatliche Hilfen müssen vielmehr das 
Ziel verfolgen, die Menschen wieder 
zu einer Beteiligung am Gesellschafts-
leben zu befähigen.

2. Europa hat seine wirtschaftliche 
und soziale Krise noch nicht überwun-
den. Spanien kann heute nach beein-
druckenden Reformen wieder wirt-
schaftliche Erfolge erzielen. Aber an-
dere Länder wie Frankreich und Italien 
sind immer noch in schwierigen Situa-
tionen. Sie drängen darauf, mehr Geld 
zu investieren und so die Wirtschaft 
anzukurbeln. Dem gegenüber beharren 
andere Länder darauf – vor allem mei-
ne Heimat Deutschland wird dazu ge-
zählt –, dass die Krisenstaaten sich fi -
nanziell konsolidieren und strukturelle 
Reformen durchführen. Sicherlich wird 
es notwendig sein, Wachstumsimpulse 
zu setzen. Der Stabilitäts- und Wachs-
tumspakt, der unserer Gemeinschafts-
währung Euro zugrunde liegt, räumt 
dafür auch Möglichkeiten ein. Aber uns 
muss auch bewusst sein, dass es nicht 
gerecht sein kann, unsere Probleme 

heute auf Kosten der kommenden Ge-
nerationen zu lösen. Nachhaltigkeit 
und das rechte Maß sind unerlässli-
che Kriterien ökonomischen Handelns. 
Im Interesse des Gemeinwohls, so ha-
ben die Bischöfe der ComECE in ihrer 
Erklärung zur Sozialen Marktwirtschaft 
betont, muss Europa deshalb eine sta-
bilitätsorientierte Geld-, Finanz- und 
Wirtschaftspolitik betreiben.

Dabei muss jedoch das Gebot der so-
zialen Gerechtigkeit beachtet werden. 
Und am meisten müssen wir diejenigen 
im Blick behalten, die sich selbst am 
wenigsten artikulieren können: Dazu 
gehören zum einen die sozial Schwa-
chen, zum anderen diejenigen, die heu-
te noch nicht geboren sind. Deshalb 
dürfen die notwendigen Sparanstren-
gungen in den europäischen Ländern 
nicht auf Kosten der Schwächsten in 
unserer Gesellschaft gehen. Wir dür-
fen aber auch nicht durch immer neue 
Verschuldung den kommenden Gene-
rationen eine immense Schuldenlast 
aufbürden. Denn das würde nicht nur 
gegen die intergenerationelle Gerech-
tigkeit verstoßen, sondern auch die Un-
gleichheiten innerhalb der kommen-
den Generation verschärfen. Deshalb 
ist der faire Ausgleich der Belastungen 
die große Herausforderung in der eu-
ropäischen Schuldenkrise, der sich al-
le Beteiligten stellen müssen.

3. Auch der demographische Wan-
del beschäftigt uns in Europa schon 
seit geraumer Zeit. In manchen Län-
dern ist die Entwicklung schon wei-
ter vorangeschritten, in anderen wird 
sie sich noch einstellen. Viele glauben, 
es sei ein rein westliches Phänomen, 
aber es sollte sich niemand in Europa 
täuschen, dass diese Entwicklung an 
ihm vorbeiginge. Natürlich ist es er-
freulich, wenn wir alle älter werden. 
Damit sind auch viele gesellschaftli-
che Potentiale verbunden, die wir noch 
nicht hinreichend zu nutzen wissen, 
weil wir uns zu langsam auf die Ent-
wicklung einstellen. Aber auf der an-
deren Seite bringt der demographische 
Wandel auch hohe Belastungen für un-
sere sozialen Sicherungssysteme mit 

sich. Insofern müssen wir diese Ent-
wicklung stärker gestaltend annehmen 
und einen fairen Ausgleich zwischen 
den Interessen der verschiedenen Ge-
nerationen herstellen. Schließlich be-
deutet Generationengerechtigkeit, dass 
wir den Nachkommenden nicht alleine 
die Lasten des demographischen Wan-
dels aufbürden dürfen und dass wir ih-
nen eine intakte Infrastruktur hinter-
lassen müssen und die Möglichkeit, die 
Welt gestalten zu können. Deshalb wird 
eine Mäßigung unseres Lebensstils zu-
gunsten der nachkommenden Genera-
tionen unumgänglich sein.

4. Die Einwanderung zahlreicher 
Flüchtlinge nach Europa beschäftigt 
uns zwar schon seit Jahrzehnten. Vor 
allem über Afrika drängen immer mehr 
Menschen nach Europa, um hier Ar-
beit und Auskommen zu fi nden. Der 
Einwanderungsdruck nimmt nun aber 
nach dem Arabischen Frühling noch 
weiter zu, und die Zustände der Migra-
tion werden unmenschlicher und dra-
matischer. Währenddessen haben wir 
Europäer trotz umfangreicher politi-
scher Anstrengungen immer noch kei-
ne angemessene Antwort auf die Mi-
gration gefunden. Viel zu lange ha-
ben wir versucht, die Flüchtlinge, die 
in Nussschalen über das Mittelmeer zu 
uns kommen, einfach wieder zurück-
zuschicken. Die unzähligen Toten, die 
in den vergangenen Jahren auf ihrem 
Weg nach Europa ums Leben gekom-
men sind, weisen aber darauf hin, dass 
die bisherigen politischen Antworten – 
man traut sich ja nicht, von Strategien 
zu sprechen – nicht gefruchtet haben. 
Die einzigen Reaktionen der Europäer 
waren in der Vergangenheit Abwehr 
und Kontrolle. Ich vermisse hingegen 
in Europa, dass wir Migration auch viel 
stärker als Chance begreifen.

Johannes Paul II. hat in seinem 
nachsynodalen Schreiben „Ecclesia in 
Europa“ 2003 geschrieben: „Wenn man 
Europa sagt, soll das Öffnung heißen. 
[…] Daher muß es ein offener und gast-
freundlicher Kontinent sein“ (EiE 111). 
Davon ist in der Europäischen Migra-
tionspolitik nichts zu spüren. Zuerst 
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einmal müssen wir die ankommenden 
Flüchtlinge doch menschlich behan-
deln. Das gilt ganz unabhängig da-
von, ob sie später hier bleiben dür-
fen oder nicht. Papst Franziskus hat 
uns bei seinem Besuch am 8. Juli 2013 
auf Lampedusa vor einer „Globalisie-
rung der Gleichgültigkeit“ gewarnt. 
Es wird Zeit, dass diesen Worten end-
lich Taten folgen. Denn es kann uns 
nicht kalt lassen, wenn die Flücht-
linge an den Toren Europas sterben. 
Deshalb muss Europa sowohl bei der 
Aufnahme der Flüchtlinge etwas än-
dern als auch die Fluchtursachen in 
den Herkunfts ländern stärker bekämp-
fen. Europa muss aber auch Möglich-
keiten legaler Zuwanderung über den 
Kreis von Hochqualifi zierten hinaus 
prüfen und damit irregulärer Zuwan-
derung und Menschen schmuggel ent-
gegenwirken. Auch in Sachen innereu-
ropäischer Solidarität haben wir noch 
Nachholbedarf: und zwar sowohl bei 
den EU-Mitgliedstaaten, in denen die 
Flüchtlinge ankommen, als auch bei 
den anderen EU-Mitgliedern.

5. Das Thema Menschenhandel wird 
nach wie vor nicht in seiner Dringlich-
keit wahrgenommen. Viele glauben, 
dieses Problem wäre weit von ihnen 
entfernt. Doch sie verkennen, dass die-
ses Thema in vielen Bereichen unse-
rer Gesellschaft angekommen ist. Men-
schenhandel hat viele Gesichter: häus-
liche Sklaverei und Zwangsdienste, 
Zwangsprostitution oder Organhandel. 
Jedes Jahr werden nach Schätzungen 
der ILO ca. 880.000 Menschen in der 
Europäischen Union Opfer von Men-
schenhandel, weltweit sind es über 20 
Millionen Menschen. Nicht zuletzt hat 
Papst Franziskus dieses Thema in den 
Vordergrund gestellt und als „Verbre-
chen gegen die Menschlichkeit“ ange-
prangert. Bei einer Tagung im Vatikan 
im April dieses Jahres sagte er, diese 
Tagung sei eine „Geste der Kirche und 

aller Menschen guten Willens zu sa-
gen: Es reicht!“ Die Europäische Union 
hat zwar in den letzten Jahren erste 
Maßnahmen gegen den Menschenhan-

del ergriffen. Aber die politischen An-
strengungen müssen weiter intensiviert 
werden, um diesem global agierenden 
Verbrechen zu begegnen.

V. Der Beitrag der Kirche

Welchen Beitrag kann nun die Kirche 
zu einem sozialen Europa leisten? Die 
Kirche hat keine technischen Lösungen 
anzubieten. Sie hat auch keine eigenen 
politischen oder wirtschaftlichen Kon-
zepte, die mit der Politik konkurrieren 
würden. Aber die Kirche nimmt an den 
Sorgen und Nöten der Menschen teil, 
denn sie ist in diese Welt hinein ge-
stellt. Deshalb ist es nicht der Auftrag 
der Kirche, Lösungen im technischen 
Bereich zur Verbesserung in einzelnen 
Fragen zu entwickeln. Die Kirche kann 
aber mit ihrer Soziallehre eine Richt-
schnur anbieten, um eine gerechte Ge-
sellschaft zu bauen.

Die Katholische Soziallehre, so hat 
der Heilige Papst Johannes Paul II. in 
„Ecclesia in Europa“ betont, „hat ihren 
Ursprung in der Begegnung zwischen 
der biblischen Botschaft mit der Ver-
nunft auf der einen und den das Le-
ben des Menschen und der Gesell-

schaft betreffenden Problemen und 
Situationen auf der anderen Seite. 
Durch die Gesamt heit der von ihr ge-
botenen Prinzipien trägt diese Lehre 
dazu bei, solide Grundlagen für ein 
menschengerechtes Zusammenleben 
in Gerechtigkeit, Wahrheit, Freiheit 
und Solidarität zu legen. Ausgerichtet 
auf die Verteidigung und Förderung 
der Würde der menschlichen Person – 
Grundlage nicht nur des wirtschaftli-

 Die Kirche kann mit 
ihrer Soziallehre eine 
Richtschnur anbieten, um 
eine gerechte Gesellschaft 
zu bauen

chen und politischen Lebens, sondern 
auch der sozialen Gerechtigkeit und 
des Friedens – erweist sich die Sozial-
lehre als fähig, die tragenden Säulen 
der Zukunft des Kontinents abzustüt-
zen“ (EiE 98).

Bei der Soziallehre geht es also um 
ein ganzheitliches Konzept, das den 
Menschen und seine Würde im Auge 
hat und ihn nicht instrumentalisiert. 
Eine Orientierung an ihren Prinzipien 
Personalität, Solidarität und Subsidia-
rität ermöglicht den Aufbau einer Ge-
sellschaftsordnung, die sich nicht ein-
seitig an wirtschaftlichen Fragen orien-
tiert, sondern von der Person ausgeht.

Zur Katholischen Soziallehre ge-
hört aber nicht nur die Sozialverkün-
digung des Papstes und der Bischöfe. 
Das kirchliche Lehramt bildet vielmehr 
nur eine von insgesamt drei Säulen. 
Eine zweite Säule bildet die wissen-
schaftliche Beschäftigung mit der So-
zialethik an den theologischen Fakul-
täten. Die dritte Säule hingegen ist seit 
jeher die katholische Sozialbewegung. 
Gerade in diesem Kreis fordere ich des-
halb nachdringlich dazu auf, dass sich 
die katholischen Laien in die europä-
ische Politik einbringen und die Sozi-
allehre der Kirche im politischen Raum 
verbreiten und vertreten. Die Wirksam-
keit der Soziallehre der Kirche hängt 
vor allem auch davon ab, ob sich Chris-
ten fi nden, die sich für das Gemeinwe-
sen Europa engagieren und christlich-
soziale Politik betreiben. Die europa-
weite Vernetzung katholischer Laien in 
der Politik ist sicherlich ein Bereich, in 
dem wir uns als Kirche stärker enga-
gieren müssen.

 Ich vermisse in Europa, 
dass wir Migration 
viel stärker als Chance 
begreifen
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Als sich die Präsidenten der Europäi-
schen Kommission und des Europäi-
schen Rates, José Manuel Barroso und 
Herman Van Rompuy, sowie der Vi-
zepräsident des Europäischen Parla-
ments, László Surján, am 10. Juni die-
ses Jahres mit Religionsführern zu ei-
nem Dialoggespräch getroffen haben, 
berichtete Präsident Barroso von sei-
ner Initiative, europäische Intellektu-
elle zusammenzubringen, um über das 
neue „Narrativ Europas“ zu diskutie-
ren. Dahinter steckt die Idee, dass die 
Friedensbegründung der Europäischen 
Integration fast siebzig Jahre nach En-
de des Zweiten Weltkriegs nicht mehr 
trägt. Viele meinen heute, die Bünde-
lung der wirtschaftlichen, sozialen und 
politischen Kraft Europas in der glo-
balisierten Welt wäre der neue Grund, 
warum die Staaten in Europa zusam-
menarbeiten sollten.

In meinem Statement bei diesem 
Treffen in Brüssel habe ich darauf hin-
gewiesen, dass bereits Robert Schuman 
die Europäische Integration nicht nur 

mit dem Motiv des Friedens und der 
Versöhnung begründet hat, sondern 
auch mit der Selbstbehauptung Euro-
pas in der Welt. Beide Begründungen 
haben meiner Meinung nach bis heu-
te nichts an ihrer Aktualität verloren. 
Wenn wir das Europäische Sozialmo-
dell in einer wirtschaftlich zusammen-
rückenden Welt nicht nur verteidigen, 
sondern auch weltweit befördern wol-
len, dann bleibt uns Europäern gar kei-
ne andere Wahl als immer enger zu-
sammenzuarbeiten und unsere gemein-
samen Interessen vereint zu vertreten.

Gerade im Gedenkjahr 2014–100 
Jahre nach dem Beginn des Ersten und 
75 Jahre nach dem Beginn des Zweiten 
Weltkriegs – sollten wir aber auch die 
Friedensmotivation nicht vergessen. 
Jean-Claude Juncker, der neue Prä-
sident der Europäischen Kommission 
pfl egt zu sagen: „Wer an Europa zwei-
felt, soll einen Soldatenfriedhof besu-
chen.“ Denn er berichtet gerne folgende 
Geschichte: Als er als Minister von den 
nächtlichen Verhandlungen in Brüssel 

zurückgekommen ist und sich über die 
anstrengenden Verhandlungen mit den 
europäischen Partnern beklagt hat, ha-
be sein Vater diese Klage zurückgewie-
sen mit der Erwiderung, dass man in 
früheren Zeiten wegen dieser Angele-
genheit Krieg geführt hätte.

Vergessen wir also nicht, dass die 
bestehenden europäischen Verschrän-
kungen auch ein Grund dafür sind, 
dass wir in Europa nicht nur im Frie-
den, sondern als Freunde zusammen-
leben. Europa bleibt ein Projekt des 
Friedens, der Freiheit und der Versöh-
nung – auch und gerade in den außen-
politisch schwierigen Zeiten des Jahres 
2014. Die soziale Dimension Europas 
ist ein wichtiger Beitrag, Lehren aus 
der Geschichte zu ziehen und dieses 
europäische Einigungsprojekt zu ver-
tiefen. Denn ein soziales Europa als 
Baustein einer Friedensordnung gehört 
zweifelsohne, wie es Christopher Clark 
in Salzburg gesagt hat, „zu den größ-
ten Errungenschaften der Geschichte 
der Menschheit“.

VI. Fazit
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Mit der Einführung des Euro wurde die Geldpolitik zentralisiert, die innereuropäi-
schen Wechselkurse wurden unwiderrufl ich fi xiert. Lohnaushandlungen fi nden aber 
weiterhin auf nationaler Ebene statt, die Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände 
sind in allen Teilnehmerländern ganz unterschiedlich organisiert, und eine transna-
tionale Koordination der Lohnpolitik fi ndet bisher nicht statt. Kann der Euro ohne 
Lohnkoordination funktionieren? Warum gab es in Deutschland seit Einführung des 
Euro eine zurückhaltende Lohnpolitik? Tragen die deutschen Sozialpartner eine Mit-
schuld an der Eurokrise? Und könnte die Tarifpolitik helfen, die Eurokrise zu beenden?

 „Der Euro überfordert die 
Lohnpolitik systematisch“
Interview mit Martin Höpner über die Aussichten einer 
transnationalen Lohnkoordination in Europa

Interview

Amosinternational Herr Professor Höpner, 
Sie haben die transnationale Lohnkoordi-
nation jüngst als Dreh- und Angelpunkt 
des Euros und seiner Krise bezeichnet. Was 
meinen Sie damit?

Martin Höpner In einer Währungs-
union sind die nominalen Wechselkur-
se unwiderrufl ich fi xiert. Die teilneh-
menden Länder können unterschied-
liche Preisentwicklungen nicht mehr 
durch Auf- und Abwertungen ausglei-
chen. Die Länder müssen sich daher in 
die Lage versetzen, ihre Infl ationsraten 
zu synchronisieren. 

Amosinternational In einer Währungs-
union kann es also weiter unterschiedli-
che Infl ationsraten geben?

Höpner So ist es. Auch wenn man mit 
demselben Geld bezahlt, können sich 
die Preisniveaus der beteiligten Länder 
unterschiedlich entwickeln. Die Syn-
chronisation der Infl ationsraten geht 
nicht von selbst, sondern erfordert den 

Willen und die Anstrengung aller Be-
teiligten. Genau das aber ist im Euro 
schrecklich schiefgelaufen. In den Län-
dern des ehemaligen „DM-Blocks“, also 
im Norden, wurde die Zielinfl ationsra-
te der EZB (Europäische Zentralbank) 
von 2 Prozent deutlich unterschritten, 
im Süden der Eurozone wurde sie deut-
lich überschritten.

Amosinternational Aber was hat das mit 
der Lohnpolitik und transnationaler Lohn-
koordination zu tun?

Höpner Preise werden vor allem von 
Löhnen getrieben. Der empirische Zu-
sammenhang zwischen beidem ist na-
hezu perfekt. Wer also Infl ationsraten 
synchronieren will, muss den Lohn-
druck synchronisieren. Genauer: Die 
Anstiege der nominalen Lohnstück-
kosten, das sind die Nominallöhne re-
lativ zur Entwicklung der Produktivi-
tät, müssen ungefähr der Zielinfl ation 
der Zentralbank entsprechen. Natürlich 

nicht zielgenau und Jahr für Jahr, aber 
mittelfristig.

Amosinternational Und wenn das nicht 
gelingt?

Höpner Dann verschieben sich die 
Wettbewerbsstärken der teilnehmen-
den Länder von den Ländern mit hö-
herer Infl ation zu den Ländern mit 
niedrigerer Infl ation. Genau das ist in 
der Währungsunion geschehen. Spa-
nien und Portugal haben an Wettbe-
werbskraft verloren und Deutschland 
gewonnen. Das schlägt sich in Han-
delsbilanzungleichgewichten und Zah-
lungsbilanzungleichgewichten nieder. 

Amosinternational Wie ließe sich trans-
nationale Lohnkoordination praktisch rea-
lisieren? Der Euro-Raum besteht heute aus 
19 Ländern. Die Sozialpartner dieser Länder 
können doch unmöglich vor jeder Lohn-
runde zusammenkommen und ihr Vorge-
hen abstimmen?

Martin Höpner
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Höpner Da haben Sie schon Recht. Es 
genügt aber, wenn sich mittelfristig al-
le an derselben Lohnregel orientieren. 
Sie müssen bei ihren Lohnabschlüssen 
also alle die nationale Produktivitäts-
entwicklung und die Zielinfl ation der 
EZB in Rechnung stellen. 

Amosinternational Auch das klingt kom-
pliziert.

Höpner Nun, es ist eigentlich nicht so 
weit weg von dem, was wir bisher von 
den großen deutschen Gewerkschaften 
kannten, etwa der IG Metall. Die hat 
sich überlegt: Wie stark ist die Produk-
tivität seit der letzten Lohnrunde ge-
stiegen? Das war gewissermaßen der 
neue Kuchen, von dem sie einen fairen 
Anteil haben wollte. Zudem hat sie sich 
gefragt: Wie hoch ist die Infl ation? Um 
zu verhindern, dass die Lohnerhöhung 
von der Infl ation aufgezehrt wird, hat 
sie die aktuelle Infl ation zur Produk-
tivitätsentwicklung hinzuaddiert. Das 
Ergebnis war dann das, wo sie lohn-
politisch ungefähr hinwollte.

Amosinternational Also kann dann doch 
alles beim Alten bleiben?

Höpner Nein, es gibt zwei Unterschie-
de. Erstens, die Lohnpolitik darf sich 
nicht mehr an der jeweiligen nationa-
len Infl ationsrate orientieren, sondern 
muss die Zielinfl ation der EZB in Rech-
nung stellen. Zweitens, die Einhaltung 

der Lohnregel ist mit dem Eintritt in 
den Euro viel wichtiger geworden als 
vorher. Denn es gibt ja keine Wechsel-
kursanpassungen mehr, mit denen sich 
etwaige Fehlentwicklungen ausglei-
chen ließen.

Amosinternational Herr Höpner, wenn Sie 
über die Lohnpolitik sprechen, dann klingt 

 Die Einhaltung der 
Lohnregel ist mit Eintritt 
in den Euro viel wichtiger 
geworden

das, als ginge es um eine Maschine, die sich 
beliebig programmieren lässt. 

Höpner Genau das ist die Punkt! Der 
Euro überfordert die Lohnpolitik sys-
tematisch. Sie ist keine Maschine, die 
man programmieren kann. Die Kräfte-
verhältnisse zwischen Arbeit und Ka-
pital, die Problemwahrnehmungen, 
die Organisationsweisen der Gewerk-
schaften und Arbeitgeberverbände, de-
ren Überzeugungen und Traditionen – 
all das unterscheidet sich in der Euro-
zone von Land zu Land erheblich. Es 
wäre also geradezu ein Wunder, würde 
am Ende das herauskommen, was der 
Euro erfordert.

Amosinternational Wie kommt es, dass 
die Lohnsteigerungen der letzten Jahre in 
Deutschland besonders gering ausgefal-
len sind, obwohl es vergleichsweise starke 
und gut organisierte Gewerkschaften gibt?

Höpner Ich meine, dass wir hier zwei 
Faktoren bedenken müssen. Erstens: 
Ein Teil der Lohnzurückhaltung war 
strategisch. Man muss die Situation 
verstehen, in der sich die deutsche Po-
litik und die deutschen Gewerkschaf-
ten vor ungefähr zehn Jahren befan-
den. Die Arbeitslosigkeit war hoch, das 
Wachstum war niedrig, Deutschland 
war ein Opfer des Euro …

Amosinternational … ein Opfer des  Euro? 
Deutschland?

Höpner Aber ja! Die EZB konnte ihre 
Zinsen ja nicht nur im Hinblick auf die 
Stagnation in Deutschland festlegen, 
sondern musste berücksichtigen, dass 
es gleichzeitig im Süden Europas einen 
kreditgetriebenen Wachstumsboom mit 
drohender Überhitzung gab, der nicht 
zusätzlich befeuert werden durfte. Die 
Zinsen waren daher für Deutschland 
zu hoch, für den Süden hingegen zu 
niedrig. So gesehen war Deutschland 
ein Opfer des Euro.

Amosinternational Wie hat Deutschland 
auf diese Situation reagiert?

Höpner Deutschland musste auf einen 
Wachstumspfad zurückfi nden. Aber 
wie? Mit der Haushaltspolitik kam man 
nicht weiter, denn Deutschland drohte 
den europäischen Stabilitäts- und 
Wachstumspakt ohnehin schon zu ver-
letzten, und man darf auch nicht ver-
gessen, dass der Aufbau Ost in vollem 
Gange war. Die Geldpolitik wurde von 
der EZB gemacht, auf die Wechselkurs-
politik hatte man mit dem Eintritt in 
den Euro unwiderrufl ich verzichtet. Es 
blieb eigentlich nur die Lohnpolitik, 
und Deutschland verfügte über einen 
starken Exportsektor. Die Sozialpart-

ner hielten ihre Lohnsteigerungen hin-
ter denen der Nachbarn zurück. Diese 
Rechnung ging auf. Die Unternehmen 
gaben die Kostenentlastung über sin-
kende Preise an die Verbraucher wei-
ter. Da haben wir ihn wieder, den en-
gen Zusammenhang zwischen Lohn-
druck und Preisentwicklung. Deutsche 
Exporte wurden billiger, Deutschland 
kurbelte seine Wirtschaft über die Ex-
porte an.

Amosinternational Ihrer Ansicht nach 
haben die deutschen Gewerkschaften die 
Lohnzurückhaltung also absichtlich be-
trieben?

Höpner Das ist zugegebenermaßen nur 
der eine Teil der Geschichte. Der andere 
Teil hat mit Entwicklungen zu tun, die 
von den Gewerkschaften weder herbei-
geführt noch gewollt waren. Außerhalb 
des verarbeitenden Gewerbes und des 
öffentlichen Sektors sank die Tarifbin-
dung. Die Hartz-Reformen verschärften 
die Konkurrenz zwischen Arbeitslosen 
und niedrig produktiven Beschäftigten. 
Und in den Unternehmen setzen zuneh-
mende Spaltungen zwischen Kernbe-
legschaften und schwach geschützen 
Rändern ein. Auch diese Entwicklun-
gen trugen dazu bei, dass die Löhne 

 Die Lohnzurückhaltung 
deutscher Gewerkschaften 
diente der Konkurrenz stärke 
auf den Exportmärkten
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weniger stark stiegen, als es mit der 
2-Prozent-Zielinfl ation der EZB ver-
einbar sein konnte.

Amosinternational Das klingt, als wollten 
sie Deutschland die Schuld an der Eurokri-
se zuschieben.

Höpner Nicht nur in Deutschland gab 
es eine Lohnpolitik, die sich mit dem 
Euro nicht vertrug, sondern natürlich 
auch im Süden. Im Norden stiegen die 
nominalen Lohnstückkosten zu we-
nig, im Süden zu stark. Aber Sie ha-
ben schon Recht: Ich betone vor allem 
die Verantwortung Deutschlands, das 
wie kein anderes Land einen innereu-
ropäischen Lohnkostenwettbewerb an-
geheizt hat, dem andere Länder nicht 
gewachsen waren und nicht gewach-
sen sein konnten.

Amosinternational Ihre Behauptung, dass 
die Exportstärke Deutschlands und die Ex-
portschwäche der Südländer vor allem an 
den Kosten hängt, wirkt auf mich merk-
würdig. Liegt das nicht eher an der hohen 
Qualität deutscher Produkte, ist diese Qua-
lität nicht viel wichtiger als ein paar Lohn-
prozente mehr oder weniger?

Höpner Auch Qualitätsprodukte sind 
immer nur relativ zu ihrem Preis attrak-
tiv! In dem Maße, in dem die deutschen 
Produkte relativ zu den Produkten an-
derer Länder billiger wurden, stiegen 
die deutschen Exportüberschüsse.

Amosinternational Aber doch nicht nur 
gegenüber anderen Euroländern! Deutsch-
land ist auch auf den Märkten Osteuropas 
oder Asiens stark.

Höpner Da haben Sie Recht. Aber 
auch auf diesen Märkten konkurriert 
Deutschland ja gegen die anderen Eu-
roländer. Deutschland profi tiert da ge-
wissermaßen doppelt: Erstens hat es, 
wie dargelegt, durch die relativ nied-
rigen Lohnstückkosten einen Wettbe-
werbsvorteil gegenüber anderen Län-
dern der Eurozone. Das ist einer der 
Gründe, warum Deutschland so viel 

erfolgreicher auf den osteurpäischen 
Märkten ist als Frankreich. Zweitens 
wäre der Eurokurs gegenüber anderen 
Währungen ohne die Eurokrise gewiss 
höher, auch davon profi tieren die deut-
schen Exporte.

Amosinternational Inzwischen fordern 
auch die EZB und die OECD kräftige Lohn-
erhöhungen in Deutschland.

Höpner Ganz zu schweigen von IWF-
Chefi n Christine Lagarde, die sich wie-
derholt so geäußert hat. In den interna-
tionalen Organisationen wird das Pro-
blem sehr klar gesehen.

Amosinternational Da müssten die Ge-
werkschaften doch eigentlich jubeln?

Höpner Nun, nicht ganz. Die Gewerk-
schaften verbitten sich Einmischungen 
in die Lohnpolitik von allen Seiten und 
in alle Richtungen. Sie haben kein In-
teresse daran, dass die Erwartungen all-
zu hoch geschraubt werden. Und wir 
dürfen nicht vergessen: Die Hoffnun-
gen richten sich ja nicht darauf, dass 
der deutsche Reallohn steigt! Das wäre 
eher ein Nebeneffekt, der nicht einmal 
zwingend eintreten muss. Die Hoff-
nungen richten sich vielmehr darauf, 
dass die Unternehmen den Lohndruck 
in Form höherer Preise an die Verbrau-
cher zurückgeben, dass sich die Ver-
zerrungen der Preisniveaus in der Eu-
rozone dadurch wieder abbauen und 
folglich die Ungleichgewichte im Eu-
roraum zurückgehen, sich vielleicht so-
gar ins Negative umkehren – nur dann 
nämlich könnte der Süden tatsächlich 
Schulden zurückzahlen. Dieses Szena-
rio wäre ja auch tatsächlich ein Aus-
weg aus der Eurokrise.

Amosinternational Das müssen Sie er-
klären.

Höpner Nehmen wir an, Deutschland 
würde sich in einem transnationalen 
Pakt darauf verpfl ichten, die Löhne für, 
sagen wir, zehn Jahre um mindestens 
5 Prozent steigen zu lassen. Dann wä-

re in Deutschland mit höherer Infl ation 
zu rechnen und wir würden den Sü-
den von einem Teil des brutalen Defl a-
tioniserungsdrucks entlasten. Der Sü-
den müsste zusagen, weiterhin Lohn-
zurückhaltung zu üben. Gleichzeitig 
könnte die EZB versprechen, mindes-
tens für die Dauer unseres imaginären 
Pakts die Risikoaufschläge auf Staats-
anleihen durch gezielte Interventionen 
anzugleichen. So ungefähr könnte eine 
Lösung der Eurokrise aussehen.

Amosinternational Das klingt, als würden 
Sie nicht dran glauben.

Höpner So ist es. Wir haben schon 
darüber gesprochen, dass die Anfor-
derungen, die der Euro an die Lohn-
politik richtet, zu hoch sind. Das gilt 
umso mehr für das skizzierte Szena-
rio, das im Prinzip ein Ausweg aus der 
Eurokrise sein könnte. Denn was wür-
den wir praktisch von der deutschen 
Lohnpolitik verlangen? Dass sie gezielt 
Infl ation herbeiführt und an der Ver-
schlechterung der Wettbewerbsposi-
tion des deutschen Exportsektors ar-
beitet? Nein, das ist zu viel verlangt. Es 
funktioniert nur auf dem Papier. In der 
Praxis würde die Strategie spätestens 
an den starken Betriebsräten der gro-
ßen Exportunternehmen scheitern. Die 
würden mit den Managements soziale 
Pakte  vereinbaren und in diesem Rah-
men Lohnerhöhungen gegen Arbeits-
platzsicherung tauschen.

Amosinternational Aber was ist ihre 
Schlussfolgerung? Wo ist der Ausweg?

Höpner Es gibt Problemkonstellationen, 
aus denen es keine einfachen Auswege 
gibt. Sicher bin ich nur, dass der Euro ei-
ne gigantische Fehlkonstruktion ist. Ich 
wollte, wir könnten in der Zeit zurück-
reisen und den Fehler rückgängig ma-

 Erforderlich wären 
kräftige Lohnerhöhungen 
in Deutschland und eine 
weitere Lohnzurück-
haltung im Süden
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Amosinternational Herr Höpner, zum Ab-
schluss: Ihre Einwände mögen berechtigt 
sein, aber Ihren Ausführungen scheint jeg-
licher Zweckoptimismus zu fehlen. Haben 
Sie denn gar keine positive Vision von Eu-
ropa?

Höpner Eine positive Vision von Eu-
ropa habe ich schon. Was ich mir vor-
stelle, ist aber kein Europa, das so viel 
zentralisiert wie nur möglich. Die Zen-
tralisation der Geldpolitik hat sich als 
Fehler erwiesen. Ich wünsche mir ein 
Europa unterhalb des Integrationsni-
veaus des Bundesstaats, das Raum zur 
Beibehaltung von Unterschieden lässt 
und zivilgesellschaftlichen Gruppen 
Raum zur transnationalen Koordina-
tion eröffnet. Die europäische Politik 
soll kein Selbstzweck sein, sondern dort 
aktiv werden, wo es zwingende trans-
nationale Probleme zu lösen gilt. Al-
les Weitere sollte von unten wachsen 
und irgendwann ist ja vielleicht auch 
einmal mehr drin. Mit der Forderung 
nach radikalen, utopischen Zentrali-
sierungsschritten, die gegen die euro-
päischen Bevölkerungen durchgesetzt 
werden müssten, ist derzeit aber nie-
mandem geholfen.

Die Fragen stellte Richard Geisen

chen. Aber das geht nicht. Heute ist der 
Euro da und seine Abschaffung dürfte 
mit hohen Kosten verbunden sein. In 
dieser Konstellation fällt es mir schwer, 
eine klare Politikempfehlung zu geben. 
Fest steht für mich: Wir sollten am Euro 
nicht um jeden Preis festhalten. Und wir 
sollten uns mit möglichen Ausstiegssze-
narien beschäftigen.

Amosinternational Warum klammern Sie 
den großen Schritt nach vorn aus Ihren 
Überlegungen aus? Eine föderale, hand-
lungsfähige EU mit einem starken Zentral-
haushalt und Mitgliedsländern, die etwa 
das sind, was in Deutschland heute die 
Bundesländer sind?

Höpner Das Hauptproblem ist ja, wie 
wir gesehen haben, die Unfähigkeit der 
Euro-Teilnehmerländer, ihre Infl ations-
raten zu synchronisieren. Angesichts 
der großen Unterschiedlichkeit der na-
tionalen Modi der Lohnfi ndung wird es 
dabei auch selbst dann bleiben, wenn 
die EU auf dem Weg zur Staatlichkeit 
einen großen Schritt nach vorn ma-
chen würde. Woher sollte eine zukünf-
tige EU die Fähigkeit nehmen, effektiv 
in die nationale Lohnpolitik zu inter-
venieren? Diese zukünftige EU müsste 

 Eine effektive transnatio-
nale Koordination der 
Lohnfi ndung wird es auf 
absehbare Zeit nicht geben

ja über eine Steuerungskapazität ver-
fügen, die größer ist als die, die wir 
heute von den meisten Nationalstaaten 
kennen. Einmal abgesehen davon, dass 
den großen Zentralisierungsschritt der-
zeit niemand wirklich will. Und ganz 
zu schweigen von dem zu erwarten-
den Aufwind für die rechtspopulisti-
schen Bewegungen, die ja ohnehin in 
den vergangenen Jahren wie Pilze aus 
dem Boden geschossen sind.

Martin Höpner (*1969), Dr. rer. pol., 
apl. Professor an der Universität Köln, 
Wissenschaftler am Max-Planck-Insti-
tut für Gesellschaftsforschung, Leiter 
der Forschungsgruppe „Politische Öko-
nomie der europäischen Integration“; 
Forschungsschwerpunkte: Wandel der 
Unternehmenskontrolle in Deutsch-
land; politische Dynamiken des Kapi-
talismus; politische Ökonomie der Eu-
rozone sowie der „Integration durch 
Recht“; Veröffentlichungen zum The-
ma u. a.: Transnationale Lohnkoordina-
tion in einem System fester Wechsel-
kurse. In: WSI-Mitteilungen 67 (2014) 4, 
317–319; Ein Währungsraum und viele 
Lohnregime; Warum der Euro nicht zum 
heterogenen Unterbau der Eurozone 
passt. In: Der Moderne Staat 6 (2013) 2, 
289–309; Weiteres unter: www.mpifg.
de/people/mh/index_de.asp.
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 Die neuen Hightech-Anwendungen und die Frage nach dem Menschen 
Französische Sozialwochen 2014 in Lille

Kognitionswissenschaften (NBIC)? Da-
mit war der Fragehorizont der Podi-
en und Werkstätten abgesteckt. Bis zu 
1500 Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
nahmen an den Veranstaltungen teil.

Entsprechend der durch die neuen 
Technologien geförderten und gefor-
derten Interdisziplinarität hatten die 
Organisatoren eine interaktive Metho-
de mit vielfältigen Vernetzungen er-
arbeitet. Das Ergebnis von Gruppen-
diskussionen wurde in Expertenrunden 
rückgespiegelt, aus denen neue Ge-
sprächsimpulse entstanden. „Lernex-
kursionen“ boten die Gelegenheit, sich 
vor Ort in Unternehmen, Instituten, 
kommunalen oder regionalen Verbän-
den und Einrichtungen ein konkretes 
Bild von den neuen Realitäten zu ver-
schaffen. Die Möglichkeit, die Diskus-
sionen über Twitter zu kommentieren 
oder über das interaktive Radio der Ka-
tholischen Universität direkt oder als 
Podcast zu verfolgen, erweiterte nicht 
nur die Partizipationsmöglichkeiten, 
sondern auch den Teilnehmerkreis.

Bausteine zum tieferen Verstehen 
dessen, was vor sich geht, lieferten 
Journalisten, Soziologen, Experten aus 
dem Bereich der Informationstechno-
logien. Ihren Beobachtungen zu Fol-
ge stehen wir an der Schwelle zu einer 
neuen Welt, deren Alphabet wir zum 
größten Teil noch lernen müssen. Aber 
es wäre falsch zu glauben, die Entwick-
lung verliefe unilinear. Bruno Patino, 

 Die Währung dieser 
neuen Welt sind die 
Daten, ihr Reichtum deren 
Akkumulation

Direktor bei France Télévison sprach 
von einer doppelten, konträren Ent-
wicklungstendenz des Internets: einer-
seits Sprengung von Grenzen und Uni-
formisierung, andererseits Entstehung 
von territorialen, sprachlichen und kul-
turellen Micro-Kontexten. Die Wäh-
rung dieser neuen Welt scheinen die 
Daten zu sein, ihr Reichtum deren Ak-
kumulation. Der Präsident der Katholi-
schen Universität Lille, Pierre Giorgi-
no, Ingenieurwissenschaftler und ehe-
maliger Spitzenmanager, skizzierte die 
ungeheure Innovationskraft der neu-
en Technologien. Nicht allein die Co-
Operation, mehr noch die Co-Krea tion 
werden im Zentrum der „dritten indus-
triellen Revolution“ stehen. Dabei wird 
die Vernetzung mit intelligenten Ma-
schinen ein wesentlicher Faktor sein. 

Die immensen, allen zur Verfügung 
stehenden Datenmengen werden her-
kömmliche Hierarchien untergraben. 
Nach dem Soziologen Frédéric Mar-
tel kann das Internet ein Werkzeug 
der Befreiung und der Emanzipation 
sein. Doch wie wird sich der wachsen-
de Umfang virtueller Kommunikation 
auf die zwischenmenschlichen Bezie-
hungen auswirken? Welche Regulie-
rungen sind nötig und möglich, um den 
Menschen vor neuen Versklavungen zu 
schützen? Die Diskussionen machten 
deutlich, dass der Blick auf die neuen 
Realitäten sogleich anthropologische 
Fragen aufwirft. 

Noch schärfer trat dies auf den Po-
dien zu Tage, auf denen die Visionen 
und Verheißungen zur Sprache kamen, 
die sich mit den sich beschleunigen-
den Fortschritten der „Konvergieren-
den Technologien“ (NBIC) verbinden. 

Dem Thema der „techno-sciences“ 
war die 89. Session der „Franzö-

sischen Sozialwochen“ gewidmet. Sie 
fand vom 21. bis 23. November in Ko-
operation mit der Katholischen Uni-
versität Lille statt. Die Thematik passte 
gut zum Tagungsort. Mit seinen High-
tech-Unternehmen, Forschungsinsti-
tuten und Laboratorien zählt Lille zu 
den Exzellenzpolen Frankreichs. Die 
zufällige zeitliche Koinzidenz mit ei-
nem Kongress der „Transhumanisten“ 
in Paris hat die anthropologische Bri-
sanz des Themas unterstrichen; denn 
die Optimierung des Menschen dank 
der neuen technologischen Möglich-
keiten, seine Befreiung von allen na-
türlichen Einschränkungen ist das Ziel 
der Transhumanisten.

Ausgangspunkt der Überlegungen 
war die Feststellung, dass wir in einer 
Zeit des „rasanten Übergangs“ leben. 
Drei der wesentlichen Motoren dieses 
Wandels sind
• die Beschleunigung des wissen-

schaftlichen Fortschritts,
• die Aufhebung der Grenzen zwi-

schen den Wissenschaften und
• die explosionsartig gestiegene Leis-

tungsfähigkeit der Rechner.

Er greift in alle Lebensbereiche ein und 
verändert, wie der Präsident der Sozi-
alwochen, Jerôme Vignon, hervorhob, 
unsere Weisen des Arbeitens, des all-
täglichen und sozialen Lebens, der Er-
ziehung, des Regierens, ja des Denkens 
fundamental. Was wird dabei aus dem 
Menschen? Welche Zukunft verspricht 
die Verknüpfung der Forschungsergeb-
nisse von Nanotechnologie, Biotech-
nologie, Informationstechnologien und 
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Einige der Stichworte, die die Teilneh-
mer mit bislang kaum denkbaren Zu-
kunftsszenarien konfrontierten, lauten:
• Künstliche Intelligenz,
• Steigerung der individuellen Leis-

tungsfähigkeit,
• Manipulation erwünschten Verhal-

tens durch implantierte Computer,
• „technologische Singularität“ d. h. 

selbständig „denkende“ Rechner 
und Roboter.

Die Übergänge zwischen Mensch 
und Maschine werden fl ießend. Der 
Regisseur Philippe Borrel, der in den 
USA mit Mitarbeitern einschlägiger In-
stitute und Laboratorien sprach, zeig-
te in seiner Dokumentation, dass man 
sich hier keineswegs nur im Bereich 
der Sciencefi ction bewegt.

Die Entwicklung scheint zu einer 
Entscheidung herauszufordern: Wel-
chen Menschen wollen wir? Den tech-
nisch perfektionierten, nach Unsterb-
lichkeit strebenden des „transhumanis-
tischen Projektes“ oder den Menschen 
aus Fleisch und Blut, geleitet nicht nur 
von seinem Verstand, sondern auch von 
seinen Gefühlen, frei in seinen Urtei-
len, verletzlich in seiner Körperlichkeit? 
Wünschen wir uns in unseren Phan-
tasien und Träumen den „Menschen“ 
eines posthumanen Zeitalters wirk-
lich? Es war folgerichtig, dass in Lille 
nicht nur Philosophen und Theologen 
zu Wort kamen, sondern auch Künst-
ler mit ihren Kreationen und Roman-
ciers wie Alain Damasio, Maylis de 
Kerangal und Flore Vasseur. Denn die 
Debatte um den Menschen ist auch ei-
ne Debatte um die Bilder und Vorstel-
lungen, die sich Menschen von sich 
selbst machen.

Was aber ist aus philosophischer 
und theologischer Sicht zu bedenken? 
Nach Frédéric Rognon, Professor an der 
Fakultät für protestantische Theologie 
in Straßburg, ist in den Visionen der 
„techno-sciences“ eine „Sakralisie-

 Die Übergänge zwischen 
Mensch und Maschine 
werden fl ießend

rung“ der Technik zu beobachten. Er 
plädierte für eine Re-Profanisierung 
der Technik, d. h. ihre Beschränkung 
auf den ihr zukommenden Werkzeug-
status, und für eine Ethik der „Nicht-
Anwendung“ von technisch Mögli-
chem. Nathalie Sartou-Lajus, Stellver-
tretende Chefredakteurin der von den 
Jesuiten herausgegebenen Zeitschrift 
„Etudes“, sprach von der „Plastizität 
des Menschen“, die ihm einen Raum 
freier Selbstentfaltung eröffne, ihn aber 
zugleich dem Risiko der Selbst-Defor-
mation aussetze. Freiheit und Be-
grenztheit machten das Wesen des 
Menschen aus. Die Ärztin und Moral-
theologin Marie Jo-Thiel, kritisierte die 
Körperfeindlichkeit im Konzept der „di-
gitalen Identität“. Für sie handelt es 
sich gleichsam um eine säkularisierte 
Apokalypse (vgl. 21,4: „Der Tod wird 
nicht mehr sei, keine Trauer, keine Kla-
ge, keine Mühsal“).  Die Annahme der 
eigenen „Verwundbarkeit“ und der Be-
grenztheit des Lebens im Vertrauen auf 
die „Gnade“ seien das Gegenbild des 
„perfektionierten Menschen“ der 
Transhumanisten.

Eines der abschließenden Podien 
war der Rolle der Politik gewidmet. 
Für Martine Aubry, die sozialistische 
Bürgermeisterin von Lille, ist es eine 
der zentralen Aufgaben der Politik, die 
neuen Technologien in das europäische 
Sozialmodell zu integrieren. Das heißt 
Nutzung ihrer vielfältigen Errungen-
schaften in den Bereichen Bildung, Me-

 Es ist Aufgabe der Politik, 
die neuen Technologien 
in das europäische Sozial-
modell zu integrieren

dizin, Dienstleitungen usw., aber auch 
Regulierung von Forschungen bis hin 
zu Verboten inhumaner Projekte. Ri-
siken sah sie weniger im Bereich der 
Beschäftigung als im Hinblick auf die 
gesellschaftliche Kommunikation. Ha-
ben Journalisten angesichts der Infor-
mationsbeschleunigung und des damit 
verbundenen Zeitdrucks noch die Zeit, 
Fakten zu recherchieren? Wie können 
die Bürger die auf sie einströmen-
den Informationen „hierarchisieren“, 
um das Wesentliche zu identifi zieren? 
Martine Aubry sah auch die Politik in 
der Verantwortung, damit „Ethik und 
Moral im Herzen der Gesellschaft von 
morgen“ lebendig bleiben.

Obgleich die Analysen und Diskus-
sionen die Risiken einer „techno-zen-
trierten Gesellschaft“ deutlich vor Au-
gen führten, endete das Jahrestreffen 
nicht auf einem kulturpessimistischen 
Ton. Denn die neuen technologischen 
Errungenschaften seien nicht „Dinge, 
die über uns kommen, sondern die wir 
machen“, stellte der Philosoph Pierre 
Dumouchel fest. Es handelt sich nicht 
um eine „mysteriöse Bedrohung“ (Bru-
no Latour). Auch für die neuen Techno-
logien gilt: Technik ist ein Instrument, 
um Mensch zu bleiben, ja um mehr 
Mensch zu werden. Wie wir morgen 
leben und zusammenleben wollen, ist 
Sache unserer kritischen Autonomie. 
Der Präsident der Sozialwochen, Jé-
rôme Vignon, erinnerte daran, dass das 
Christentum für diese Aufgabe ein rei-
ches soziales Erbe und eine faszinieren-
de Vision des Menschen anbietet. Die 
„techno.sciences“ stellten nicht zuletzt 
eine „spirituelle Herausforderung“ dar.

Wilhelm Rauscher, Bonn
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  Theologie der Sozialethik

Markus Vogt (Hg.): Theologie der Sozial-
ethik (Quaestiones disputatae 255). Frei-
burg im Breisgau: Herder 2013, 328 S., 
ISBN 978–3–451–02255–5.

Höchst überfällig war das 2011 veranstal-
tete Berliner Werkstattgespräch der So-
zialethiker/innen, das die Frage nach der 
Theologie in der Sozialethik im Gespräch 
mit Exegeten, Dogmatikern sowie Poli-
tikwissenschaftlern diskutierte. Der vor-
liegende Band bündelt sehr unterschied-
liche Beiträge zu dieser Grundsatzfrage. 
Im Hintergrund der Debatte steht die Tat-
sache, dass die in der katholischen Kir-
che lange Zeit vorherrschende neuscho-
lastische Naturrechtslehre höchst frag-
würdig geworden ist. Mehrere Beiträge 
betonen die grundsätzliche Weichenstel-
lung, die im Konzilsdokument Gaudium 
et spes von der Naturrechtslehre hin zu 
einem heilsgeschichtlichen Zugang vor-
genommen wurde. So rekonstruiert der 
Dogmatiker Peter Hünermann beispiels-
weise die theologische Grundlegung der 
christlichen Sozialethik in diesem Kon-
zilsdokument, indem er auf die zentrale 
Bedeutung der Würde des Menschen 
und die gegenseitige Anerkennung (vgl. 
A. Honneth; P. Ricoeur) hinweist und die-
se in der Gottebenbildlichkeit des Men-
schen begründet sieht. Kreuz und Auf-
erstehung Christi bestätigen diese Würde 
auch im Blick auf „inhumanste Werke“ 
(36) der Menschheit. Doch hat diese heils-
geschichtliche Wende im Konzil zu ei-
ner stärker theologisch fundierten So-
zialethik geführt? Im deutschsprachigen 
Raum kaum, denn wie der Tübinger So-
zialethiker Matthias Möhring-Hesse zu 
recht festhält, ist die Sozialethik „auch 
ohne Naturrecht … bis heute weitge-
hend Nicht- oder allenfalls Ein-bisschen-
Theologie“ (73) geblieben. Im vorliegen-

den Sammelband sind mögliche Gründe 
für diese Situation genannt. Zum einen 
nahm gerade in Deutschland die katholi-
sche Soziallehre nach dem Zweiten Welt-
krieg „gleichsam die Rolle einer offi zi-
ellen Staatsdoktrin“ (8) ein. Die zuneh-
mende Erosion des katholischen Milieus 
und der sich verstärkende gesellschaft-
liche Pluralismus haben aber zu einer Si-
tuation geführt, in der die katholische 
Soziallehre nicht länger mehr die ge-
sellschaftlich dominierende Sozialethik 
sein konnte. Dennoch bemühen sich vie-
le Fachvertreter immer noch zuerst und 
vor allem darum, philosophisch und ge-
sellschaftlich „anschlussfähig“ zu sein. 
Die gehäufte Wiederkehr dieses Wor-
tes fällt auf. Verlangt aber heute nicht 
die pluralistische Situation moderner 
westlicher Gesellschaften eine stärkere 
christliche Profi lierung der Sozialethik? 
Das Herausgeberteam (M. Vogt, I. Ga-
briel, A. Küppers, P. Schallenberg und 
W. Veith) betont in der Einführung die 

Notwendigkeit eines „klar erkennbares 
Profi ls“ (13), will die Kirche in der Zivil-
gesellschaft wirksam sein. Die heilsge-
schichtliche Wende im Zweiten Vatika-
nischen Konzil würde einen verstärkten 
Rekurs auf das biblische Erbe nahelegen 
und im angelsächsischen Raum gibt es 
mit J. H. Yoder oder S. Hauerwasauch ent-
sprechende Vorbilder. Für den deutschen 
Sprachraum gilt aber weitgehend, was 
der Neutestamentler Thomas Söding in 
seinem Beitrag festhält. Seiner Einschät-
zung nach hat auch die „neuere Orien-
tierung des Faches an der Sozialethik die 
Distanz zur Bibel nicht verringert“ (146). 
Für Söding zählen zum „ethischen Propri-
um des Evangeliums“ (150) einerseits die 
„Fundamentalunterscheidung zwischen 
Religion und Politik“ (161) und anderer-
seits auch der biblische Leitbegriff der 
Gerechtigkeit. Die Münsteraner Soziale-
thikerin Marianne Heimbach-Steins war 
der ideale Diskussionspartner für Söding, 
weil sie schon seit vielen Jahren darum 
bemüht ist, die Distanz zwischen Exegese 
und Sozialethik zu verringern. Sorgfältig 
bedenkt sie in ihrem Beitrag Möglichkei-
ten und Grenzen einer Annäherung von 
biblischer Hermeneutik und christlicher 
Sozialethik. Zu Recht warnt sie vor der 
Gefahr des Biblizismus oder dem bibli-
schen Verweis als bloßem Autoritätsar-
gument. Aber auch sie setzt etwas zu 
sehr auf die Anschlussfähigkeit. Ihr Hin-
weis, dass die gegenwärtige „philosophi-
sche Literatur“ stärker als die christliche 
Sozialethik „auf biblische Impulse“ (144) 
zurückgreift, würde gerade ein mutigeres 
Zugehen auf das biblische Erbe nahele-
gen. Das eigentliche Problem ist aber die 
Rolle der Kirche, die eine stärker biblisch 
orientierte Sozialethik als „Interpretati-
onsgemeinschaft“ voraussetzt. Für eine 
theologisch ausgerichtete Sozialethik ist 
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das Verhältnis zur Ekklesiologie zentral 
und nicht ohne Problematik. So unter-
schiedliche Fragen wie die nach der ge-
rechten Organisation von Erwerbsarbeit 
in der Kirche (Möhring-Hesse) oder die 
Glaubwürdigkeit der Kirche (Heimbach-
Steins) drängen sich auf und erfordern 
Antwort. Weitere spannende Diskussio-

nen aus diesem Band wären noch näher 
auszuführen: Hilft die Geschichtstheolo-
gie von Augustinus, um heute sozialethi-
sche Fragen besser beantworten zu kön-
nen? (P. Schallenberg vs. G. Kruip). Was 
bedeutet der kinetische Imperativ der 
Moderne für die christliche Hoffnung? 
(H.-J. Höhn). Welche Bedeutung hat die 

Theologie für die Frage der Menschen-
rechte? (I. Gabriel, H.-J. Sander, R. Uertz, 
A. Küppers). Der vorliegende Band bringt 
wichtige Grundsatzfragen der Sozialethik 
zur Sprache und ruft laut nach ihrer Ver-
tiefung und Fortsetzung.

Wolfgang Palaver, Innsbruck

  Die asymmetrische Chancengesellschaft

Udo Lehmann: Die asymmetrische Chan-
cengesellschaft. Ressourcen – Macht – 
Gerechtigkeit (Gesellschaft – Ethik – Re-
ligion Bd. 3). Paderborn u. a.: Schöningh 
2013, 376 S., ISBN 978–3–506–77299–2.

Der Begriff „Asymmetrie“ klingt elegan-
ter und ist stärker ästhetisch konnotiert 
als jener der „Ungleichheit“, der rauer 
und ethisch aufgeladener daherkommt. 
Aber um soziale Ungleichheit geht es der 
vorliegenden Publikation von Udo Leh-
mann, um jene zu permanenten gesell-
schaftlichen Chancenasymmetrien füh-
renden Ungleichheiten in Bezug auf Ein-
kommen und Vermögen, Erwerbsarbeit 
und Bildung, die „in der deutschen Ge-
sellschaft einen hohen Verfestigungsrad 
aufweisen oder sogar zunehmen“ und mit 
deren theoretischer Erklärung im Rah-
men der soziologischen Ungleichheits-
forschung „sich die christliche Sozialethik 
bisher nicht nennenswert … auseinander-
gesetzt [hat]“ (13). Udo Lehmann erfüllt 
somit durch sein Buch, das die überar-
beitete, gestraffte Version seiner an der 
Ruhr-Universität Bochum eingereichten 
Habilitationsschrift darstellt, ein längst 
überfälliges Desiderat theologisch-sozi-
alethischer Forschung. Und er tut dies 
auf höchst kompetente und überzeugen-
de Art und Weise.

Das Buch ist in drei große Kapitel ge-
gliedert. Das erste Kapitel führt in die Pro-
blemstellung ein und refl ektiert Grundle-
gungsfragen der christlichen bzw. katho-
lischen Sozialethik. Dies geschieht solide 
und dem State of the Art entsprechend. 
Im Zentrum des zweiten, sozialethisch-
sozialphilosophisch orientierten Kapitels 
steht die Frage nach dem Verhältnis von 

Gleichheit und Gerechtigkeit. Lehmann 
referiert die egalitaristische Position, die 
Gleichheit als notwendige Bedingung für 
Gerechtigkeit begreift, und den nonega-
litaristischen Entwurf, bei dem das men-
schenwürdige Leben der einzelnen Per-
son, nicht ihr komparatives Verhältnis zu 
anderen entscheidend ist. Lehmann fa-
vorisiert ein egalitäres Gerechtigkeitsver-
ständnis, spricht sich für eine Rehabili-
tierung des (allerdings nun postmarxis-
tisch verstandenen) Klassenbegriffes aus 
und bringt den Begriff der „komplexen 
Gleichheit“ (58) ins Spiel: Der Gleichheit 
komme im Rahmen der Gerechtigkeit ei-
ne eigenständige Bedeutung zu, sie müs-
se allerdings auf den jeweiligen Anwen-
dungskontext (Recht, Grundbedürfnisse, 
Interessen) abgestimmt sein. Soziale Un-
gleichheiten seien lediglich im Sinne der 
kontraktualistischen Gerechtigkeitstheo-

rie von Rawls und seines Differenzprin-
zips, das sich an den am wenigsten Be-
günstigten orientiert, zu rechtfertigen. 
Eine gerechte Verteilung könnte weder 
durch einen in Bezug auf Gerechtigkeit 
blinden Utilitarismus noch durch den 
freien Markt erreicht werden. Lehmann 
beschreibt das diesbezügliche Marktver-
sagen klar und präzise: „Am Markt zählt 
nicht Nachfrage, sondern kaufkräfti-
ge Nachfrage, nicht die Person an sich, 
sondern die leistungsfähige Person, nicht 
die Leistung, sondern die marktgängige 
Leistung“ (73).

Das der christlichen Anthropologie 
entsprechende sozialethische Leitmotiv 
einer chancengerechten Gesellschaft ist 
für Lehmann der Begriff der „Beteili-
gung“, der Teilnahme eines/einer jeden 
am gesellschaftlichen Leben. Dieses er-
weise sich zudem als „anschlussfähig“ – 
ein Begriff, den Lehmann gerne verwen-
det, der bei mir als Österreicher aber aus 
historischen Gründen negative Assozia-
tionen auslöst – an prominente zeitge-
nössische Sozialphilosophien: an Michael 
Walzers Theorie der Gerechtigkeitssphä-
ren beispielsweise, Axel Honneths Aner-
kennungstheorie und an das von Martha 
Nussbaum und Amartya Sen vertretene 
Befähigungskonzept.

Im dritten Kapitel seines Buches setzt 
sich Lehmann mit sozialwissenschaftli-
chen Ungleichheitstheorien auseinan-
der: mit Pierre Bourdieus Konzepten 
des „Habitus“ und der „symbolischen 
Macht“ etwa, mit Heiner Meulemanns 
Untersuchungen zur Chancengerech-
tigkeit im Bereich von Bildung und mit 
Reinhard Kreckel, der Erwerbsarbeit und 
konsensuale Prestigeordnungen als Kern-

amos 01_2015 - seiten001-056.indd   48amos 01_2015 - seiten001-056.indd   48 28.01.2015   08:24:3928.01.2015   08:24:39



Buchbesprechungen

MOSINTERNATIONAL 9. Jg. (2015) Heft 1 49

elemente der Ungleichheit identifi ziert. 
Sozialwissenschaftliche Ansätze werden 
dabei mit katholischer Soziallehre und 
Sozialethik in Beziehung gesetzt. In ei-
nem „Sozialethische Operationalisierung 
von Chancengerechtigkeit“ überschrie-
benen Resümee weist Lehmann nochmals 
darauf hin, dass die bestehende soziale 
Ungleichheit im Gegensatz zu den na-
türlichen Ungleichartigkeiten zwischen 
Menschen nicht naturgegeben, sondern 
sozial konstruiert sei. Er schließt daran die 
sozialethische Forderung einer „Orien-
tierung an den Schlechtergestellten und 
den nicht ihren menschlichen Fähigkei-
ten entsprechend Beteiligten“ (311). Zum 
Schluss merkt Lehmann an, dass die Lö-
sung gesellschaftlicher Gerechtigkeits- 
und Ungleichheitsprobleme zuweilen ein 

„mühsames Geschäft“ (316) sei. Aber, so 
möchte ich ergänzen, auch ein lohnendes. 

Das gleiche gilt auch für das vorlie-
gende Buch Lehmanns: Seine Lektüre ist 
aufgrund der konsequenten Anpassung 
des Autors an den im deutschsprachigen 
Raum in Sozialwissenschaften und So-
zialethik vorherrschenden sprachlichen 
Habitus stellenweise recht mühsam, 
lohnt sich aber. Das grundlegende An-
liegen, soziologische Ungleichheitsthe-
orien mit katholischer Sozialethik und 
ihrer in zahlreichen Sozialdokumenten 
zum Ausdruck gebrachten „bewussten 
Parteinahme für die Schlechtergestell-
ten“ (225) in Beziehung zu setzen, wur-
de hervorragend verwirklicht.

Ohne seinem hohen akademischen 
Standard einen Abbruch zu tun, hätte 

es die Lektüre des Buches bereichert und 
erleichtert, wenn Lehmann seine hoch 
theoretischen Ausführungen öfter mit 
konkreten Beispielen einer Option für 
größere Gleichheit illustriert und den wis-
senschaftlichen Diskursen dadurch eine 
gewisse Anschaulichkeit verliehen hätte. 
In diesem Zusammenhang wäre ein Hin-
weis auf die britischen Sozialmediziner 
Richard Wilkinson und Kate Pickett (The 
Spirit Level, 2009) angebracht gewesen, 
die bei einem akribisch durchgeführten 
Vergleich von zahlreichen wohlhabenden 
Länder festgestellt haben, wie sehr ge-
sellschaftliche Ungleichheit die sozialen 
Probleme anwachsen, die Lebenszufrie-
denheit der Menschen aber sinken lässt, 
und dies sogar bei den Reichen.

Kurt Remele, Graz

  Inklusion als Gesellschaftsprogramm

Gunter Geiger, Michaela Lengsfeld (Hg.): 
Inklusion – ein Menschrecht. Was hat 
sich getan, was kann man tun? Opla-
den u. a.: Barbara Budrich 2015, 188 S., 
ISBN/EAN 9783847401940.

In sozialpolitischer Hinsicht hat kaum ein 
Begriff in der jüngeren Vergangenheit so-
viel Aufmerksamkeit erfahren wie der der 
Inklusion. Die gleichberechtigte Teilhabe 
aller Menschen und der Abbau von ent-
wicklungshemmenden Strukturen, die ei-
ne personale Entfaltung unabhängig von 
körperlichen, sozialen, ethnischen oder 
sexuellen Voraussetzungen verhindern, 
steht dabei als gesellschaftliche und in-
stitutionelle Aufgabe im Vordergrund.

Obwohl der Inklusionsbegriff selbst 
erst seit den neunziger Jahren im soziolo-
gisch-wissenschaftlichen Kontext durch 
Talcott Parsons und Niklas Luhmann in 
den Diskurs eingebracht bzw. weiterent-
wickelt wurde, bündelt sich in ihm ge-
wissermaßen brennglasartig das Theo-
rem der Sozialen Gerechtigkeit als Pro-
gramm einer offenen Gesellschaft. Die 
Forderung nach Inklusion ist daher nur 
das konsequent weitergedachte Projekt 
der Neuzeit, das immer wieder neu den 
Status quo der bestehenden Gesellschaft 

normativ-konstruktivistisch auf Gerech-
tigkeitslücken hin überprüft. Damit be-
wegt sich der Inklusionsbegriff im den-
kerischen Zusammenhang von egalitaris-
tischen Gesellschaftskonzepten, wie sie 
beispielsweise durch den Ansatz von John 
Rawls und seiner Theorie der Gerechtig-
keit vorgelegt werden.

Der vorliegende Band macht es sich 
zur Aufgabe, eine Bestandsaufnahme und 
eine weitere Zielbestimmung der Inklu-
sionsanstrengungen besonders hinsicht-

lich körperlich und geistig behinderter 
Menschen vorzulegen. Dabei werden 
durch die verschiedenen Autoren ganz 
unterschiedliche Aspekte angesprochen, 
die ein differenziertes Bild von Inklusion 
entstehen lassen. Grundlage für die Pu-
blikation war die vom Bonifatiushaus Ful-
da gemeinsam mit dem Antoniusheim 
durchgeführte Akademieabendreihe „In-
klusion – ein Menschenrecht“. 

Zu Beginn skizziert Arnulf Müller 
das Verhältnis von Inklusion und Frei-
heit und verweist dabei auf die Ziel-
bestimmung der potentiellen und tat-
sächlichen Selbstentfaltung, die nur ein 
umfassendes Verständnis von Inklusion 
gewährleistet (11–21). Dabei betont er 
zu Recht, dass die Ermöglichung zur 
Freiheit durch inklusives Denken nicht 
ein einfaches „Gewährenlassen“ des an-
deren meint, sondern ein positives Zu-
trauen und ein forderndes und damit 
zugleich achtendes Denken impliziert: 
„Würde man diese Haltung des gegen-
seitigen Forderns aufgeben, würde unter 
der Maske des freundlichen Gewähren-
lassens die Gleichgültigkeit siegen.“ (18) 
Indem Unger auf die Gefahr der Gleich-
gültigkeit auf der einen und einer über-
heblichen Hinwendung zum vermeint-
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lich Schwächeren auf der anderen Seite 
hinweist, charakterisiert er zwei grund-
legende Schwierigkeiten des Inklusions-
begriffes.

Während der Beitrag von Helmut 
Schlegel (23–39) einen individualethisch-
innerlichen Ansatz verfolgt und Caspar 
Söling in seinem Text auf die spezielle Ex-
klusionshistorie des St. Vinzenzstiftes/Rü-
desheim eingeht (41–47), schildert Bernd 
Siggelkow, Gründer des Kinder- und Ju-
gendwerks „Die Arche“/Berlin, vor dem 
Hintergrund seiner Lebens- und Arbeits-
wirklichkeit konkrete Inklusionskonzepte. 
Im Artikel von Carmen Dorrance (53–73) 
erhält man einen sehr guten Überblick 
zum Status quo der Inklusionsleistung 
des deutschen Bildungssystems, wobei 
hier die Kritik an falschen Separations-
quoten und an der Exklusionsgefahr im 
Vordergrund steht. Dorrance betont dar-
über hinaus, dass es sich bei der Umset-
zung der UN-Behindertenrechtskonven-
tion (BRK) um ein Projekt der Gegenwart 
handeln muss. 

Ziel des Beitrags von Birgit Koch (75–
90) ist es, ausgehend vom Verständnis 
von Macht und Ungleichheit bei Franco 
Ongara Basaglio sowie in der Auseinan-
dersetzung mit den soziologischen An-
sätzen von Pierre Bourdieu und Reinhard 
Kreckel, Exklusionstrukturen im Bereich 
der Pädagogik herauszuarbeiten und die-
se zu überwinden.

Demgegenüber stellt der Artikel von 
Felix Welti und Minou Banafsche die ju-
ristische Annäherung an die UN-BRK und 
die darin umgesetzte Betonung der So-
zialen Menschenrechte für Menschen 
mit Behinderung in den Vordergrund 
(91–110). Dabei wird der positive Einfl uss 
der UN-BRK auf die Wahrnehmung der 
Rechte behinderter Menschen und zur 

Bewusstseinsbildung betont, auch wenn 
von den beiden Autoren in Zweifel ge-
zogen wird, dass durch sie „durchsetzba-
re Ansprüche“ (105) formuliert werden.

Besonders kann der Beitrag von Ka-
trin Grüber hervorgehoben werden (111–
125), der sich der Wahrnehmung und An-
erkennung von psychischen Behinderun-
gen annimmt und auch hier für einen 
Abbau von Barrieren und Zugangshin-
dernissen für betroffene Menschen plä-
diert. Gerade die fehlende Trennschär-
fe und der auch wissenschaftlich nicht 
objektiv zu klärende Graubereich von 
psychischen Krankheiten macht dieses 
Phänomen zu einer bleibenden Heraus-
forderung. Dabei ist jedoch die Umset-
zung des Abbaus von Barrieren für kör-
perlich Behinderte bereits im politischen 
und rechtlichen Rahmen anerkannt und 
gewollt. Gerade die Stigmatisierung von 
Menschen mit psychischen Behinderun-
gen ist ein großes Problem auf das Grü-
ber zu Recht hinweist. Der Inklusionsbe-
griff muss also, will er wirklich umfas-
send sein, ausgeweitet werden auf alle 
Menschen, die über körperliche Behinde-
rungen hinaus unüberwindliche gesell-
schaftliche Barrieren vorfi nden. Diese zu 
lokalisieren ist auch ein Hauptanliegen 
der Herausgeber Gunter Geiger und Mi-
chaela Lengsfeld.

Neben einem Beitrag von Carsten 
Wienröder, der das architektonisch-äs-
thetische und städteplanerische Moment 
von Inklusionsvoraussetzungen themati-
siert, schließt der Band mit den Überle-
gungen zum Konzept der inklusiven Ar-
beitswelt von Frank Unger (145–186). 
Gerade vor dem Hintergrund des demo-
graphischen Wandels und eines damit 
einhergehenden Wandels der Erwerbs-
arbeit erscheint der Hinweis Ungers auf 

die Notwendigkeit der Eingliederung 
von bisher exkludierten Teilen der Ge-
sellschaft als zukunftsweisend. Unger 
folgt einem differenzierten Verständ-
nis von Inklusion, wenn er Chancen und 
Grenzen eines solchen Konzepts gleicher-
maßen in den Blick nimmt (147). Gerade 
die Arbeitswelt kann als Inklusionsmotor 
verstanden werden, drückt sich in Arbeit 
doch nicht nur Gelderwerb, sondern auch 
personale Entfaltung aus. Vor dem Hin-
tergrund einer Arbeitsmarktentwicklung, 
die zeigt, dass immer weniger ungelernte 
Mitarbeiter und umso mehr Fachkräfte 
benötigt werden, wird die inkludierende 
Kraft von Erwerbsarbeit zu einer immer 
größeren Herausforderung. Unger zeigt 
dieser Entwicklung Wege auf, wie eine 
inklusive Arbeitswelt gestaltet werden 
kann und macht seine Forderung nach 
fl exiblen und personengerechten Ent-
wicklungen auf dem Arbeitsmarkt an 
bereits bestehenden und erfolgreichen 
Modellen fest. 

Den Herausgebern ist mit dem Band 
eine ausgewogene und vielschichtige An-
näherung an den Inklusionsbegriff ge-
lungen. Inklusionsziele werden überall da 
richtig formuliert, wo sie Menschen mit 
unterschiedlichen Zugangsvoraussetzun-
gen Ermöglichungsräume eröffnen, die 
statt eines lähmenden Paternalismus ei-
ner Kultur der Freiheit und der Selbstbe-
stimmung das Wort reden. Der vorliegen-
de Band ist vor diesem Hintergrund ein 
wichtiges Dokument der zukunftsorien-
tierten Auseinandersetzung um Theorie 
und Praxis der inklusiven Gesellschaft.

Marco Bonacker, Fulda
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Bernhard Koch (Hg.): Den Gegner schüt-
zen? Zu einer aktuellen Kontroverse in 
der Ethik des bewaffneten Konfl ikts (Stu-
dien zur Friedensethik 47), Baden-Baden: 
Nomos und Münster (Westf.): Aschen-
dorff 2014, 293 S., ISBN 978–3–8487–
0784–3/978–3–402–11691–3.

Dass die Bundeswehr bei ihren Ausland-
seinsätzen nicht allein humanitäre Mis-
sionen erfüllt, sondern auch in kriege-
rische Auseinandersetzungen verwickelt 
ist, wird in der deutschen Öffentlichkeit 
gern verdrängt. Auch die Politik tut sich 
schwer, die Dinge offen beim Namen zu 
nennen, wie sich beim Einsatz in Afgha-
nistan gezeigt hat. Beim Gewaltmonopol 
des Staates, das dieser mit jedem Militär-
einsatz für sich in Anspruch nimmt, geht 
es jedoch um gewichtige Fragen politi-
scher, rechtlicher und moralischer Art. Es 
geht um Fragen der Unterscheidung, der 
Verhältnismäßigkeit oder der Notwen-
digkeit. Das Institut für Theologie und 
Frieden in Hamburg ist einer der wenigen 
Orte, wo diese Debatte mit allem Ernst 
systematisch geführt wird.

Die Kriegsbilder haben sich seit den 
Neunzigerjahren des vergangenen Jahr-
hunderts deutlich verändert: Immer häu-
fi ger haben wir es mit asymmetrischen 
Auseinandersetzungen zu tun. Der Ter-
rorismus hat neue Dimensionen ange-
nommen. Immer weniger sind die Kon-
fl iktparteien klar zuzuordnen. Diese Ent-
wicklung fordert auch die Militärethik 
heraus: Gibt es in asymmetrischen Kon-
fl ikten auch eine moralische Asymmetrie 
zwischen den Kombattanten oder den Zi-
vilisten beider Seiten?

Der Band nimmt seinen Ausgangs-
punkt von Michael Walzers moralphilo-
sophischer Analyse, dass zwischen ius ad 
bellum und ius in bello strikt zu unter-
scheiden sei. Die politisch Verantwortli-
chen müssten genauestens abwägen, ob 
ein Krieg aus Verteidigungsgründen le-
gitim ist oder als aggressiver Angriffs-
pakt nicht gerechtfertigt werden kann. 
Der kämpfende Soldat hingegen müs-

se sich fragen, wie er sich innerhalb des 
Krieges so verhalten kann, dass er sich 
keines schweren Kriegsverbrechens, bei-
spielsweise der vorsätzlichen Tötung von 
Zivilisten, schuldig macht. Diese Fragen 
stehen für Walzer jenseits der Kriterien 
des ius ad bellum: „Insofern sind alle 
Soldaten in einem Krieg […] moralisch 
gleichgestellt (‚moral equality of sol-
diers‘)“ (Einleitung, S. 9).

Die Zunahme asymmetrischer Kon-
fl ikte zwischen staatlichen Militärs und 
nichtstaatlichen bewaffneten Gruppen 
hat eine Debatte darüber ausgelöst, ob 
Walzers Schlussfolgerung in dieser Form 
heute noch haltbar ist. Jeff McMahan, 
Professor für Philosophie an der Rutgers 
University in New Brunswick/New Jersey, 
bestreitet dies: In asymmetrischen Kon-
fl ikten könne auch nicht von einer mora-
lischen Gleichheit der Kombattanten aus-
gegangen werden. Daher müsse über die 
Verteilung der Risiken und Schäden zwi-
schen Verteidigern, Opfern und Unbetei-
ligten heute anders entschieden werden, 
als dies nach der traditionellen Theorie 
des gerechten Krieges, auf die sich Wal-
zer stützt, üblich ist. Allerdings, so Mc-
Mahan, stehe diese Debatte erst am An-
fang; die Prinzipien des gerechten Krie-
ges warteten noch der Erweiterung. Auch 

Uwe Steinhoff folgt der genannten Ar-
gumentationslinie und geht davon aus, 
dass es eine „gerechte Angreifbarkeit“ an-
gesichts einer moralischen Ungleichheit 
zwischen den Kämpfenden geben kön-
ne – allerdings in weniger Fällen, als Mc-
Mahan dies nahelege. In der Praxis seien 
sehr viel weniger Kriege gerechtfertigt, 
als die politische Propaganda behaupte.

Bernhard Koch holt die ethische Kon-
troverse, die McMahan maßgeblich ange-
stoßen hat, nun auch nach Deutschland. 
Der von ihm herausgegebene Sammel-
band vereint sieben Autoren aus dem an-
gelsächsischen Raum. Bei vier Beiträgen 
handelt es sich um Übersetzungen eng-
lischsprachiger Veröffentlichungen, drei 
Beiträge werden erstmals veröffentlicht.

David Luban, Professor für Law and 
Philosophy an der Georgetown Univer-
sity, Washington D. C., arbeitet zwei Fra-
gen heraus, die zur Klärung anstehen, 
wenn über die Risiko- und Schadensver-
teilung in neueren Konfl ikten ethisch re-
fl ektiert werden soll: Müssen Soldaten 
ein vermeidbares, nichtzwingendes Ri-
siko für ihre eigene Person eingehen, 
damit die zivilen Verluste auf ein Mini-
mum beschränkt bleiben? Und ist es Sol-
daten gestattet, zur Minimierung der zi-
vilen Verluste aufseiten des Feindes, we-
niger Risiken einzugehen, als ihnen die 
Moral im Falle „befreundeter“ Zivilisten 
abverlangt? Für Luban ist es nicht legi-
tim, zwischen „freundlichen“ und „feind-
lichen“ Zivilisten zu unterscheiden. Sol-
daten könnten sich in der Regel besser 
verteidigen als Nichtkombattanten und 
müssten daher auch zur Übernahme ei-
nes bestimmten Risikos bereit sein – un-
abhängig davon, auf wessen Seite die Zi-
vilisten stehen, für die Risiken zu tragen 
seien. Recht und Moral, so Luban am En-
de seiner Überlegungen, dürften im Krieg 
nicht zur „Geisel des politischen Willens“ 
(S. 116) gemacht werden; die moralische 
wie rechtliche Pfl icht eines Landes, in ei-
nem Krieg sauber zu kämpfen, verringere 
sich nicht, wenn der Kampfeswille inner-
halb der Bevölkerung abnimmt.

  Verdrängte Fragen
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Weitere Beiträge des Bandes beschäf-
tigen sich mit dem Schutz von Zivilisten 
angesichts terroristischer Angriffe (Je-
remy Waldron), mit dem Verhältnis zwi-
schen Personenrechten und Kriegsrechts-
bestimmungen (David Rodin) oder ge-
zielten Tötungen (Mary Ellen O‘Connell). 
Rodin plädiert für eine Reform des hu-
manitären Völkerrechts, damit dieses der 
Asymmetrie zwischen Angreifern und 
Verteidigern besser gerecht werde. Krieg 
könne nicht als soziale Praxis konstruiert 
werden, in der gänzlich andere Regeln 
gelten würden. Die Verantwortung wach-
se mit dem Dienstgrad. Einfache Solda-
ten könnten unter Umständen eine Straf-
befreiung für sich in Anspruch nehmen, 
nicht jedoch eine rechtliche Legitima-
tion für ihr Handeln. Robert G. Kennedy 
fragt aus theologischer Perspektive: Dür-
fen Soldaten vorsätzlich töten? Wenn es 
bei Krieg um die Wiederherstellung ei-
nes gerechten Friedens geht, seien mas-
sive Zerstörung und vorsätzliches Töten 
als Instrumente des Krieges nicht legi-
tim. Dies müsse sich auch in der Waf-

fenentwicklung und in der Ausbildung 
der Soldaten niederschlagen. Nicht allein 
Kennedy versagt im vorliegenden Band 
den Flächenbombardements des Zweiten 
Weltkriegs in Deutschland und Japan die 
Legitimation.

O’Connell sieht für das katholische 
Lehramt keinen Anlass, die bestehenden 
Tötungsrechte auszuweiten, und äußert 
sich entsprechend kritisch gegenüber 
amerikanischen Rechtfertigungen ge-
zielter Tötungen. Der Drohnenkrieg sei, 
so die Rechtswissenschaftlerin der Uni-
versity of Notre Dame/Indiana, auf Dauer 
kein wirksames Mittel, den Terrorismus zu 
unterbinden. Juristen, Ethiker und Theo-
logen hätten sich diesem Thema zu spät 
gestellt und es der politischen Propagan-
da damit allzu leicht gemacht. 

Diese Einschätzung mag auch für die 
Sozialehtik hierzulande zutreffen. Bei be-
waffneten Konfl ikten geht es um schwie-
rige Fragen, denen nicht mit – oft so be-
liebten – ethischen Wohlfühlformeln bei-
zukommen ist. Prominentestes Beispiel ist 
Margot Käßmann, die mit einer Naivität, 

die einen sprachlos dastehen lässt, vorge-
schlagen hat, Deutschland solle wie Cos-
ta Rica auf seine Armee verzichten. Wis-
senschaftlich wie politisch werden mi-
litärethische Fragen gern an den Rand 
geschoben. In der Praxis bleiben die Sol-
daten dann mit ihnen allein, während 
die Öffentlichkeit aus Bequemlichkeit die 
Augen verschließt. Dabei wäre es wich-
tig, dass Deutschland eine fundierte Hal-
tung gegenüber dem Einsatz von Droh-
nen entwickelt oder angesichts des Ab-
zugs aus Afghanistan darüber nachdenkt, 
wie Kriege auf moralisch ordentliche und 
geordnete Weise beendet werden kön-
nen. Der vorliegende Sammelband be-
handelt diese Fragen auf hohem Niveau. 
Daneben wären Publizisten oder Journa-
listen gefragt, diese für Nichtethiker ver-
ständlich aufzubereiten, ohne die Kom-
plexität der Debatte fahrlässig zu verein-
fachen. Ein Land von der Größe, Lage und 
politischen Bedeutung Deutschlands wird 
diesen Fragen nicht ausweichen können.

Axel Bernd Kunze, Waiblingen

  Heiligkeit und Menschenwürde

Bernhard Laux (Hg.): Heiligkeit und Men-
schenwürde. Hans Joas’ neue Genealo-
gie der Menschenrechte im theologi-
schen Gespräch, Freiburg: Herder 2013, 
224 S., ISBN/EAN 9783451341489.

Der Band ist Ergebnis eines Workshops 
an der Universität Regensburg, wo Hans 
Joas 2012 eine Gastprofessur wahrnahm. 
Die unterschiedlichen Beiträge widmen 
sich dem theologischen Weiterdenken 
von dessen breit diskutierter „Genealo-
gie der Menschenrechte“. Dieses Weiter-
denken umfasst Zustimmung, Kritik und 
die Behandlung ergänzender Aspekte, die 
eher in einen losen Bezug zu Joas ge-
stellt werden.

Der Band wird durch einen Beitrag er-
öffnet, in dem Joas seine These in kur-
zer Form darstellt. Darin skizziert er, wie 
die Menschenrechte Ergebnis eines Sa-
kralisierungsprozesses und einer Werte-
generalisierung sind, bei der „verschiede-

ne Wertetraditionen ein Verständnis ih-
rer Gemeinsamkeiten entwickeln können, 
ohne dabei ihre Wurzeln in den spezifi -

schen Traditionen und Erfahrungen […] 
zu verlieren“ (20). So sieht er die Men-
schenrechte weder als säkular-humanis-
tische noch als christliche oder westliche 
Errungenschaft.

Ulrich Leinsle zeigt anhand des Re-
naissance-Humanismus, dass Menschen-
würde doch eher eine Erfi ndung als ei-
ne naturalistisch zu verstehende Genea-
logie ist, wie dies Joas nahelegt. Klaus 
Unterburger blickt von Joas ausgehend 
auf Strömungen katholischer Aufklärung 
im 18. Jahrhundert und weist nach, dass 
ganz unterschiedliche Traditionsstränge 
zu den Menschenrechten hinführen. Ha-
rald Buchinger stellt dar, wie sehr Heilig-
keit in biblischer Tradition einen exklusi-
ven Charakter aufweist. Von Erwin Dir-
scherl und Christoph Dohmen wird dies 
vor allem im Anschluss an Levinas weiter 
entfaltet. Hermann Stinglhammer und 
Alfons Knoll zeigen in ihren Beiträgen 
den relationalen Charakter des christ-
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Christiane Frantz: Non-Governmental 
Organizations as Transnational Lobby-
ists. Their Chances as Political and Civ-
il-Societal Agents

Non-governmental organizations 
(NGO’s) are transnationally oriented or-
ganizatoins specialized on particular top-
ics and problem areas. They act as repre-
sentatives and mothpiece for such inter-
ests in trans-national politics who have 
no voice otherwise or would be ignored as 
being powerless. NGOs here have the ad-
vantage of not being involved in the log-
ics of political competition. This distin-
guishes them from nation-state agents 
such as political parties. The rather act 
more like corporations, the difference be-
ing that they are target- and not profi t-
oriented. NGOs gather strength by adust-
ing to the functional logic of (post)mod-
ern democracies. They have a masterly 

command in setting and mustering up 
topics in media and politics. They have 
learnt to adjust to the short-term and 
project-oriented demand for participa-
tion by the citizens. Finally, NGO s as in-
terest mediators play such an important 
role in trans-national political process-
es because they help to make up for the 
defi cits of nation-states agents and their 
loss of autonomy in the political process 
on account of their expertise and inter-
national focussing.

Michael Reder: Ethics of Transnatio-
nal Governance. Intercultural Challeng-
es for Metaethics, Normative and De-
scriptive Ethis

Many ethic concepts of the 20th cen-
tury claim a global validity for all man-
kind. They consider themselves explicitly 
as universalistic. They often remain con-

fi ned to the nation state. In view of new 
forms and a changing quality of trans-
national governance these approaches 
prove to be problematical. It lacks an ad-
equate refl exion of the dynamics of glob-
al politics. Therefore, ethics should rather 
face in its whole range more than ever 
the facts of global and intercultural re-
alities. For this, a reconstruction of cul-
turally motivated ethicalities is necessary. 
From there an ethics of trans-national 
governance as a refl exive supplementa-
ry science has to be conceived.

Christoph Mandry: The Migration Policy 
of the European Union. A Critical View 
on a Transnational Policy Field

For about 15 years now migration as 
well as refugee- and asylum policy be-
long to the genuine policy fi elds of the 
European Union. Essential rules on im-

lichen Personverständnisses auf. Peter 
Fonk sieht die Verschränkung von Genese 
und Geltung bei Joas als „Brückenschlag“ 
(142) zur christlichen Ethik. Anhand der 
Problematik moralischen Begründens 
setzt sich der Beitrag von Bernhard Laux 
mehr als die anderen Autoren direkt mit 
Joas auseinander. Kritisch beobachtet er, 
dass Joas in seinen Augen „den Primat des 
Rechten vor dem Guten“ (153) bestreitet. 
Ihrer Deutung als Werte hält er ein Ver-
ständnis der Menschenrechte als „mora-
lische Verpfl ichtungen“ (159) entgegen.

Burkhard Porzelt zeigt anhand der 
Shell Studie von 2006, dass sich die 
Wertegeneralisierungs-These auch em-
pirisch im Blick auf Jugendliche belegen 
lässt. Johannes Först und Hans-Günther 

Schöttler entfalten im Anschluss an Jo-
as’ Akzentuierung geschichtlicher Erfah-
rungen ein narratives Konzept der Iden-
titätsfi ndung.

Immer wieder kommen in dem Band 
kontroverse Punkte zur Sprache: Wäh-
rend Porzelt Joas eine „deutliche Ratio-
nalitätsskepsis“ vorhält (177), sieht die-
ser seine Einschätzung rationaler Argu-
mentationen als realistischer an (220). 
Joas stellt auch heraus, dass sein Ansatz 
nicht auf „die Ersetzung des Begründens 
durch das Erzählen“ (221) zielt.

Eine Besonderheit des Bandes besteht 
darin, dass er Perspektiven aus unter-
schiedlichen theologischen Fächern von 
der Kirchengeschichte über die Bibelwis-
senschaften und Systematische Theolo-

gie bis hin zur Religionspädagogik mit-
einander vereint. Aufgrund des breiten 
Spektrums an Themen und der unter-
schiedlich intensiven Auseinanderset-
zung mit Positionen von Joas in den ein-
zelnen Beiträgen, werden viele LeserIn-
nen den Band vermutlich nur in Teilen 
rezipieren. Von besonderem Wert ist der 
dialogische Charakter, der besonders in 
der abschließenden Replik von Hans Joas 
zum Ausdruck kommt. Auf diese Weise 
kann der Band zur weiteren Beschäfti-
gung mit dem Ansatz von Joas anregen. 
Für die Zukunft wäre eine Zusammen-
führung unterschiedlicher, auch außer-
theologischer Stränge der Auseinander-
setzung mit Joas wünschenswert.

Hansjörg Schmid, Stuttgart
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migration and asylum are today being 
made on EU level. Thus, EU migration 
policy is an interesting example how a 
transnational phenomenon is politically 
being dealt with on a transnational lev-
el. The EU’s migration policy, however, is 
frequently criticised – as the catchphrase 
“Fortress Europe” shows. Which are the 
chances and weaknesses of a transnatio-
nal migration policy? How can Christian 
ethics refl ect this transnationality in an 
adequate manner?

Stephan Leibfried: Europe’s Further De-
velopment Requires Specifi c Concepts. 
A Commentary on the Lecture “A Social 
Europe?” by Cardinal Reinhard Marx

There has been some talk about “so-
cial Europe” in Germany for some dec-
ades now. To date, however, viable con-
cepts are still missing, and on the politi-
cal level none of the national goverments 
ventures to offer new ideas. That should 
be a reason for the churches to substan-
tiate their own demand for a “solidar-
ity- and responsibility-scaffold” for Eu-
rope, and not to accept the status quo. 
What could be part of this specifi c con-

cept: a system of fi nancial compensation 
between nation states? The creation of 
a reinsurance-sysem for social benefi ts 
in the individual countries? An educa-
tion fund for a Europe-wide quality of-
fensive? A European investment fund?

Reinhard Kardinal Marx: A Social Eu-
rope? Opening Lecture at the Second 
Catholic Social Days for Europe at Ma-
drid

In view of encreasing emergency sit-
uations in the individual European states 
Reinhard Marx reminds us that social pol-
icy is still within the authority of individ-
ual member states. In the long run, how-
ever, it will not be advisable to separate 
European economic policy with fair com-
petiion from national social policy. With 
all economic decisions on European level 
the social element has always to be tak-
en into account. Regulatory policy alone 
can neither create the necessary social 
compensation nor a suffi cient protection 
of the environment and a gentle use of 
natural resources. A comprehensive so-
cial concept is required, which conceives 
Europe as a “Solidarity- and Responsibil-

ity Union”. New social answers have to be 
found, among others, for the problems 
of youth unemployment and immigra-
tion of numerous refugees into Europe. 
The church with its social teaching can 
provide a guideline for building a fairer 
society. (The editors)

Martin Höpner: “The Euro systemati-
cally Overstrains Wage Policy”. Inter-
view on the Prospects of a Transnatio-
nal Wage Coordination in Europe

With the introduction of the Eu-
ro monetary policy became centralized, 
the inner-European exchange rates be-
came irrevocally fi xed. Pay negotiations 
are, however, still conducted on national 
levels, trade unions and employer organ-
izations are in all contributing countries 
differently organized, and a transnatio-
nal coordination of wage policy has not 
been implemented. Can the Euro func-
tion without wage coordination? Are the 
German social partners in part responsi-
ble for the Euro crisis? And could tariff 
policy help to overcome the Euro crisis?

Christiane Frantz : Organisations non-
gouvernementales en tant qu’intermé-
diaires transnationaux. Leurs chances 
comme acteurs dans le domaine poli-
tique et dans celui de la société civile 

Les organisations non-gouverne-
mentales (ONG) sont des organisations 
à orientation transnationale qui se sont 
spécialisées dans des thèmes et pro-
blématiques particuliers. Elles agissent 
en avocats pour certains thèmes ou en 

porte-parole pour des intérêts qui, dans 
la politique transantionale, n’ont pas de 
voix ou de pouvoir pour se faire écouter. 
Les ONG ont l’avantage de ne pas avoir à 
s’adapter à la logique de la concurrence 
électorale. Par là. elles se distinguent 
d’acteurs nationaux tels que les partis po-
litiques. Leur mode d’action est compa-
rable à celui d’une entreprise sauf qu’elles 
poursuivent leur but sans vouloir faire 
du profi t. Leur force est de s’accomoder 

à la logique des démocraties (post)mo-
dernes : le plus souvent, elles savent agir 
en vrais professionels pour faire passer 
des thèmes politiques dans les médias ; 
elles connaissent bien les demandes de 
participation des citoyennes et citoyens 
relatives à un projet précis. Si, fi nalement, 
le rôle des ONG en tant qu’intermédiaires 
entre des intérêts différents dans des pro-
cessus politiques transnationaux est si 
important, c’est qu’elles contribuent, en 
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vertu de leur expertise et de leur orien-
tation internationale, à pallier les défi -
cits et les pertes d’autonomie des ac-
teurs nationaux.

Michael Reder : Une éthique de gou-
vernance transnationale. Défi s inter-
culturels pour la méta-éthique et les 
éthiques normatives et descriptives 

Beaucoup de conceptions éthiques 
du 20ième siècle s’attribuent une valeur 
universelle concernant tous les hommes. 
Elles se veulent explicitement universa-
listes. Neanmoins, elles restent souvent 
limitées à l‘Etat national. Face aux nou-
velles formes et aux changements quali-
tatifs de la gouvernance transnationale, 
ces approches s’avèrent problématiques. 
Il manque une réfl exion sur le dynamisme 
politique mondial. De ce fait, l’éthique 
dans toute sa diversité, devrait affron-
ter les défi s d’une réalité de plus en plus 
mondiale et interculturelle. A cette fi n, il 
faut d’abord reconstruire les acquis mo-
raux dans leur conditionnement cultu-
rel. A partir de cela, une nouvelle éthique 
de gouvernance transnationale peut être 
conceptualisée comme une science com-
plémentaire de réfl exion.

Christof Mandry : La politique migra-
toire de l‘Union Européenne. Un re-
gard critique sur un champ de poli-
tique transnationale

Depuis une quinzaine d’années, la mi-
gration et la politique en matière d’asile 
et d’accueil des réfugiés sont devenues 
des domaines politiques spécifi ques de 
l‘Union Européenne. Des règlements 
importants en matière d’immigration et 
de droit à la protection s’établissent au-
jourd’hui au niveau de l‘Union. La po-
litique migratoire de l‘UE est donc un 
exemple instructif de la manière dont 
un phénomène transfrontalier est réel-
lement géré au niveau d’une politique 
transnationale. Cependant, la politique 
migratoire de l‘Union est souvent criti-
quée – en témoigne par exemple le slo-
gan » forteresse Europe «. Quelles sont 
les chances et les faiblesses d’une poli-
tique migratoire transnationale ? Com-

ment l’éthique chrétienne peut concevoir 
la transnationalité de façon adéquate ?

Stephan Leibfried : Pour faire évoluer 
l‘Europe, il faut des concepts concrets. 
Commentaire sur la conférence intitu-
lée » Une Europe sociale ? « du cardi-
nal Marx

Depuis des dizaines d’années, on parle 
en Allemagne d’une » Europe sociale «. 
Jusqu’à ce jour, des concepts solides font 
défaut. Au plan politique, aucun gou-
vernement n’ose s’avancer avec de nou-
velles idées. Cela devrait inciter les Eglises 
à concrétiser leur revendication d’un 
» échafaudage de solidarité et de respon-
sabilité « pour l‘Europe, au lieu de se ré-
signer au statu quo. Mais quels seraient 
les éléments d’un concept concret ? Une 
peréquation fi nancière entre les Etats 
membres ? La mise en place d’un fonds 
de réassurance des prestations sociales 
des différents pays ? Un fonds destiné à 
une offensive europénne de formation 
et de qualifi cation ? Un fonds européen 
d’investissement ?

Reinhard Marx : Une Europe sociale ? 
Conférence d’ouverture lors des deu-
xièmes journées sociales européenes 
à Madrid

Au vu de situations de détresse ag-
gravées dans différents pays européens, 
le cardinal Marx rappelle que la politique 
sociale, en grande partie, est toujours du 
ressort des différents Etats membres. A 
la longue, il ne serait pas favorable de 
séparer la politique économique euro-
péene étant au service d’une concurrence 
loyale, des politiques sociales des Etats 
membres. La dimension sociale devrait 
être prise en compte dans toutes les dé-
cisions de politique économique au plan 
européen. Mais la politique, à elle seule, 
ne peut ni équilibrer les inégalités so-
ciales ni garantir la protection de l’en-
vironnement pas plus qu’un usage mo-
déré des ressources naturelles. Il faudrait 
un concept qui engage toute la société 
et défi nisse l‘Europe comme une » com-
munauté de solidarité et de responsabi-
lité «. Au regard de défi s comme le chô-
mage des jeunes et l’immigration en Eu-

rope de nombreux réfugiés, il faut trouver 
des réponses sociales innovantes. L‘Eglise, 
par sa doctrine sociale, peut fournir des 
repères pour construire un société plus 
juste. (Rédaction)

Martin Höpner : » L‘euro met systéma-
tiquement à mal la politique salariale «. 
Interview sur les perspectives d’une 
coordination transnationale des sa-
laires en Europe

Avec l’introduction de l’euro, la poli-
tique monétaire fut centralisée ; les cours 
de change ont été irrévocablement fi xés. 
Cependant, les négociations salariales 
continuent à se faire sur le plan national ; 
dans tous les pays membres de l’euro, les 
syndicats et les organisations du patro-
nat sont organisés de façon différente ; 
jusqu’à ce jour, une coordination trans-
nationale de la politique salariale n’a pas 
eu lieu. L‘euro peut-il fonctionner sans 
coordination salariale ? Pourquoi, depuis 
l’introduction de l’euro, la politique sala-
riale en Allemagne a-t-elle été si modé-
rée ? Les partennaires sociaux allemands 
sont-ils coresponsables de la crise de l’eu-
ro ? La politique tarifaire pourrait-elle 
aider à mettre fi n à la crise de l’euro ?
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Dr. Wolf-Gero Reichert ist der Preisträger des Förderprei-
ses Christliche Sozialethik 2014. Der Förderpreis wird alle 
zwei Jahre vom Verein der Freunde und Förderer des So-
zialinstituts Kommende Dortmund ausgeschrieben. Mit 
dem Preis sollen herausragende sozialethische Arbeiten 
junger Wissenschaftler und Wissenschaftlerinnen zu ak-
tuellen Themen öff entlich gewürdigt werden. Einen Son-
derpreis wurde Dr. Dr. Jonas Koudissa für seine Arbeit 
„Ethik und Migration“ verliehen. Die Preise wurden im 
Rahmen des Festaktes zum 65jährigen Bestehen des So-
zialinstituts Kommende Dortmund überreicht.

Ausgezeichnet wurde Wolf- Gero 
Reichert für seine Promotions-
schrift „Finanzregulierung zwi-
schen Politik und Markt. Per-
spektiven einer Politischen Wirt-

schaftsethik“. Gewürdigt werden damit vor allem die 
hohe wissenschaftliche Qualität und die aktuelle Rele-
vanz der Arbeit. Sie ist im Campus-Verlag veröff entlicht. 
Wolf-Gero Reichert war bis 2013 Mitarbeiter des Oswald 

von Nell-Breuning-Instituts für Wirtschafts- und Gesell-
schaftsethik in St. Georgen. Inzwischen ist er als Missio-
Diözesanreferent im Bistum Rottenburg-Stuttgart tätig.

Abbé Jonas Koudissa stammt aus 
der Republik Kongo und hat über 
20 Jahre als Seelsorger und So-
zialethiker in Deutschland gear-
beitet. Seine Arbeit zur Migration 

ist im Aschendorff -Verlag in der Reihe Forum Sozialethik 
erschienen. Sie beschäftigt sich mit dem afrikanischen 
Flüchtlings- und Migrationsproblem als beiderseitige 
Herausforderung für Europa und Afrika. Vor diesem Hin-
tergrund entwickelt Koudissa eine diff erenzierte Ethik 
der Migration. Gegenwärtig arbeitet Koudissa im Auf-
trag der kongolesischen Bischofskonferenz am Aufbau 
einer katholischen Akademie für Ethik in Brazzaville. Die 
Verleihung des Sonderpreises schlägt somit auch ei-
nen Bogen vom renommierten Sozialinstitut Kommen-
de Dortmund zum Aufbruch einer jungen Akademie in 
Zentralafrika.
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